Surtsblatt 


der k. k. 


van 


Keichshaupk- und 


—— 


relidenzfiade lien. 


Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 


Nr. UI. 


Dienstag, den 7. Februar 1893. 


Jahrgang II. 


— — 4 ˖*œ⸗z..333ß̃—ð̃—ů ͤ “r̃̃;ĩ Pu ·ꝛ—rL·—j&ͤ2. —ͤ —— 
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Einzelnexemplare à 10 kr. im Redactiouslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderuth. 


Slenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 1. Februar 1893 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. Nep. 
Prix und der Vice-Bürgermeiſter Dr. Albert Richter 
und Dr. Raimund Grübl. 


Bürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Dr. Stenz entſchuldigt ſein Ausbleiben 
wegen einer Sitzung im Landesſchulrathe, ebenſo Herr Gem.-Rath 
Ritt. v. Neumann. Ich bitte, die Einläufe zu verleſen. 

2. Schriftführer Gem.-Rath Janotta: Es iſt ein Schreiben 
an den Herrn Bürgermeiſter eingelangt folgenden Inhaltes (liest): 

„Euer Hochwohlgeboren! 

Über die ſehr geſchätzte Zuſchrift, Z. 1449, ddto. 20. Jänner 1893, erlaube 
ich mir Ener Hochwohlgeboren ergebenſt mitzutheilen, daßs ich es für paſſend 
erachte, die Wahl in den Gemeinderath hiemit dankend abzulehnen. 

Ich würde es mir zur höchſten Ehre geſchätzt haben, dieſer Körperſchaft 
anzugehören; aber die Grundbedingung hiefür bleibt immer die, dass mir die 
Majorität der Wähler das Mandat zuerkannt hätte. Letzteres war bei der Wahl 
am 22. Juni 1891 nicht der Fall. 

Ich halte es daher für geboten, von der Ausübung eines Mandates 
freiwillig abzuſtehen, welches, wenn auch keinen geſetzlichen, doch Einwendungen 
ſolcher Natur bloßgeſtellt bliebe, die kein Mandatträger unbeachtet laſſen ſoll. 


Hochachtungsvoll 
Platte, Generaldirectionsrath i. P.“ 

Wien, 31. Jänner 1893. 

Bürgermeiſter: Wird zur Keuntnis genommen. 

3. Schriftführer Gem.⸗Nath Janotta: Ferner wird durch 
eine Zuſchrift des öſterreichiſchen Handelsmuſeums bekanntgegeben, 
dafs die Ausſtellung des Hochzeitsgeſchenkes der Stadt Wien ein 
Erträgnis von 236 fl. 70 kr. ergeben hat, welches für die Armen 
der Stadt Wien beſtimmt iſt. 

Vürgermeiſter: Wird der Dank ausgeſprochen. 


4. Schriftführer Gem.-Nath Januolta (liest): Inter⸗ 
pellation des Gem.⸗Rathes Nückauf: 

Auf Grund der beiliegenden Zuſchrift des „Rudolfsheimer Bürgerelub“ 
erlaubt ſich der Gefertigte, als aus dieſem Bezirke gewählter Vertreter, an den 
hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die höfliche Anfrage zu richten: 

Ob die Affaire des Empfanges des Central-Ausſchuſſes des 
Wiener Hausherrenvereines ſeitens des Herrn Bürgermeiſters den 
Berichten der Wiener Journale entſpreche oder nicht und ob in 
letzterem Falle der hochgeehrte Herr Bürgermeiſter in Anbetracht 
deſſen, daſs dieſe Angelegenheit einen beträchtlichen Theil der 
Wählerſchaft in leicht begreifliche Aufregung verſetzt hat, geneigt 
wäre, eine dahingehende Richtigſtellung in den öffentlichen Blättern 
zu publicieren. 

Nürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
erwidern: Vorerſt geſtatten Sie mir, meine Herren, zu bemerken, 
dass dieſe Angelegenheit eigentlich meine perſönliche iſt, daſs ich 
aber gar keinen Auſtand nehme, die hier geſtellte Interpellation 
zu beantworten. Es waren vier Herren vom Eentralver— 
bande des Hausherrenvereines bei mir wegen der Mietzins— 
kreuzerfrage. Es iſt total unrichtig, wenn behauptet wird, daſs ich 
dieſe Herren brüsk empfangen habe (Rufe: Hört!), vielmehr habe 
ich mit dieſen Herren die ganze Frage durch längere Zeit ein— 
gehend beſprochen. Ich habe wohl keinen Hehl daraus gemacht, 
daſs ich der Anſchauung bin, dafs die eingeleitete Agitation keinen 
Erfolg haben könne; in der Sache ſelbſt habe ich entſchieden er— 
klärt, daſs ich nicht in der Lage bin, eine ſolche Agitation zu 
unterſtützen, daſs die Mietzinskreuzer vom Standpunkte der Ge— 
meinde und der heutigen Rechtslage wie bisher eingebracht werden 
müſſen, und dass eventuell auch ein Landesgeſetz uns in dieſer 
Richtung helfen müsste. Ich habe den Herren mitgetheilt, dafs, 
wenn man auf ihre Idee eingehen würde, es nothwendig wäre, 
eine Conſeription ſämmtlicher Mietparteien in Wien zu veranlaſſen, 
die uns heute fehlt, daſs wir eine Evidenzhaltung der verſchie— 
denen Zinsbewegungen in den Zinsterminen einführen (Sehr 
richtig), daſs auch die Anderung der Wohnorte der Parteien in 
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Evidenz gehalten werden, dass ich dazu ein Heer von Beamten 
aufnehmen (Sehr richtig!), daßs alles dies wieder die Stadt 
Wien bezahlen müſste (Sehr richtig), und daſs, da gewißs 
die Erhöhung von mindeſtens einem Zinskreuzer nothwendig 
wäre, daher es gar nicht im Intereſſe der Bevölkerung gelegen 
ſein kann, eine ſolche Agitation zu unterſtützen. Nun, meine Herren, 
ich glaube, das man wohl vom Bürgermeiſter der Stadt Wien 
erwarten darf, daßs er in ernſten Fragen nicht erſt Umſchweife 
macht, ſondern ſeine Meinung offen und ehrlich erklärt. (Beifall.) 
Das habe ich Bürgern gegenüber zu thun als meine Pflicht er— 
achtet. Wenn das eine brüske Behandlung iſt, dann war es eine 
solche, aber ſonſt gewiss nicht, denn es kann doch gewiss nicht als 
eine nicht entſprechende Behandlung bezeichnet werden, wenn man 
mit Abgeſandten der Bürgerſchaft eingehend eine Frage erörtert. 
Die Herren haben ſich auch in freundſchaftlichſter Weiſe von mir 
empfohlen, und wenn die vier Herren gefragt werden, müſſen ſie 
die Antwort, die ich hier gegeben habe, als wahr bezeichnen. 
Wenn daher andere Berichte in den Zeitungen ſind, ſo ſind ſie 


unrichtig, wofür die Preſſe aber ſelbſtverſtändlich nichts kann, weil 


ſie nur einen Bericht gegeben hat aus einer Verſammlung, wo 
ſolche Behauptungen aufgeſtellt und derlei Vorwürfe gefallen ſind. 
Weil die Sache ſo ſteht, glaube ich auch nicht, daſs ich nothwendig 
habe, in der Preſſe irgendwie auf dieſe Verſammlung zu antworten. 
(Bravo! Bravo!) 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung; Gegenſtand iſt die 
Fortſetzung der Debatte über den Vertrag mit der Allgemeinen 
öſterreichiſchen Elektricitäts-Geſellſchaft. 

Ich erſuche den Herrn Dr. Huber zum Referate. 

5. Referent Gem.⸗Rath Dr. Huber (an den Referenten⸗ 
tisch tretend): Sehr geehrte Herren! Ich glaube, dass letzthin 
eigentlich eine General-Debatte in der Sache ſtattgefunden hat, 
und dafs ich auf vorgebrachte Bemerkungen ſchon geantwortet 
habe. Bezüglich jener des Herrn Collegen Stern bemerke ich noch— 
mals, dafs feinen Bemänglungen rückſichtlich der Stiliſierung 
ſehr leicht und bereitwilligſt meinerſeits Rechnung getragen 
werden kann. Die anderen Anträge werden bei den betreffenden 
Paragraphen noch zur Erörterung kommen. Ich beginne alſo mit 
dem Vertrage als ſolchen ſelbſt. (Liest:) 


18 

Die Gemeinde Wien ertheilt der Allgemeinen öſterreichiſchen 
Elektricitäts⸗Geſellſchaft das Recht, in den ſtädtiſchen Straßen, 
Gaſſen, Plätzen, Brücken und Gartenanlagen in dem dermaligen 
Gemeindegebiete in Wien für die Vertheilung elektriſcher Kraft, 
reſpective zum Zwecke elektriſcher Beleuchtung und ſonſtiger elektriſcher 
Verrichtungen von ihrer Erzeugungsſtätte in Wien, II., Obere 
Donauſtraße Nr. 23, Leitungen ſammt allem Zugehör zu legen und 
dieſelben für die Beleuchtung, Heizung, Krafttrausmiſſion und alle 
anderen zuläſſigen Zwecke, zu welchen elektriſche Kraft angewendet 
werden kann, zu benützen, inſoweit hiedurch in den betreffenden 
ſtädtiſchen Objecten (Straße, Gaſſe, Platz, Brücke, Gartenanlage) 
die jeweilig beſtehenden Telegraphen⸗, Telephonleitungen und ſon— 
ſtigen Elektricitätsleitungen nicht geſtört werden und die Anlage 
ſolcher Leitungen ſowie von elektriſchen Leitungen überhaupt, ſei 
es eines anderen Unternehmers oder der Gemeinde, ſich aus 
techniſchen Gründen nicht als unmöglich darſtellt.“ 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter (welcher mittlerweile den 
Vorſitz übernommen hat): Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
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meldet ſich. — Nach einer Pauſe:) Keine Einwendung; ange— 
nommen. 

Referent (liest): 

„§ 2. 

Das der Allgemeinen öſterreichiſchen Elektricitäts⸗Geſellſchaft 
ertheilte Benützungsrecht wird derſelben bis zum 1. Juli 1939, 
vom Tage des Vertragsabſchluſſes an gerechnet, eingeräumt. 

Für den Fall, als es die Gemeinde in ihrem Intereſſe ge— 
legen erachtet, den gegenwärtigen Vertrag vor dem 1. Juli 1939 
aufzulöſen, wird derſelben hiemit das Recht eingeräumt, die Auf— 
löſung ſchon am 1. Juli 1904, oder am 1. Juli 1914, oder am 
1. Juli 1924 zu begehren; doch wird die Gemeinde hiezu nur in 


dem Falle berechtigt ſein, wenn ſie dieſen Entſchluſs drei Jahre 
vor Eintritt des bezüglichen Zeitpunktes der Unternehmung bekannt— 


gegeben hat.“ 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. — Ange 
nommen. 


Referent (liest): 


Bei Ablauf des Vertrages, d. i. am 1. Juli 1839 gehen 
ſämmtliche im ſtädtiſchen Grunde und an ſtädtiſchen Objecten im 
Gemeindegebiete beſtehenden Leitungen, Apparate und Ein— 
richtungen unentgeltlich in das freie Eigenthum der Gemeinde 
über und ſteht der Gemeinde das Recht zu, auch die im 
Gemeindegebiete von Wien liegenden Realitäten, in welchen ſich 


die von der Unternehmung benützte Erzeugungsſtätte für Elek— 


tricität befindet, ſammt allen Baulichkeiten, Apparaten und Ein⸗ 


richtungen, welche zum Betriebe der elektriſchen Anlagen dienen 


oder hiezu erforderlich find, und eventuell auch ſammt anderweitigen 
Aulagen, welche zwar nicht zum Betriebe elektriſcher Anlagen 
dienen, aber mit denſelben gemeinſam und mit gemeinſamen Hilfs— 
mitteln betrieben werden (Nebenanlagen), um den gerichtlich zu 
erhebenden Schätzwert zu erwerben; nur mußs die Gemeinde die 
Abſicht dieſer Erwerbung der Unternehmung mindeſtens drei Jahre 
vor Vertragsablauf bekanntgeben. 

Die Realitäten find von der Unternehmung laſten⸗ 
ſchuldenfrei zu übergeben. 

Außerdem räumt für dieſen Fall die Unternehmung der Ge— 
meinde Wien, beziehungsweiſe dem von derſelben beſtellten Unter— 
nehmer (§ 6) ohne Anſpruch auf Entſchädigung das Recht ein, 
alle jene zum unbehinderten Betriebe der übergebenen Erzeugungs— 
ſtätten für Elektricität und der von denſelben ausgehenden Leitungs— 
anlagen erforderlichen Objecte, auf deren Herſtellung die Unter— 
nehmung zur Zeit der Übergabe noch aufrechte Privilegien beſitzt, 
durch wen immer in Stand halten und erneuern zu können. Die 
Unternehmung haftet ferner dafür, dafs für dieſen Fall die von 
ihr ſelbſt erwirkten k. k. ausschließenden Privilegien während ihrer 
Dauer durch die Gemeinde oder den von derſelben beſtellten Unter— 
nehmer in Anſehung der übernommenen Erzeugungsſtätten unent— 
geltlich fortbenützt werden können. 

Endlich verpflichtet ſich die Unternehmung, in einem ſolchen 
Falle auch jene Befugniſſe zur Ausübung anderweitiger fremder 
Privilegien m) welche von ihr zur Zeit der Übergabe bei 
dem Betriebe der Erzeugungsſtätten benützt werden, unter den ihr 
(der Unternehmung) ſelbſt eingeräumten Bedingungen, beziehungs— 
weiſe gegen Vergütung des gemachten Aufwandes pro rata tem- 


und 
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poris zur fortgeſetzten Ausübung in Anſehung der übergebenen 
Erzeugungsſtätten an die Gemeinde zu übertragen.“ 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es wird keine Einwendung erhoben, 
ich erkläre daher S3 für angenommen. 

Referent (liest): 

„8 4. 

Bei Auflöſung des Vertrages, das iſt nach dem 1. Juli 1904, 
nach dem 1. Juli 1914, eventuell nach dem 1. Juli 1924, kommt 
das im § 3 für die Gemeinde bedungene Heimfallsrecht in Wegfall 
und iſt die Gemeinde verpflichtet: 

a) diejenigen Objecte, bezüglich welcher ihr nach S 3 dieſes 
Vertrages nach deſſen Ablauf das Heimfallsrecht zuſteht, ſowie 


b) jene Objecte, welche fie nach § 3 dieſes Vertrages nach 


deſſen Ablauf um den Schätzwert zu erwerben das Recht hat, um 
den gerichtlich zu erhebenden Schätzwert abzüglich der allfällig auf 
dieſen Objecten haftenden Schuldcapitalien, und zwar nach dem 
1. Juli 1904 mit 35%, ſchreibe fünfunddreißig Percent, Auf— 
zahlung auf den Schätzwert, nach dem 1. Juli 1914, rückſichtlich 
nach dem 1. Juli 1924 die unter a) bezeichneten Objecte mit 
einem Abzuge von 10%, ſchreibe zehn Percent, rückſichtlich 50%, 
ſchreibe fünfzig Percent, vom Schätzwerte, und die unter b) be— 
zeichneten Objecte um obigen Schätzwert unter den im § 3 an— 
gegebenen Bedingungen zu erwerben, und iſt die Unternehmung 
gebunden, dieſe Objecte der Gemeinde in betriebsfähigem Zuſtande 
zu übergeben, und ſteht auch in dieſen Fällen der Gemeinde das 
im § 3, Abſatz 3 eingeräumte Recht zu. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
habe mir zur Geſchäftsordnung das Wort erbeten, um den Herren 
mitzutheilen, daſs ich der Meinung bin, dafs, nachdem dieſer 
Vertrag allen Mitgliedern des Gemeinderathes bekannt iſt, die 
volle Verleſung desſelben eigentlich überflüſſig iſt. Ich möchte 
daher den Antrag ſtellen, daſs nur jene Paragraphe zur Verleſung 
kommen, zu welchen irgend ein Mitglied der Verſammlung 
ſprechen will. 

Gem.-Nath Dr. Stern (zur Geſchäftsordnung): Was die 
Anregung des Herrn Gem.-Rathes Frauenberger anlangt, 
glaube ich, dafs es doch gut wäre, wenn der ganze Vertrag ver— 
leſen wird, weil man während der Verleſung einige Anſtände ent— 
decken könnte, die man ſonſt überſieht, nachdem einzelne dieſer 
Paragraphe ziemlich lang ſind. 

Zur Sache ſelbſt möchte ich, wenn ich gleich zu dem Para— 
graphen ſprechen darf, bemerken . . .. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte, nur zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung zu ſprechen. 

Referent: Ich glaube, dass es die Aufgabe des Referenten 
iſt, den Wünſchen der Majorität der Verſammlung in dieſer 
Hinſicht nachzukommen. Ich bin bereit, den Vertrag zu verleſen, 
finde es aber auch ganz begreiflich, daſs einige der Herren dagegen 
Einſpruch erheben. Ich meine, daſs es zweckmäßig wäre, dafs jeder, 
der eine Bemängelung an einer Beſtimmung des Vertrages zu 
machen hat, dieſelbe vorbringe; ich als Referent werde dafür nur 
dankbar ſein. Die Sache wird deshalb vom Stadtrath dem Ge— 
meinderath vorgelegt, damit hier möglicherweiſe noch Verbeſſerungen 
vorgenommen werden. 

Vice Bürgermeifter Dr. Richter: Herr Gem. - 
Frauenberger ſtellt den formalen Antrag, dals 


Rath 
von einer 
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Verleſung der einzelnen Paragraphe Abſtand genommen werde, es 
wäre denn, dals ein Mitglied der Verſammlung die Verleſung 
wünſcht, um daran eine Bemerkung zu knüpfen. 

Ich bitte die Herren, welche damit einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Ich bitte den Herrn Referenten, die Zahlen der Paragraphe 
aufzurufen, und ich werde bei jedem einzelnen Paragraphen die 
Frage ſtellen, ob einer der Herren das Wort wünſcht. (Zuſtimmung.) 

Referent: § 4] 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich habe bereits in der General- 
Debatte beantragt, daßs es in der letzten Zeile zu heißen habe: 
„Abſatz 3 und 4“. Der Herr Referent hat erklärt, dass er 


damit einverſtanden ſei. 


Referent: Ich habe bereits die Erklärung abgegeben, daſs 
ich die Bemerkungen des Herrn Gem.-Rathes Dr. Stern für 
begründet finde und mit der Einſchaltung einverſtanden bin. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bringe den Zuſatz-Antrag 
zu § 4 zur Abſtimmung, daſs es in der letzten Zeile nach den 
Worten „Abſatz 3“ zu heißen habe „und Abſatz 4“. 

Die Herren, welche zuſtimmen, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht). Der Zuſatz iſt angenommen. Den übrigen Inhalt 
des § 4 erkläre ich als angenommen. 

Referent: § 5! 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. 
wendung. § 5 iſt angenommen. 

Referent: § 6! 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wird das Wort ge— 
wünſcht? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. $ 6 iſt an— 
genommen. 

Referent: § 7! 

Vice-⸗Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. Angenommen.) 

Referent: § 8 lautet (liest): 


„§ 8. 


Von dem Beginne jeder Arbeit, welche ein Aufbrechen des 
ſtädtiſchen Grundes bedingt, iſt mindeſtens 24 Stunden früher die 
Gemeinde, die k. k. Polizeibehörde, die k. k. Poſt- und Telegraphen— 
Direction, die Privattelegraphen-Geſellſchaft und die betreffende 
Gas- oder Elektricitäts⸗Geſellſchaft ſchriftlich in die Kenntnis zu 
ſetzen, und hat die Unternehmung unter Einem der Gemeinde ein 
detailliertes Arbeitsprogramm in zwei Exemplaren vorzulegen. 
Dieſes Arbeitsprogramm iſt nach Zustimmung ſeitens des Stadt— 
bauamtes, wobei auf die zeitlichen und örtlichen Verhältniſſe ent— 
ſprechend Rückſicht zu nehmen fein wird, mit thunlichſter Beſchleu⸗ 
nigung im kurzen Wege der Unternehmung in einem Exemplare 
rückzuſtellen. 

Vor der Hinausgabe dieſes Arbeitsprogrammes darf mit den 
Arbeiten nicht begonnen werden. 

In beſonders dringenden Fällen iſt die Anzeige über die 
Vornahme von Arbeiten mindeſtens gleichzeitig mit dem Beginne 
derſelben unter Vorlage des Arbeitsprogrammes zu erſtatten, in 
welchem Falle es der Gemeinde freiſteht, dieſe begonnenen Arbeiten 
ſofort wieder einzuftellen. | 

Wenn mit der Legung, Abänderung oder Ausbeſſerung einer 
Leitung begonnen wurde, jo find die darauf bezüglichen Arbeiten mit 

1* 


Wünſcht jemand das 
Keine Ein⸗ 
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aller Beſchleunigung und ohne Unterbrechung bis zu ihrer gänzlichen 
Vollendung, an beſonders lebhaften Paſſagen über Aufforderung 
der Gemeinde ſelbſt bei Nacht ununterbrochen fortzuſetzen und 
Straßenkreuzungen auf Verlangen der Gemeinde nur zur Nachtzeit 
zu bewirken, ohne daſs die Unternehmung deshalb berechtigt fein 
ſoll, an die Gemeinde Anſprüche zu ſtellen. 

Die Unternehmung iſt verpflichtet, ſich bei der Ausführung 
der Leitungen und anderer Herſtellungen genau nach den behörd— 
lichen Anordnungen zu benehmen, insbeſondere den Straßenkörper 
wieder vollkommen in den früheren Stand herzuſtellen, bei ge— 
pflaſterten Straßen aber durch ein Jahr für den entſprechenden 
ſoliden Beſtand des Pflaſters zu haften. 

Die Gemeinde Wien iſt auch berechtigt, die Unternehmung zu 
verhalten, neue und umzulegende Kabelleitungen in die ſtädtiſchen 
Haupt und Nebencanäle, welche hiezu geeignet find, nach den An— 
gaben des Stadtbauamtes unterzubringen und für die Führung 
von Leitungskabeln im Bedarfsfalle die Einziehung von Rohren 
und die Herſtellung von Canälen zu verlangen. 

Bei allen Aufgrabungen wie bei Legung und Ausbeſſerung 
der Leitungen müſſen alle Beſchädigungen an Canälen, Waſſer— 
leitungen, Baumpflanzungen, Gebäuden und anderen Objecten mit 
möglichſter Sorgfalt vermieden werden; kommen ſolche dennoch 
vor, ſo hat die Unternehmung geeignete Abhilfe, eventuell Schaden— 
erſatz zu leiſten. 

Desgleichen iſt die Unternehmung gehalten, bei Legung von 
Leitungen in Gartenanlagen, bei Brücken und anderen Objecten 
alle zum Schutze dieſer Objecte als zweckmäßig erprobten Ver— 
ſicherungen anzuwenden, ohne dals deshalb von der Unternehmung 
eine wie immer Namen habende Entſchädigung angeſprochen 
werden darf. 

Übrigens ſteht der Gemeinde das Recht zu, die Umlegung 
oder gänzliche Beſeitigung der Leitungen von dem der Gemeinde 
gehörigen Grunde in Straßen, Gaſſen, auf Plätzen, Brücken und 
in Gartenanlagen, wenn dies aus öffentlichen Rückſichten geboten 
erſcheint, innerhalb einer von Fall zu Fall zu beſtimmenden Zeit 
zu verlangen. 

Die Gemeinde Wien iſt berechtigt, wenn es das Intereſſe des 
öffentlichen Verkehres erfordert, zu verlangen, dass behufs Ver— 
meidung von Traverſierungen von Straßen und Plätzen infolge 
von Abzweigungen in die Häuſer an jeder Seite der Straße oder 
des Platzes von der Unternehmung ein Kabel (eine Haupt-, be 
ziehungsweiſe Vertheilungsleitung) gelegt werden mus. 

Jede Abänderung der Leitungstracen ſowie Verſetzung der 
hiezu gehörigen Objecte, dieſelbe mag nun aus Anlaſs einer 
Straßenregulierung, der Umwandlung eines Straßengrundes in 
einen Baugrund, einer öffentlichen oder Privatbauführung oder 
ſonſt aus öffentlichen Rückſichten nothwendig werden, muſßs auf 
Koſten der Unternehmung ohne irgend einen Entſchädigungsanſpruch 
an die Gemeinde geſchehen. 

Im Falle ein Kabel außer Betrieb geſetzt wird, iſt die Geſell— 
ſchaft verpflichtet, dasſelbe auf Verlangen der Gemeinde aus dem 
Grunde zu entfernen und hiebei denſelben Vorgang wie bei Legung 
des Kabels einzuhalten. Es ſteht jedoch der Gemeinde frei, den 
Zeitpunkt der Entfernung zu beſtimmen; hiebei ſoll jedoch die Friſt 
eines Jahres nicht überſchritten werden.“ 

Gem.-Nath Heiler: Ich habe ſchon in der General-Debatte 
den Antrag geſtellt, daſs bei § 8 erſter Abſatz, wo es heißt, daſs 
die k. k. Poſt⸗ und Telegraphen-Direction, die Privattelegraphen— 
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Geſellſchaft und die betreffende Gas- und Elektricitäts-Geſellſchaft 
von dem Beginne der Arbeiten ſchriftlich zu verſtändigen ſind, auch 
die betreffenden Anrainer, die Haus- oder Geſchäftsleute dort, wo 
die Arbeiten oder Aufgrabungen ſtattfinden, verſtändigt werden 
ſollen. 

Weiters heißt es im vierten Abſatz, daſs die Arbeiten auf 
Verlangen der Gemeinde nur zur Nachtzeit zu bewirken ſind; da 
müſſen die Worte hinzukommen „und fertig zu ſtellenſind“. 
Ich habe die eigene Erfahrung gemacht, dass auf Straßenkreuzungen, 
wie bei der Aſperngaſſe, drei Nächte gearbeitet wurde. Jedesmal 
ſind ein oder zwei Arbeiter gekommen. In dem weiteren Punkte, 
wo von dem Schadenerſatze die Rede iſt, entſteht die ſehr wichtige 
Frage, wer beſtimmt die Höhe des Schadenerſatzes? Wenn man 
hier einen Schaden an ſeinem Gebäude oder ſonſt Schaden leidet 
und ſich an einen Advocaten wendet, jo muss doch jemand da ſein, 
der den Schaden zu beſtimmen hat. Wenn man Sachverſtändige 
heranzieht, ſo koſtet das wieder ſehr viel Geld. Ich möchte alſo 
beantragen, daſs es heißt: „So hat die Unternehmung geeignete 
Abhilfe, eventuell Schadenerſatz zu leiſten, deſſen Höhe vom Stadt— 
bauamte beſtimmt wird“. 

Gem.-⸗Nath Dr. Stern: Zunächſt möchte ich mir rückſichtlich 
des erſten Abſatzes des §S 8 an den Herrn Referenten eine Anfrage 
erlauben. Zu Beginn desſelben heißt es (liest): 

„Von dem Beginne jeder Arbeit, welche ein Aufbrechen des 
ſtädtiſchen Grundes bedingt, iſt mindeſtens 24 Stunden früher die 
Gemeinde, die k. k. Polizeibehörde, die k. k. Poſt- und Telegraphen— 
Direction, die Privattelegraphen-Geſellſchaft und die betreffende 
Gas⸗ oder Elektricitäts-Geſellſchaft ſchriftlich in die Kenntnis zu 
ſetzen, und hat die Unternehmung unter Einem der Gemeinde ein 
detailliertes Arbeitsprogramm in zwei Exemplaren vorzulegen.“ 

Gleich im folgenden Satze heißt es (liest): 

„Dieſes Arbeitsprogramm iſt nach Zuſtimmung ſeitens des 
Stadtbauamtes, wobei auf die zeitlichen und örtlichen Verhältniſſe 
entſprechend Rückſicht zu nehmen ſein wird, mit thunlichſter Be— 
ſchleunigung im kurzen Wege der Unternehmung in einem Exemplare 
rückzuſtellen.“ 

Ich möchte mir nun an den Herrn Referenten die Anfrage 
erlauben, ob bei der Abfaſſung dieſes Abſatzes daran gedacht 
wurde, dass innerhalb 24 Stunden, alſo ſofort das Stadtbauamt 
die Bewilligung ertheilt, damit dann ſofort und zwar innerhalb 
dieſer 24 Stunden mit der Arbeit begonnen werden könne. Iſt 
dieſe Vorausſetzung wirklich gegeben, ſo kann ich allerdings dieſem 
Abſatze zuſtimmen. 

Referent: Die obwaltende Auffaſſung wurde ſowohl vom 
Referenten als im Stadtrath vertreten. Ich kann nach Rückſprache mit 
den techniſchen Organen der Gemeinde erklären, dass einer ſolchen 
Arbeit immer eine Local-Commiſſion vorausgeht, bei der alles 
Nähere beſprochen wird, fo daſs die Erledigung ohne Verzug ge— 
ſchehen kann. Darum heißt es auch hier: „mit thunlichſter Be— 
ſchleunigung im kurzen Wege“, weil die Sache eben ſchon durch 
die Local-Commiſſion feſtgeſtellt wird. | 

Gem.-Nath Dr. Stern: Unter dieſer Vorausſetzung hätte 
ich gegen den erſten Abſatz des § 8 nichts einzuwenden. Ich möchte 
aber zum Abſatz 8 dieſes Paragraphes ſprechen. Zu dieſem Abſatze 
habe ich mir bereits in der General-Debatte einen Antrag zu ſtellen 
erlaubt, deſſen Berückſichtigung mir auch vom Herrn Referenten 
zugeſagt wurde. Es heißt nämlich dort: „desgleichen iſt die Unter— 
nehmung gehalten ꝛc., alle Verſicherungen vorzunehmen, ohne dais 
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deshalb von der Unternehmung eine wie immer Namen habende 
Entſchädigung beansprucht werden darf.“ Hier möchte ich bean— 
tragen, dafs an Stelle der paſſiven die active Form gewählt werde, 
damit man deutlich weiß, dass die Unternehmung von der Gemeinde 
keinen Erſatz zu beanſpruchen hat; daher beantrage ich, daſs dies jo zu 
lauten habe: „ohne das deshalb die Unternehmung eine wie 
immer Namen habende Entſchädigung gegenüber der Gemeinde 
beauſpruchen darf.“ 

Referent: Ich habe ſchon heute eingangs und auch bei der 
letzten Debatte erwähnt, daſs ich dieſer Bemerkung des Herrn 
Dr. Stern beipflichte; ich habe auch nichts gegen dieſe Stiliſie— 
rung des Herrn Dr. Stern einzuwenden. Ich habe dies in 
ungefähr derſelben Weiſe ſtiliſieren wollen, nehme aber auch den 
Wortlaut des Herrn Dr. Stern an. 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich habe zu dieſem Paragraph 
zwei Anträge zu ſtellen. 

Erſtens ſcheint mir die Friſt von 24 Stunden zur Anmeldung 
an die Gemeinde, Telegraphen-Geſellſchaft ꝛc. vor Beginn der 
Arbeiten viel zu kurz. Die Anmeldung hat ja hauptſächlich den 
Zweck, damit die betreffenden Anſtalten möglicherweiſe auch ihre 
Arbeiten mitverrichten können, wenn ſchon die Straßen aufgeriſſen 
werden. 

Aus dieſem Grunde ſollte meines Dafürhaltens die Anmeldung 
mindeſtens 48 Stunden vorher erfolgen, damit die Telegraphen— 
Geſellſchaft, die Gasgeſellſchaft ꝛc. auch ihre Arbeiter zu dieſer 
Arbeit beordern kann. Ich würde mir daher den Antrag erlauben, 
daſs es heißen ſoll, dafs 48 Stunden vor Beginn jeder Arbeit, 
nämlich der gewöhnlichen Arbeit, die vorgeſchriebenen Anzeigen zu 
erſtatten ſind. 

Im Abſatz 3 heißt es weiter, in beſonders dringenden Fällen 
kann die Arbeit gleich begonnen werden, nur mußs ſofort die 
Anzeige erſtattet werden. 

Meine Herren, was ſind denn dringende Fälle? Es ſcheint 
mir, daſs dies nicht präcis genug ausgedrückt iſt, und ich glaube, 
daſs unter dieſen dringenden Fällen nur Gebrechen zu verſtehen 
ſind. Selbſtverſtändlich kann man, wenn Gebrechen vorkommen, 
nicht tagelang warten, ſondern es mußs ſofort eingeſchritten werden; 
daher erlaube ich mir, nachdem bei gewöhnlichen Arbeiten gewiss 
ein längerer Zeitraum zugeſtanden werden kann, und es gar nichts 
verſchlägt, wenn die Anzeige 48 Stunden vorher erſtattet werden 
mus, zu beantragen, dass im dritten Abſatz ſtatt der Worte „in 
beſonders dringenden Fällen“ geſetzt werde „bei Gebrechen iſt die 
Anzeige über die Vornahme der Arbeiten ſofort zu erſtatten und 
kann die Arbeit ſofort beginnen.“ Ich bitte Sie, dieſe beiden 
Anträge anzunehmen. 

Referent: Ich bitte den Herrn Ingenieur Kloſe darüber 
zu hören. ö 

Bauamts-Ingenieur Kloſe: Was den Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Frauenberger betrifft, daßs die Elektricitäts— 
Geſellſchaft die Anzeige von den Aufgrabungen 48 Stunden vorher 
erſtatten ſoll, ſo glanbe ich, wird dies wohl keinem Anſtande unter— 
liegen, obwohl immerhin vielleicht die Geſellſchaft in ihren Dis⸗ 
poſitionen dadurch etwas gehindert werden könnte. Beim zweiten 
Punkte, betreffend die dringenden Fälle, dürfte es doch manchmal 
wirklich verſchiedene dringende Fälle geben. 

Ich bin jetzt nicht in der Lage, ſolche Fälle anzuführen, die 
nicht auf Gebrechen baſieren, wo die Geſellſchaft aber mit Rückſicht 
auf die Paſſage⸗ und Verkehrsverhältniſſe raſch handeln will und 
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wo es vielleicht nicht möglich iſt, 48 Stunden mit einer Arbeit 
zu warten; da glaube ich, es wäre wohl beſſer, es bei dieſer 
Faſſung, wie ſie im Vertrage gegeben iſt, zu belaſſen. 
Gem.-Nath Kareis: Ich hätte den Ausführungen des ge— 
ehrten Herrn Vorredners noch etwas entgegenzuſetzen, — nicht 


des Herrn Ingenieurs, ſondern des Herrn Gemeinderathes. Es 


iſt nämlich gefagt worden: „48 Stunden.“ Nun, es iſt ganz 
richtig, dafs die Dispoſitionen der betreffenden Geſellſchaften 
dadurch, dafs man ihnen nicht doppelt ſoviel Zeit verſchreibt, ein wenig 


eingeengt werden; die Vorausſetzung, welche zu dem Wunſche 


geführt hat, dajs 48 Stunden früher die Anzeige erfolgen ſoll, iſt 
ganz unrichtig ſeitens des Herrn Gemeinderathes aus dem VII. Be⸗ 
zirke, denn er hat angenommen, dass es nur deshalb angezeigt 
wird, damit die betreffenden Geſellſchaften gleichzeitig ihre Arbeiten 
vornehmen können. Das iſt eine irrige Vorausſetzung, denn dieſe 
Geſellſchaften könnten ſchwerlich gleichzeitig ihre Arbeiten vor— 
nehmen. Sie werden nur eingeladen, ſowohl die Privattele— 
graphen-Geſellſchaft, ſowie das Arar und die Polizei-Direction, 
damit nichts geſchehe, was gegen die betreffenden Verträge und 
gegen die Intereſſen der Privaten verſtoßen könnte. 

Da dieſe Vorausſetzung nicht richtig iſt und eine andere Be— 
gründung ſeitens des Herrn Vorredners nicht vorgebracht wurde, 
glaube ich, dass, um doch nicht dieſen Vertrag allzu verſchieden von 
den früheren Verträgen zu machen, wir bei dieſer Kleinigkeit keinen 
Unterſchied machen und „24 Stunden“ belaſſen ſollen. Es wird 
dieſer Vertrag ohnedies ſo ſehr von den früheren Verträgen, welche 
mit dieſer Geſellſchaft und den anderen Geſellſchaften geſchloſſen 
wurden, verſchieden fein, dajs das eine Ungerechtigkeit wäre. Was 
den dritten Abſatz betrifft, „in beſonders dringenden Fällen“, ſo 
müſſen dies nicht gerade Gebrechen ſein; es kann ja ſein, daſs 
z. B. ein Potentat nach Wien kommt, und dass die betreffende 
Stelle durch eine elektriſche Beleuchtung mehr in Glanz geſetzt 
werden ſoll. Das iſt auch ein dringender Fall und doch kein Ge— 
brechen. Es gibt gewiss in der Praxis eine größere Anzahl von Fällen, 
welche nicht dringend genannt werden können, wo aber die gleich⸗ 
zeitige Anzeige nichts verſchlägt. Es iſt Pflicht der Telegraphen— 
Direction, der Privattelegraphen-Geſellſchaft und der Polizei-Direction, 
daſs ſie irgend wem zur Verfügung habe, welcher gleich an Ort 
und Stelle geht und die Erhebungen mitpflegen kann. Ich ehe 
die Nothwendigkeit dieſer Abänderungen nicht ein, und bin auch 
dagegen, aus dem früher ſchon angegebenen Grunde, um dieſe 
Verträge nicht ſo verſchieden zu machen. 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Meine Herren, ich möchte bitten, 
meinem Antrage zuzuſtimmen, denn gerade das, was mein un— 
mittelbarer Herr Vorredner geſagt hat, beſtimmt mich, darauf zu 
beharren. Wenn der Herr Vorredner ſagt, „wenn ein Potentat 
kommt, muss das augenblicklich gemacht werden“, jo glaube ich, 
wir leben in einer Zeit, wo wir ziemlich lange vorher wiſſen, 
wann ein Potentat kommt, und wir erfahren das nicht erſt in der 
letzten Stunde. Ich glaube, dass es wirklich zweckmäßig iſt, wenn 


man die betreffenden, hier genannten Geſellſchaften zwei Tage 


vorher verſtändigt. Man mußs wiſſen, daßs die Leute, wenn ſie an 
ihren Leitungen was machen wollen, ſich vorbereiten müſſen, dass 


ſie vielleicht für die Rohre zu ſorgen haben, daßs fie Arbeiter be 


ſtellen müſſen u. ſ. w., und bei einer gewöhnlichen Rohrlegung 
verſchlägt es nichts, wenn dieſe Geſellſchaften zwei Tage vorher 
verſtändigt werden; das hat auch der Herr Vertreter des Stadt⸗ 
bauamtes hier zugegeben. Wie geſagt, was die dringenden Fälle 


278 


WIN IINIIN NN NN KEK 


anbelangt, ſo bin ich von meinem Vorredner nicht überzeugt worden. 


Ich verſtehe unter dringenden Fällen Gebrechen. Ich weiß keinen 


anderen dringenden Fall, welcher jo dringend wäre, daßs man die 
Sache nicht zwei Tage verſchieben kann. Ich möchte daher bitten, 
meine geſtellten Anträge anzunehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Debatte iſt geſchloſſen. 

Aeferent: Da ich das unmittelbar in Erinnerung habe, was 
am Schluſſe von Gem.-Rath Frauenberger gejagt worden 
it, muſs ich dagegen Folgendes bemerken: Wenn Gem.-Rath 
Frauenberger meint, dafs unter beſonders dringenden Fällen 
nur Gebrechen verſtanden ſeien, ſo, glaube ich, kann niemand bei 
längerem Nachdenken im Zweifel fein, dass dies beengender iſt. 
„In dringenden Fällen“ umſchließt alles; das ſchließt die Gebrechen 
auch in ſich, und daher iſt dem Antrage damit ſchon Rechnung 
getragen. Es iſt beſſer, den weiteren Ausdruck zu gebrauchen, als 
den engeren. Das Stadtbauamt hat große Erfahrungen im Laufe der 
Jahre geſammelt, und haben Sie überdies einen Fachmann von 
großer Bedeutung gehört, den Herrn Collegen Kareis. Ich 
glaube, dafs Sie vollkommen beruhigt ſein können, wenn Ihnen 
von ſolcher Seite beſtätigt wird, dass es beſſer iſt, wenn man 
dieſe Stiliſierung beläſst. 

Herr Collega Seiler hat zwei Anträge geſtellt. Einer geht 
dahin, es ſeien auch die Anrainer zu verſtändigen. Wenn man 
glaubt, dass dies nothwendig iſt, jo frägt es ſich nun, wer ſoll 
die Verſtändigung machen? Soll das als Pflicht der Geſellſchaft 
auferlegt werden — und da müfste ich den Antragſteller bitten, 
ſich auch diesfalls zu erklären — oder ſoll man dies als eine 
Pflicht der Gemeinde auferlegen. Ich glaube, es iſt nicht opportun, 
die Gemeinde damit zu belaſten, ſondern ich möchte bitten, wenn 
Sie auf den Antrag eingehen, zu beſtimmen, dal8 die Geſellſchaft 
die Pflicht hat, die Anrainer zu verſtändigen. 

Weniger günſtig kann ich mich für den zweiten Antrag aus— 


ſprechen, wo der Herr Collega Seiler meint, das Stadtbauamt 


ſolle den Schadenerſatz und die Höhe desſelben beſtimmen. Das 
geht denn doch nicht. Das iſt eine Frage des bürgerlichen Rechtes 
und mir als Juriſt ſcheint es nicht opportun, dem Stadtbauamte 
einen ſolchen Wirkungskreis zu geben. Wenn Sie jedoch glauben, 
es ſolle diesfalls eine Ingerenz ſeitens der Gemeinde geübt werden, 
jo, glaube ich, müſste der Antrag dahin formuliert werden: es ſei 
der Magiſtrat zu beauftragen; das iſt ein großer Körper und er 
wird die Sache auch von juriſtiſcher Seite erwägen. Übrigens iſt 


es mir als Referent lieber, wenn Sie dieſen Antrag des Herrn 


Collegen Seiler ablehnen. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab- 
ſtimmung. Zu Abſatz 1 des § 8 iſt zunächſt von Herrn Gem. 
Rath Frauen berger ein Gegen-Antrag geſtellt worden, dahin 
gehend, es habe anſtatt „in mindeſtens 24 Stunden früher der 
Gemeinde ꝛc.“, zu lauten „in mindeſtens 48 Stunden früher ꝛc.“ 

Ich bitte jene Herren, die dieſem Gegen-Antrage des Herrn 
Gem.⸗Rathes Frauenberger zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minorität; iſt abgelehnt. 

Weiters hat Herr Gen- Rath Seiler nach den Worten 
desſelben Abſatzes „und die betreffende Gas- oder Elektricitäts⸗ 
Geſellſchaft“ beantragt einzuſchalten „und die Anrainer“. 

Ich bitte jene Herren, welche dieſem Zuſatz⸗Antrage zuſtimmen, 


die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Majorität; der 


Antrag iſt angenommen. 
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Referent: Ich bitte, ob die Geſellſchaft oder die Gemeinde 
die Pflicht der Verſtändigung haben ſoll. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Abſatz 1 iſt ange⸗ 
nommen. Zu Abſatz 2 iſt keine Bemerkung gemacht worden; ich 
erkläre daher denſelben für angenommen. 

Bei Abſatz 3 ſtellt Herr Gem.-Rath Frauenberger den 
Gegen⸗Antrag: Es hat anſtatt „in beſonders dringenden Fällen“ 
zu lauten „bei Gebrechen“. 

Ich bitte jene Herren, welche dieſem Gegen-Antrage zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Sit die Minorität. Abgelehnt. 

Ich bitte nun jene Herren, welche dem Antrage des Herrn 
Referenten zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abſatz 3 
iſt angenommen. 

Bei Abſatz 4 beantragt der Herr Gem.-Rath Seiler nach 
den Worten „auf Verlangen der Gemeinde nur zur Nachtzeit zu 
bewirken“ die Einſchaltung der Worte: „und fertigzuſtellen“. 

Ich bitte jene Herren, welche dieſem Zuſatz-Antrage zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt die Minorität. Abgelehnt. 

Nun bitte ich jene Herren, welche dem Referenten-Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Zu den Abſätzen 5 und 6 iſt kein Antrag geſtellt worden. 
Ich erkläre dieſelben für angenommen. 

Bei Abſatz 7 beantragt der Herr Gem.-Rath Seiler einen 
Zuſatz folgenden Inhaltes: „Das Stadtbauamt hat die Höhe 
dieſes Schadenerſatzes zu beſtimmen.“ 

Ich bitte jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt die Minorität. Abgelehnt. 

Ich bitte jene Herren, welche dem Referenten-Antrage zu— 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Bei dem nächſtfolgenden Abſatze 8 beantragt der Herr Gem.“ 
Rath Dr. Stern für den Schluſsſatz, welcher lautet (liest): „ohne 
daſs deshalb von der Unternehmung eine wie immer Namen 
habende Entſchädigung angeſprochen werden darf“, folgende Faſſung: 
„ohne daſs die Unternehmung eine wie immer Namen habende 
Entſchädigung von der Gemeinde anzuſprechen hätte“. 

Ich bitte jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe:) Ich bitte, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Iſt angenommen. 

Gegen die übrigen Abſätze iſt keine Einwendung erhoben 
worden; ich erkläre dieſelben für angenommen. 

Ich erlaube mir, den Herrn Referenten darauf aufmerkſam 
zu machen, dass im Abſatze 4 vor dem Worte „Straßenkreuzungen“ 
ein Wort ausgeblieben iſt. Es iſt offenbar ein Druckfehler und 
ſoll heißen „an“ oder „bei Straßenkreuzungen“. Ich bitte, dieſes 


ı Wort einzufchalten. 


Referent: § 9! 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. Angenommen. 
Referent: § 101 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
Referent: § 11! 
Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
Referent: § 12 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ange— 
nommen. 


Keine Einwendung? 


Keine Einwendung? 
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Referent: § 13! | 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Referent: § 14! 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Referent: § 15! 

Bice-Bürgermeiffer Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Referent: § 16! 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das, 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. Angenommen.“ 

Referent: § 17! 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Referent: § 15! 

Gem.⸗Nath Dr. Stern: Im fünften Abſatz dieſes Paragraphen 
heißt es folgendermaßen: „Wenn ſich die vier Gewählten über 
den von ihnen zu nominierenden fünften Schiedsrichter nicht inner— 
halb drei Tagen nach ihrer vom klagenden Theile zu veranlaſſenden 
Einberufung einigen“ . . . jo hat die Handels- und Gewerbekammer 
denjenigen zu wählen, der als Obmann fungiert und als der fünfte 
erſcheint. Cumuliert mit dieſer Beſtimmung erſcheinen aber noch 
folgende Fälle: „Wenn ein gewählter Schiedsrichter das Mandat 
nicht annimmt, oder nach der Annahme zurücklegt oder nicht ausübt 
oder endlich vor Fällung des Schiedsſpruches ftirbt, jo wird die 
niederöſterreichiſche Handels- und Gewerbekammer wieder in der— 
ſelbe Weiſe angegangen, den einen Schiedsrichter zu wählen, der 
als fünfter fungiert.“ Wenn nun einer ſtirbt oder ausfällt, ſo ſind 
von den vier Schiedsrichtern nur drei vorhanden; wie kann die 


| 


Handels- und Gewerbekammer einen wählen, der als fünfter fun- 
giert? Dann fehlt ja der vierte. Das Schiedsgericht kann nicht 
anders fungieren, als in ſolcher Weiſe, wie es zuſammengeſetzt iſt. 
Die Sache iſt nicht, wie von Seite des Herrn Referenten das 
letztemal geſagt wurde, eine Tüftelei, ſondern die Sache iſt eine 
ſehr wichtige. Dann wenn nach unſerem Geſetze Schiedsrichter 
fungieren, jo muss die Zuſammenſetzung des Schiedsgerichtes ganz 
klar und genau im Geſetze beſtimmt fein; es muj3 genau gejagt 
werden, wer den Schiedsrichter beſtimmt und auf welche Weiſe er 
zu fungieren berechtigt iſt. Wenn eine dieſer Beſtimmungen fehlt, ſo 
kann das Schiedsgericht nicht als ſolches fungieren, weil der Schieds— 
richter nicht kraft einer ihm verliehenen Amtsgewalt, ſondern nur 
kraft eines von der Partei ihm verliehenen Mandats zu fun— 
gieren berechtigt iſt. Und wenn eine ganz genaue Beſtimmung im 
Geſetze fehlt, ſo ſteht die Sache in folgender Weiſe. Wenn die 
Gemeinde heute eine Klage hat und vor den ordentlichen Richter 
tritt, ſo ſagt der ordentliche Richter: „Das gehört vor das Schieds— 
gericht; ich muſs die Klage abweiſen.“ Wenn dann die Gemeinde 
vor das Schiedsgericht kommt, ſo fehlt eine Beſtimmung über die 
Art und Weiſe, wer dann den fehlenden vierten Schiedsrichter, der 
geſtorben iſt oder das Mandat nicht annimmt, zu berufen hat, ob 
die Partei einen neuen Schiedsrichter nominieren ſoll oder die 
Handels- und Gewerbekammer. Dieſe Beſtimmung fehlt, To dass 
Jahre vergehen, ehe man ſich klar wird, vor wem eigentlich die 
Streitſache auszutragen ſein wird, bevor noch an die Einreichung 
der Klage, an den Beginn der Austragung der Streitſache ge— 
gangen wird. 
Ich möchte daher Folgendes vorſchlagen (liest): 
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„Wenn ſich die vier Gewählten über den von ihnen zu no— 
minierenden fünften Schiedsrichter nicht innerhalb drei Tagen nach 
ihrer vom klagenden Theile zu veranlaſſenden Einberufung einigen, 
ſo wird die Niederöſterreichiſche Handels- und Gewerbekammer um 
Namhaftmachung einer Perſon, welche das Schiedsrichteramt zu 


übernehmen bereit iſt, angegangen, welche Perſon ſohin als fünfter 
in das Schiedsrichter-Collegium eintritt. In gleicher Weiſe wird 


die Niederöſterreichiſche Handels und Gewerbekammer um die No⸗ 
minierung eines Schiedsrichters angegangen, wenn ein gewählter 
Schiedsrichter das Mandat nicht annimmt, oder nach der Annahme 
zurücklegt oder nicht ausübt, oder endlich vor Fällung des Schieds- 
ſpruches ſtirbt.“ 

Das dürfte der Intention ziemlich entſprechen, die hier der 
Beſtimmung des Vertrages zugrunde liegt. 

Referent: Ich erkläre, dafs ich dieſem Antrage des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Stern zuſtimme. 

Gem.⸗Nath Gerhardus: Nach den Gebräuchen, wie ſie bei 
beſtehenden Schiedsgerichten uſuell ſind, ſcheint mir der Antrag 
des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Stern nicht acceptabel. Wenn ich 
als Partei im Schiedsgerichte einen Schiedsrichter zu wählen das 
Recht habe, und der Betreffende ſtirbt oder kommt nicht, jo mußs 
mir das Recht gewahrt bleiben, dieſen Schiedsrichter in anderer 
Weiſe zu beſchaffen, nicht durch die Handels- und Gewerbekammer. 
Meiner Anficht nach kann der Schiedsrichter, den die Handels— 
und Gewerbekammer nominiert, nur als Obmann gedacht ſein, 
niemals als Vertreter der einzelnen Streittheile. 

Gem.⸗-Nath Dr. Stern: Die Anſchauung des Herrn Collegen 
Gerhardus iſt ganz richtig, daſs dann die Parteien den 
Schiedsrichter, der fehlt, zu wählen haben. Ich bitte Sie aber zu 
bedenken, daſs nach dieſer Methode das ganze Schiedsgericht 
fruſtriert werden kann. Nehmen wir an, die Unternehmung will 
eine Sache nicht beim Schiedsgericht zum Austrag bringen; ſie 
nominiert einen Schiedsrichter, der nimmt es aber nicht an; die 
Unternehmung wird aufgefordert, einen anderen Schiedsrichter zu 
wählen; ſie nominiert einen, der nimmt es wieder nicht an. Das 
kann in infinitum ſo fortgehen. Oder es kann auch etwas anderes 
geſchehen; der Schiedsrichter nimmt an, legt aber das Amt vor 
Fällung des Schiedsſpruches zurück; dann iſt ein weitläufiges Schieds— 
gerichtsverfahren bereits durchgeführt, und jetzt muſs ein anderer 
gewählt werden; der legt ſein Amt wieder zurück, kurz es iſt auf 
ſolche Weiſe in die Macht der anderen Partei gegeben, das 
Schiedsgericht zu fruſtrieren. So richtig dem Gedanken nach auch 
dasjenige war, was von Seite des Herrn Gem.-Rathes Gerhardus 
vorgebracht wurde, thatſächlich ſteht die Sache ſo oder ſie könnte 
dahin gebracht werden, daſs das ganze ſchiedsgerichtliche Verfahren 
und — weil das Schiedsgericht einmal im Vertrage ſtipuliert iſt — 
auch das ordentliche Verfahren vollkommen fruſtriert wird. Aus 
dieſem Grunde halte ich meinen Antrag aufrecht. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Die Debatte iſt geſchloſſen. 

Referent: Ich habe nichts mehr zu bemerken, ich bin auch 
in dieſer materiellen Frage der Anſchauung des Herrn Gem. -Rathes 
Dr. Stern. 

Vice⸗Vürgermeiſter Dr. Richter: Bei S 18 iſt von Herrn 
Gem.⸗Rath Dr. Stern zum vorletzten Abſatze ein Abänderungs— 
Antrag geſtellt worden, welcher dahin geht, nach dem Worte 
„einigen“ zu ſetzen: „jo wird die n.-d. Handelskammer“ u. ſ. f., 
wie es in der gedruckten Vorlage ſteht. Dann wäre zu ſetzen 
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„In gleicher Weiſe wird die Handels- und Gewerbekammer um 
Nominierung eines Schiedsrichters angegangen, wenn ein gewählter 
Schiedsrichter das Mandat nicht annimmt oder nach der Annahme 
zurücklegt oder nicht ausübt oder endlich vor Fällung des Schieds⸗ 
ſpruches ſtirbt.“ Ich bringe den Gegen-Antrag des Herrn Gem. 
Rathes Stern zuerſt zur Abſtimmung und erſuche jene Herren, 
welche mit demſelben einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Im übrigen iſt § 18 nicht angefochten worden; 
denſelben für angenommen. 

Referent: § 19! 


ich erkläre 


Gem.-Nath Dr. Stern: Bei 8 19 möchte ich nur das Wort 


„Conventionalſtrafen“ im Eingange bemängeln und möchte mir 
erlauben zu beantragen, dals an Stelle desſelben das allgemeinere 
Wort „Beſtimmungen“ geſetzt wird. Es hat dies keine materielle 
Rechtsfolge, aber es iſt für Juriſten etwas ganz Unmögliches, 
als Conventionalſtrafe dasjenige zu bezeichnen, was in einigen der 
nachfolgenden Abſätze enthalten iſt. Thatſächlich ſteht in einigen 
derſelben nicht „Conventionalſtrafe“, ſondern „Ordnungsſtrafe“. 
Und dais dies eigentlich nicht Conventionalſtrafen, ſondern Ordnungs— 
ſtrafen ſind, wird vom Herrn Referenten ſelbſt anerkannt. Denn 
er hat ſich doch geſcheut, es hat ihn, möchte ich ſagen, ſein 
juriſtiſches Gewiſſen gedrückt, in den nachfolgenden Abſätzen das 
Wort „Conventionalſtrafe“ zu ſetzen und er hat ſtatt deſſen das 
Wort „Strafe“ geſetzt. Ich mache auch darauf aufmerkſam, dass 
ſogar gegen dieſe Strafverhängungen ein ganzes Rechtsmittel— 
verfahren im § 20 ſtatuiert wird. Es heißt nämlich: das Straf— 


erkenntnis wird gefällt, und gegen dieſes Straferkenntnis ſteht ein 


Recurs an den Stadtrath zu, welcher dann das endgiltige Er— 
kenntnis fällt. Alles das kann nicht geſagt werden, wenn man von 
Conventionalſtrafen ſpricht, weil Conventionalſtrafen gar keine 
Strafen, ſondern gar nichts anderes als vertragsmäßige Rechts— 
folgen ſind, die nur uneigentlich den Namen Conventionalſtrafen 


führen. Ich möchte daher, um hier nicht in eine weitere Sonderung 
Beue zugeſtanden würde, wodurch ſie ihre Rechnung findet. Dieſer 


einzugehen, wünſchen, daſs ſtatt der Worte „nachfolgenden Con— 

ventionalſtrafen“ geſetzt werde: „nachfolgenden Beſtimmungen“. 
Referent: Ich ſtimme dieſem Antrage des Herrn Gent: 

Rathes Dr. Stern bei. Es geht das umſo leichter, als in den 

einzelnen Fällen ohnehin immer das Wort „Strafen“ vorkommt. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 

das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Wir 

ſchreiten zur Abſtimmung. Zum erſten Abſatze des § 19 wird vom 

Herrn Gem.-Rathe Dr. Stern beantragt, das Wort „Con⸗ 

ventionalſtrafen“ durch den Ausdruck „Beſtimmungen“ zu erſetzen. 

Ich erſuche jene Herren, welche damit einverſtanden ſind, die Hand 

zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. Im übrigen iſt 8 19 

nicht angefochten worden, ich erkläre denſelben daher für angenommen. 
Wünſcht jemand zu § 20 das Wort? (Niemand meldet ſich.) 

Derſelbe iſt angenommen. 

Zu § 21? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu 8 22? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu 8 23? (Niemand meldet fi.) Angenommen. 

Zu 8 24? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu § 25? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu § 26? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu 8 27? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu 8 28? (Niemand meldet fi.) Angenommen. 


Zu § 29? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
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Zu § 30? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu § 31? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu 8 32? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu $ 33? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Referent: Nun kommen wir zu den Bedingungen, welche 
einen integrierenden Theil des Vertrages bilden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand zu § 1 
das Wort? Keine Einwendung? Angenommen. 

Wünſcht jemand zu § 2 das Wort? Keine Einwendung? 


Angenommen. 


Wünſcht jemand zu §S 3 das Wort? 

Gem. Natz Djörup: Ich ziehe meinen Autrag, welchen ich 
letztesmal geſtellt habe, zurück. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Es iſt alſo keine Ein- 
wendung. Der Paragraph iſt angenommen. 

Wünſcht jemand zu §S 4 das Wort? Keine Einwendung? 
Angenommen. 

Wünſcht jemand zu § 5 
Angenommen. 

Bei 8 6 iſt eine Anregung vom Herrn Gem. Rathe Herold 
gegeben worden. Ich bitte den Herrn Referenten, ſich darüber zu 
äußern. 

Referent: Herr College Herold hat beantragt: die Be— 
willigung einer jährlichen Miete für die Beſtellung von Elektricitäts— 
meſſern iſt vollſtändig abzulehnen. Ich mufs dieſem Antrage ent: 
gegentreten, und zwar aus folgendem Grunde: Für die Geſellſchaft 
bildet das Einkommen aus der Vermietung der Elektricitätsmeſſer 
eine ſehr wichtige Einnahme, die zu der andern zuzurechnen iſt, 
welche fie aus dem Verkaufe der elektriſchen Kraft bekommt. Sie 
macht nach dem Ganzen ihr Calcul. Sie mußs ja mit Rückſicht 
auf das Anlagecapital ein gewiſſes Einkommen beziehen, ſonſt 
rentiert ſich die Sache für ſie nicht. Wenn Sie ihr nun die 
Elektricitätsmeſſer nehmen, ſo könnte die Geſellſchaft darauf nur 
eingehen, wenn ihr eine Erhöhung des Preiſes oder ein anderes 


das Wort? Keine Einwendung? 


Preis aus der Bezahlung der Miete für die Elektricitätsmeſſer iſt 
Gegenſtand ſehr langer und verwickelter Verhandlungen zwiſchen 
Magiſtrat, Bauamt und der Geſellſchaft geweſen, und endlich kam 
man dahin, Ihnen dasjenige vorzulegen, was dieſer Vertrag ent— 


hält. Die Geſellſchaft kann dieſe Einnahme nicht fahren laſſen, ſie 


kann die Sache nicht ausführen, wenn Sie ihr dieſen wichtigen Theil 


ihres Einkommens nehmen. 


Dieſe Vertragsbeſtimmung iſt auch nicht gar ſo drückend, denn 


es ſteht auch eine Beſtimmung unter den Bedingungen, wonach 


jeder das Eigenthum an den Elektrieitätsmeſſern erlangen kann, 
dann entfällt eben die Miete. 

Weiters mache ich aufmerkſam, dafs nach allen anderen Ver— 
trägen die Elektricitätsmeſſer gleichfalls bezahlt werden müſſen, ent- 
weder durch die Miete oder durch den Kauf. Ich möchte Sie alſo 
bitten, dem Referenten-Antrage unverändert zuzuſtimmen, weil Sie 
ſonſt den Vertrag zunichte machen. 

Vauamks-Ingenieur Kloſe: Ich möchte mir nur erlauben 
beizufügen, dass die Taxe, die wir jetzt in dieſem Vertrage vor— 
schlagen, auch billiger iſt als in irgend einem bereits zu Recht 
beſtehenden Vertrage. So iſt z. B. die Miete für zehn Hektowatt, 
d. i. zwanzig Glühlampen 10 fl., wogegen ſie nach dem alten 
Wiener Vertrage 16 fl. beträgt. In Graz z. B. iſt ſie 14 fl. 
Das ſteigt dann für zwanzig Hektowatt auf 15 fl. — nach dem 
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alten Vertrage auf 20 fl., für vierzig Hektowatt auf 20 fl. — nach 
dem alten Vertrage auf 25 fl. Auch die Preiſe in anderen Städten 
ſind im Vergleiche im allgemeinen theuerer; und ich wüßte keine 
Stadt, wo die Elektricitätsmeſſer unentgeltlich beigeſtellt werden. 
Ich glaube auch, dafs dieſe Bezahlung eine gewiſſe Berechtigung 
hat, und habe ſchon das letztemal geltend gemacht, dass das 
Intereſſe, die Elektricitätsmeſſer aufzuſtellen und das Quantum zu 
beſtimmen, ſtrenge genommen, ein beiderſeitiges iſt, damit die 
Elektricität möglichſt verläſslich gemeſſen werden kann. Es liegt 
dies alſo ſowohl im Intereſſe der Geſellſchaft als der Abnehmer, 


und ich glaube daher, es iſt nur gerecht, wenn auch die Abnehmer 
einen gewiſſen Theil zu der Amortiſierung der Elektricitätsmeſſer 


beitragen ſollen; wenigſtens ſcheint dieſe Anſchauung in allen Ver— 
trägen zum Ausdruck gekommen zu ſein. Nun iſt aber auch zu 
berückſichtigen, daſs derartige Elektricitätsmeſſer außerordentlich raſch 
veralten, es wird daher eine ſehr hohe Amortiſationsquote ange— 
nommen werden müſſen. Die Dauer eines ſolchen Meſſers würde 
15 bis 20 Jahre betragen, aber er wird vielleicht nach fünf Jahren 
veraltet und die Geſellſchaft wird gezwungen ſein, ein anderes 
Syſtem anzuwenden. Aus dieſem Grunde haben wir eben dieſe 
Taxen, welche wir für zweckentſprechend gehalten haben, in Autrag 
gebracht. Außerdem iſt jederzeit die Möglichkeit geboten, den Tarif 
herabzuſetzen, wie der weitere Abſatz des Paragraphen zeigt, ſo daſs, 
wenn die Gemeinde die Abſicht haben ſollte, die Preiſe herabzu— 
ſetzen, fie dies jederzeit thun kann, und im Falle eines Streites 
hat ja darüber das Schiedsgericht zu entſcheiden. 


Referent: Ich habe nichts weiter zu bemerken, ich bitte Sie 
nur, der vorliegenden Beſtimmung Ihre Zuſtimmung zu geben, 
denn davon hängt ja das Zuſtandekommen des Vertrages ab, dass 
Sie der Geſellſchaft ein Zugeſtänduis machen, dafs ſie die Arbeiten 
beginnen kann. Die Beleuchtungsfrage wird immer dringender und 
dringender an die Gemeinde Wien herantreten. Ich ſtand von 
Anfang an und ſchon vor Jahren auf dem Standpunkte, man 
möge möglichſt viel Coucurrenz ſchaffen, und wie heute die Sache 
in Wien ſteht, iſt durch die Concurrenz der Elektricitäts-Geſell⸗ 
schaften doch eher die Möglichkeit vorhanden, dass auch die Ab— 
nehmer wenigſtens ſpäter einen Vortheil finden. 

Und was ift noch weiter die Folge? Ich glaube, meine Herren, 
wenn die Elektricitäts⸗Geſellſchaften gut beſtehen, daſs dies nicht ohne 
Einfluss auf die zu löſende Gasfrage fein wird. Bei der Abſchätzung 
der Gaswerke dürfte es ſicherlich von Einfluſs ſein, wenn der 
Gasanſtalt die Elektricitäts-Geſellſchaften Concurrenz machen. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Bei 8 6 hat Herr Gem. 
Rath Herold den Wunſch ausgedrückt, es möge eine Miete für 
die Elektricitätsmeſſer nicht gezahlt werden, einen Antrag hat der— 
ſelbe jedoch nicht geſtellt. 

Ich bringe den Neferenten-Antrag zur Abſtimmung. 

Ich bitte jene Herren, welche mit dem Referenten-Autrage 
einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. | 

Zu §7 hat Herr Gem.-Rath Markl zum vorletzten Abſatze 
beantragt, es ſei die letzte Zeile folgendermaßen abzuändern: „ſo 
ſind die feſtgeſetzten Preiſe im Wege einer Reviſion von zwei zu 
zwei Jahren von Seite der Gemeinde Wien im Vereine mit der 
Geſellſchaft feſtzuſtellen.“ — Wünſcht jemand das Wort? 

Gem.⸗Nath Dr. Klotzberg: Ich würde beantragen, dass 
das Wort „erheblich“ im vorletzten Alinea ausgemerzt werde; es 
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ſoll nicht heißen: „Wenn infolge von Fortſchritten auf techniſchem 
Gebiete die Erzeugung, beziehungsweiſe Leitung des Stromes ſich 
mit erheblich geringeren Koſten als gegenwärtig herſtellen lässt“, 
ſondern es ſoll das Wort „erheblich“ weggelaſſen werden und nur 
heißen: „ſich mit geringeren Koſten u. ſ. w.“ Ich beantrage das 
deshalb, weil die Elektricitäts⸗Geſellſchaft jederzeit hervorheben wird, 
daſs dieſe Erzeugung nicht mit erheblich geringeren Koſten ftatt- 
findet, und ich bin der Meinung, dafs die Conſumenten alle Vor— 
theile der Erfindungen auf dem Gebiete des Elektricitätsweſens 
genießen ſollen, und das ſoll ſich auch im Preiſe ausdrücken. Wir 
haben ja bei dem Gasvertrage Erfahrungen geſammelt. Im alten 
Vertrage hat es geheißen: „Sollte eine beſſere Beleuchtungsart 
erfunden werden, ſo iſt die Gasgeſellſchaft verpflichtet, dieſelbe ein— 
zuführen.“ Im neuen Vertrage hat aber dieſer Paſſus gefehlt. 
Dadurch haben wir aber Nachtheile erlitten. Ich würde daher 
beantragen, daſs das Wort „erheblich“ ausgemerzt werde und es 
nur heißen ſoll „mit geringeren Koſten“. 

Gem.-Nath Markl: Der Antrag, welchen ich geſtellt habe, 
iſt ſehr wichtig. Es heißt in dieſem Abſatze der Bedingungen: 
„Wenn infolge von Fortſchritten auf techniſchem Gebiete die Er— 
zeugung, beziehungsweiſe Leitung des Stromes ſich mit erheblich 
geringeren Koſten als gegenwärtig herſtellen lässt, jo find die feſt— 
geſetzten Preiſe im Wege einer gemeinſamen Reviſion herabzuſetzen.“ 
Nun, der ganze Paragraph hat Bezug auf die Verbilligung des 
Einheitspreiſes. Ich glaube aber nicht, dass die unternehmende 
Geſellſchaft, wenn der Fall eintreten ſollte, daſs ſich der Preis 
billiger ſtellt, es mit der Reviſion ſo eilig haben wird, und da 
halte ich es für die Pflicht der Communalverwaltung, den Con— 
jumenten in Schutz zu nehmen und jede Gelegenheit zu benützen, 
damit der Preis ſo billig als möglich für die Conſumenten feſt— 
geſtellt werde. Ich habe mir erlaubt, einen Antrag zu ſtellen, dahin 
gehend, dass dieſer Theil wegfalle und es zum Schluſſe des erſten 
Abſatzes heiße: „Es hat die Beſtimmung des Einheitspreiſes und 
des Preiſes für die Hektowattſtunde von zwei zu zwei Jahren 
ſeitens der Gemeinde einverſtändlich mit der Unternehmung zu 
erfolgen." Ich glaube, daſs da allen Anforderungen ſowohl des 
Conſumenten wie der Communalverwaltung Rechnung getragen 
wird, und ich bitte, im Jutereſſe der Conſumenten dieſen Antrag 
anzunehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Debatte iſt geſchloſſen. 

Referent: In Anſehung des letzten Punktes, meine Herren, 
glaube ich, ſteht die Sache einfach ſo. Gegenwärtig iſt die Sache 
abhängig vom Schiedsgerichte; denn, geht die Geſellſchaft auf die 
Reviſion nicht ein, fo heißt es im letzten Abſatze des §S 7: „Falls 
eine ſolche Einigung nicht erzielt werden ſollte, entſcheidet das 
Schiedsgericht.“ Der Herr Antragfteller will, von zwei zu zwei 
Jahren ſolle eine Reviſion ſtattfinden. Nun frägt es ſich, ob das 
wirklich beſſer wäre. Denn wenn Sie das annehmen, ſo kann die 
Geſellſchaft, wenn die Verbeſſerung in wenigen Monaten ſtattfindet, 
ſagen: Erſt in zwei Jahren kann dieſelbe eingeführt werden. Wir 
find jo beſſer daran, wenn wir ſagen: Es mufs ſchon jetzt geſchehen, 
weil eine Verbeſſerung auf techniſchem Gebiete erwieſen iſt. Ich 
glaube nicht, daſs wir etwas Gutes für die Conſumenten thun, 
wenn wir den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Markl annehmen. 
Wollen wir ausſchließlich im Intereſſe der Conſumenten handeln, 
fo müsste der Zuſatz in der Weiſe ſtiliſiert werden, daſs es heißt: 
„wenn nicht früher eine ſolche Reviſion infolge der Verbeſſerung 


ſtattfindet“. 
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Was den Antrag des Herrn Dr. Klotzberg anbelangt, 
daſs das Wort „erheblich“ im vorletzten Abſatze des § 7 weg— 
gelaſſen werde, jo finde ich nicht, daſs dieſem Antrage ein beſonderes 
Gewicht beizulegen ſei. 

Ob wirklich auf techniſchem Gebiete ein Fortſchritt beſteht 
oder nicht, muſs erhoben werden. Wenn nicht erhoben wird, fo 
beſteht ja keiner. Ich weiß ſchon, was Herr Collega Dr. Klotz— 
berg.meint und komme darauf. Er ſieht in dieſem „erheblich“ 
ſo gewiſſermaßen eine Verſtärkung (Dr. Klotzberg: Ja!), welche 
noch einen anderen Sinn hat, ich möchte ſagen, daſs die Koſten 
bedeutend verringert werden. Sie (zu Dr. Klotzberg) nehmen 
es in dieſem Sinne. (Dr. Klotzberg: Ja!) Ich bitte, ich kann 
auch da nicht Herrn Dr. Klotzberg beiſtimmen; wenn Sie das 
Wort ſtreichen, müſſen Sie es durch ein anderes erſetzen, denn 
wenn nur geringfügige, kleine Erſparuiſſe erzielt werden, können 
Sie die Geſellſchaft nicht verhalten, zur Reviſion der Preiſe zu 
ſchreiten. Es muſßs ein Betrag fein, welcher erheblich zu nennen 
iſt; wenn er nicht erheblich iſt, wäre es nur eine nutzloſe Sekatur 
für die Geſellſchaft. Man kann das Wort „erheblich“ nicht fallen 


laſſen, ohne es durch irgend an anderes, welches ſagt, dieſe Er⸗ 


ſparungskoſten ſind beträchtliche, bedeutende, nicht geringfügige, zu 
erſetzen. Herr Dr. Klotzberg möge mir verzeihen, ich kann ſeinen 
Autrag nicht annehmen, ich bitte, lieber bei der Stiliſierung zu 
bleiben, wie fie hier der $ 7 aufweist. Dasſelbe gilt auch betreffs 
des Antrages Markl. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Die Debatte iſt geſchloſſen. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg (zu einer thatſächlichen Berich— 
tigung): Nun, meine Herren, ich berichtige thatſächlich, daſs ſchon 
jetzt Zweifel über das Wort . laut werden. Auch der 
Herr Referent hat erklärt. 

Vice-Vürgermeiſter dr. Richter (unterbrechend): Ich bitte, 
das iſt keine Berichtigung, das gehört in die Debatte, und ich kann 
nicht zugeben, daſs die Debatte in der Weiſe ausgedehnt werde. 

Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Es iſt zu $ 7 vom Herrn 
Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg der Antrag geſtellt worden, dass in 
dem vorletzten Abſatze in dem Paſſus „beziehungsweiſe eine Leitung 
des Stromes ſich mit erheblich geringeren Koſten“ das Wort 
„erheblich“ wegzubleiben hat. Es wird über dieſes Wort abgeſondert 
abgeſtimmt werden. 

Dann hat Herr Gem.⸗Rath Markl beantragt, es habe der 
Schluſsſatz dieſes Paragraphen fo zu lauten — ich bitte den Herrn 


Gemeinderath, mir zu folgen, ob er damit einverſtanden iſt: „Es 


habe die Beſtimmung des Einheitspreiſes und des Preiſes per 
Hektowattſtunden von zwei zu zwei Jahren ſeitens der Gemeinde 
einverſtändlich mit der Geſellſchaft zu erfolgen.“ (Gem.-Rath 
Markt: Richtig!) 

Ich bringe alſo zuerſt zur Abſtimmung den Autrag bezüglich 
des Wortes „erheblich“. Ich bitte jene Herren, welche für die Bei— 
behaltung des Wortes „erheblich“ find, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Dann bringe ich weiter den Inhalt dieſes Abſatzes, vor— 
behaltlich des Antrages Markl zur Abſtimmung. Ich bitte jene 
Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Nun bringe ich den bereits von mir verleſenen Gegen-Antrag 
Markl zur Abſtimmung, welcher an Stelle der letzten zwei Zeilen 
ſtehen ſoll. 
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Ich bitte jene Herren, welche demſelben zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Mi norität. — Abgelehnt. 

Ich bringe nun zur Abſtimmung den Antrag des Herrn 
Referenten. 

Jene Herren, welche demſelben zuſtimmen, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. § 7 iſt hiemit erledigt. 

Neferent: § 8! 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Referent: § 9! 

Cem.⸗Nath Frauenberger: Ich bitte um Verleſung des § 9. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, dieſen Paragraph 
zu verleſen. 

Referent (liest): 

58 9. 

Die Unternehmung iſt berechtigt, die Miete für den Elektrici— 
tätsmeſſer, ſowie die allfällige Lampenmietgebür vierteljährig vor— 
hinein, die Beträge für den elektriſchen Strom hingegen monatlich 
nachhinein von den Abnehmern einzuheben. 

Wird von Seite des Abnehmers gegen deu monatlich nach— 
hinein bekanntgegebenen Betrag für den vermittelſt des Elektrici— 
tätsmeſſers feſtgeſtellten Stromconſum nicht längſtens binnen drei 
Monaten vom Tage der Bekauntgabe ſowohl reclamiert, als auch 
die Nachprüfung des Elektricitätsmeſſers verlangt, ſo gilt der 
gemeſſene Stromverbrauch als genehmigt und begibt ſich der Ab— 
nehmer jedes Einwandes gegen die Richtigkeit der erfolgten Meſſung. 

Wird infolge der Nachprüfung ein Elektricitätsmeſſer als 
unrichtig functionierend erkannt, jo hat eine Rectificierung des— 
jenigen Stromconſums, welcher noch nicht als genehmigt anzuſehen 
iſt, auf Grundlage der Ergebniſſe der Nachprüfung zu erfolgen. 

Die Unternehmung iſt berechtigt, zur Deckung des im § 7 
feſtgeſetzten Mindeſtverbrauches eine Monatsgebür von 1 fl. per 
Hektowatt der Aulage in jenen Fällen einzuheben, in welchen der 
dem wirklichen Verbrauche entſprechende Betrag dieſe Gebür nicht 
erreichen ſollte. 

Am Schluſſe des Jahres hat die Unternehmung ein allfälliges 
Guthaben dem Abnehmer zurückzuerſtatten oder für das folgende 
Jahr gutzuſchreiben.“ 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich erlaube mir, die 
Verſammlung aufmerkſam zu machen, daſs zu § 8 ein Nachtrag 
vertheilt wurde, wornach die Beſtimmung der Vierteljahrsmiete 
von 75 kr. richtig zu lauten habe „eine Vierteljahrsmiete von 
40 kr.“ Ich conſtatiere dies und ſpreche aus, daſs die von mir 
erklärte Annahme des § 8 die Beſtimmung der Vierteljahrsmiete 
mit 40 kr. beinhaltet. 

Wünſcht jemand zu § 9 das Wort? (Gem. -Rath Frauen— 
berger meldet ſich.) Herr Gem.-Rath Frauenberger hat das Wort. 

Gem.-»RNath Frauenberger: Im erſten Abſatz des § 9 
heißt es: „Die Unternehmung iſt berechtigt, die Miete für den 
Elektricitätsmeſſer u. ſ. w. vierteljährig vorhinein, die Beträge 
für den elektriſchen Strom monatlich nachhinein von den Abnehmern 
einzuheben.“ Das iſt mir ganz und gar unklar; ich begreife nicht, 
warum wir die Mietgebür, reſpective die Rente für den Elektrici— 
tätsmeſſer vierteljährig vorhinein zu entrichten haben. Ich glaube, 
daſs dies zu unnöthigen Beläſtigungen der Abnehmer führt, und 
ich ſehe gar keinen Grund ein, warum man für dieſe Elektricitäts— 
meſſer nicht ebenſo die Rente nachhinein einhebt. 
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Dafür würde ich mich bereit erklären, daſs man die Rente 
für den Elektricitätsmeſſer auch monatlich zahlt, das geht dann 
unter Einem, das iſt ja doch viel einfacher und wer kann denn 
das controlieren, vierteljährlich im vorhinein muſßs die Reute und 
monatlich im nachhinein die Elektricität bezahlt werden. Das iſt 
mindeſtens eine Bandlerei. Ich würde daher bitten, meinem 
Antrage zuzuſtimmen, welcher dahin geht, daſs der erſte Abſatz 
des § 9 einfach zu lauten habe (liest:) 

„Die Unternehmung iſt berechtigt, die Miete für den Elektri— 
citätsmeſſer, ſowie die allfällige Lampenmietgebür monatlich nach— 
hinein von den Abnehmern einzuheben.“ 

Ich bitte Sie, dieſem Antrage Ihre Zuſtimmung zu ertheilen. 

Vice-VBürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, die 


Debatte ift geſchloſſen. Der Herr Referent hat das Schluſswort. 


Referent: Ich erlaube mir zunächſt zu bemerken, dass dieſe 
Beſtimmung ganz wörtlich dem früheren Vertrage entnommen iſt. 
§ 11 der Bedingungen des früheren Vertrages lautet congruent 
den Beſtimmungen, die jetzt im § 9 der Bedingungen normiert find. 

Es iſt das daher keine neue Beſtimmung, ſondern eine Be— 
ſtimmung, welche alle vorhergegangenen Verträge enthalten, und 
daher iſt ſie auch in dieſen Vertrag aufgenommen worden und 
war nicht Gegenſtand der Verhandlung. Übrigens glaube ich, daſs 
das, was Herr Gem.-Rath Frauenberger beantragt, für die 
Geſellſchaft günſtiger iſt, wie für die Conſumenten. Wenn Sie 
darüber nachdenken, werden Sie auch zu dem Schluſſe kommen, 
daſs das für die Conſumenten nicht von Vortheil iſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab: 
ſtimmung. Zum erſten Abſatz des § 9 wird vom Herrn Gem.-Rath 
Frauenberger der Gegen-Antrag geſtellt, dafs ſowohl die Miete 
für die Elektricitätsmeſſer, ſowie die allfällige Lampengebür und die 
Beträge für den elektriſchen Strom monatlich nachhinein von den Ab— 
nehmern einzuheben ſind, während im Referenten-Antrage für die 
erſten zwei Dinge eine vierteljährige Vorausbezahlung in Ausſicht 
genommen iſt. 

Die Herren, welche dem Abänderungs-Antrage Frauen— 
berger zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Der 
Antrag iſt angenommen. 

Im übrigen wurde 89 nicht angefochten; er iſt ange 
nommen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl 
Vorſitz.) | 

Meferent: § 10! 

Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Wenn wir hier im ganzen 
Vertrage und insbeſondere in den Bedingungen die Pflichten 
einerſeits und die Rechte, die die Conſumenten haben, andererſeits 
betrachten, ſo kommt mir das ungefähr ſo vor, wie wenn der 
Schauſpieldirector der Schauſpielerin drei Zeilen zeigt und ſagt: 
„das ſind Ihre Rechte“, und darauf drei Bogen und ſagt: „das 
ſind Ihre Pflichten“. Genau ſo iſt es hier. Unſere Rechte ſind ſo 
knapp und eng zugemeſſen, und die Rechte der Geſellſchaft füllen 
Paragraphe und ganze Seiten aus. Die Pflichten der Geſellſchaft 
ſind in § 1 niedergelegt und damit erledigt, die Rechte der Ge— 
ſellſchaft find in allen übrigen Paragraphen. 

In §1 find die Fälle angeführt, in denen die Geſellſchaft 
nicht verpflichtet iſt, die Verpflichtungen, die ihr auferlegt ſind, zu 
erfüllen; da gibt es Arbeiterſtrikes ꝛe. Das wird aber nicht herbor— 
gehoben, dafs dieſe Geſellſchaften immer Cartelle ſchließen können 


übernimmt den 
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— und dieſe ſchließen immer die großen Geſellſchaften untereinander — 
um die Arbeitslöhne herunterzudrücken; und wenn dann die Arbeiter 
ſtriken, ſo faſſe ich das niemals als vis major auf, ſondern das 
iſt ganz einfach eine Geldſache. Die Geſellſchaften wollen das eben 
nicht zahlen, was Recht iſt und was den Leuten gebürt. Hier 
haben Sie z. B. im Abſatze 2 die Beſtimmung, daſs im Falle 
von Seite des Abnehmers nicht drei Monate vor Ablauf des 
Vertragsjahres ſchriftlich gekündigt wird, das Vertragsverhältnis 
für je ein ferneres Jahr gilt. Nun kann ſich eine Familie in den 
glänzendſten Verhältniſſen befinden; ſie verliert aber ihren Ernährer 
und mit demſelben gleichzeitig die glänzenden Verhältniſſe. Der 


Mann ſtirbt im letzten Vierteljahre, es wurde jedoch nicht gekündigt, 
und die Familie iſt verpflichtet, auch für das folgende Jahr zu 


zahlen. Sie hat aber kein Geld dazu; gilt das nicht auch als vis 
major, oder kann die Familie verpflichtet werden, fortzubezahlen? 
Ich richte aus dieſem Grunde die Anfrage an den Herrn Referenten, 


ob nicht bezüglich eines ſolchen Todesfalles vorgeſorgt werden kann, 


weil die Leute ſonſt ganz einfach geklagt werden, denn ſie ſind 
nicht in der Lage, die Beträge fortzubezahlen, weil der Ernährer 
im letzten Vierteljahre geſtorben iſt. Sie haben nicht künden können, 
weil ſie nicht wuſsten, daſs der Ernährer ſterben werde und würden 
dann gerichtlich auf Bezahlung für ein weiteres Jahr geklagt 
werden. Ich möchte den Herrn Referenten fragen, ob da nicht 
Abhilfe geſchaffen werden könnte. 


Vice-ürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht noch jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; ich erkläre 
daher die Debatte für geſchloſſen. Der Herr Referent hat das 
Schlusswort. | 

Referent: Die focialen Betrachtungen, welche der geehrte 
Herr Vorredner und Collega angeſtellt hat, ſind ſehr nett, ſogar 
intereſſant in Bezug auf die Theaterſache, aber zur Sache gehören 
fie Sehr wenig. (Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Oho!) Was Herr 
Dr. Klotzberg will, könnte man allenfalls vom Standpunkte 
der Humanität ins Auge faſſen, aber vom Standpunkte eines zwei— 
ſeitig verbindlichen Vertrages gewiſs nicht. Das widerſpricht ja 
allen Rechtsbegriffen im Leben. Wenn jemand gegenüber einem 
anderen ſich verpflichtet, eine beſtimmte Ware zu kaufen, fo muss 
er ſie kaufen, und ſeine Rechtsnachfolger müſſen, wenn das Un— 
glück eintritt, daſs das Familienhaupt ſtirbt, dieſe Verbindlichkeit 
erfüllen. Da müßsten wir ja ein neues Recht ſchaffen oder dieſen 
Vertrag vom Standpunkte einer Humanitätsanſtalt betrachten. Das 
nützt nichts. Seien wir doch ein biſschen Realiſten. Die Geſell— 
ſchaft ſchließt den Vertrag, weil ſie ein Geſchäft zu machen glaubt, 
und wir, weil wir glauben, etwas Gutes zu thun und um im Intereſſe 
der Gemeindeverwaltung, im Intereſſe der Mitbürger zu einem 
elektriſchen Licht, zur elektriſchen Kraft zu kommen. Ich bitte Sie 
alſo, dieſen Betrachtungen, wenn ſie auch vom allerbeſten Gemüthe 
und aus zartem Herzen kommen, nicht nachzugeben, ſondern § 10 
gütigſt anzunehmen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ein Gegen-⸗Antrag iſt 
nicht geſtellt, §S 10 iſt demnach angenommen. 

Wünſcht jemand zu S 11 das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. N 

Zu $ 12? (Niemand meldet fi.) Angenommen. 

Zu § 13? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Zu § 14? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 

2* 
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Beſchluſs: Vertrag, welcher auf Grund des Gemeinderaths— ſamen Hilfsmitteln betrieben werden (Nebenanlagen), 


Beſchluſſes vom 1. Februar 1893, 3. 2822, M.⸗3. 
463852 ex 1891, zwiſchen der Gemeinde Wien und 
der Allgemeinen öſterreichiſchen Elektricitäts-Geſellſchaft 
in Wien abgeſchloſſen wird. 

8 1. 

Die Gemeinde Wien ertheilt der Allgemeinen 
öſterreichiſchen Elektrieitäts-Geſell— 
ſchaft das Recht, in den ſtädtiſchen Straßen, Gaſſen, 
Plätzen, Brücken und Gartenanlagen in dem dermaligen 
Gemeindegebiete in Wien für die Vertheilung elektriſcher 
Kraft, reſpective zum Zwecke elektriſcher Beleuchtung 
und ſonſtiger elektriſcher Verrichtungen von ihrer 
Erzeugungsſtätte in Wien, II., Obere Donau— 


ſtraße Nr. 23, Leitungen ſammt allem Zugehör zu | 


legen und dieſelben für die Beleuchtung, Heizung, 
Krafttransmiſſion und alle anderen zuläſſigen Zwecke, 
zu welchen elektriſche Kraft angewendet werden kann, 
zu benützen, inſoweit hiedurch in den betreffenden 
ſtädtiſchen Objecten (Straße, Gaſſe, Platz, Brücke, 
Gartenanlage) die jeweilig beſtehenden Telegraphen⸗, 
Zelephonleitungen und ſonſtigen Elektriei— 
tätsleitung een nicht geſtört werden und die An— 
lage ſolcher Leitungen ſowie von elektriſchen Leitungen 
überhaupt, ſei es eines anderen Unternehmers oder der 
Gemeinde, ſich aus techniſchen Gründen nicht als 
unmöglich darſtellt. 
82. 


Das der Allgemeinen öſterreichiſchen 
Elektricitäts-Geſellſchaft ertheilte Be— 
nützungsrecht wird derſelben bis zum 1. Juli 193g, 
vom Tage des Vertragsabſchluſſes an gerechnet, ein— 
geräumt. 


Für den Fall, als es die Gemeinde in ihrem 


Intereſſe gelegen erachtet, den gegenwärtigen Vertrag 
vor dem 1. Juli 1939 anfzulöſen, wird derſelben 
hiemit das Recht eingeräumt, die Auflöſung ſchon 
am 1. Juli 1904, oder am 1. Juli 1914 oder 
am 1. Juli 1924 zu begehren; doch wird die 
Gemeinde hiezu nur in dem Falle berechtigt ſein, 
wenn fie dieſen Entſchluſs drei Jahre vor Eintritt des 
bezüglichen Zeitpunktes der Unternehmung bekannt— 
gegeben hat. 

Bei Ablauf des Vertrages, d. i. am 1. Juli 1939 
gehen ſämmtliche im ſtädtiſchen Grunde und an ſtädtiſchen 
Objecten im Gemeindegebiete beſtehenden Lei— 
tungen, Apparate und Einrichtungen unentgeltlich 
in das freie Eigenthum der Gemeinde über und ſteht 
der Gemeinde das Recht zu, auch die im Gemeinde— 
gebiete von Wien liegenden Realitäten, in welchen ſich 
die von der Unternehmung benützte Erzeugungsſtätte 
für Elektricität befindet, ſammt allen Baulichkeiten, 
Apparaten und Einrichtungen, welche zum Betriebe 
der elektriſchen Anlagen dienen oder hiezu erforderlich 
ſind, und eventuell auch ſammt anderweitigen Anlagen, 
welche zwar nicht zum Betriebe elektriſcher Anlagen 
dienen, aber mit denſelben gemeinſam und mit gemein— 


um den gerichtlich zu erhebenden Schätzwert zu 
erwerben; nur ns die Gemeinde die Abſicht dieſer 
Erwerbung der Unternehmung mindeſtens drei Jahre 
vor Vertragsablauf bekanntgeben. 

Die Realitäten ſind von der Unternehmung laſten— 
und ſchuldenfrei zu übergeben. 

Außerdem räumt für dieſen Fall die 
Unternehmung der Gemeinde Wien, bezie— 
hungsweiſe dem von derſelben beſtellten Unter— 
nehmer (§ 6) ohne Anſpruch auf Entſchädigung 
das Recht ein, alle jene zum unbehinderten 
Betriebe der übergebenen Erzeugungsſtätten— 
für Elektricität und der von denſelben aus— 
gehenden Leitungsanlagen erforderlichen Ob— 
jecte, auf deren Herſtellung die Unternehmung 
zur Zeit der Übergabe noch aufrechte Privi— 
legien beſitzt, durch wen immer in Stand 
halten und erneuern zu können. Die Unter— 
nehmung haftet ferner dafür, daſs für dieſen 
Fall die von ihr ſelbſt erwirkten k. k. aus— 
ſchließenden Privilegien während ihrer Dauer 
durch die Gemeinde oder den von derſelben 
beſtellten Unternehmer in Anſehung der über— 
nommenen Erzeugungsſtätten unentgeltlich 
fortbenützt werden konnen. — 

Endlich verpflichtet ſich die Unternehmung, 
in einem ſolchen Falle auch jene Befugniſſe 
zur Ausübung anderweitiger fremder Privi— 
legien (Licenzen), welche von ihr zur Zeit 
der übergabe bei dem Betriebe der Erzeu— 
gungsſtätten benützt werden, unter den ihr 
(der Unternehmung) ſelbſt eingeräumten Be— 
dingungen, beziehungsweiſe gegen Vergütung 
des gemachten Aufwandes pro rata temporis 
zur fortgefeßten Ausübung in Anfehung der 
übergebenen Erzeugungsſtätten an die Ge— 
meinde zu übertragen. 


§ 4. 
Bei Auflöſung des Vertrages, das iſt nach de m 
1. Ju li 1904, nachdem 1. Juli 1914, eventuell 
nach dem 1. Juli 1924, kommt das im § 3 für 
die Gemeinde bedungene Heimfallsrecht in Wegfall und 
iſt die Gemeinde verpflichtet: 

a) diejenigen Objecte, bezüglich welcher ihr nach 
§ 3 dieſes Vertrages nach deſſen Ablauf das 
Heimfallsrecht zuſteht, ſowie 

b) jene Objecte, welche fie nach § 3 dieſes Ver— 
trages nach deſſen Ablauf um den Schätzwert 
zu erwerben das Recht hat, 

um den gerichtlich zu erhebenden Schätzwert abzüglich 
der allfällig auf dieſen Objecten haftenden Schuld— 
capitalien, und zwar nach dem 1. Juli 1904 mit 
35%, Schreibe fünfunddreißig Percent, Aufzahlung 
auf den Schätzwert, nach dem 1. Juli 1914, 
rückſichtlich nach dem 1. Juli 1924 die unter 
a) bezeichneten Objeete mit einem Abzuge von 10%, 
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schreibe zehn Percent, rückſichtlich 50%, ſchreibe fünfzig 
Percent, vom Schätzwerte und die unter b) bezeichneten 
Objecte um obigen Schätzwert unter den im § 3 
angegebenen Bedingungen zu erwerben, und iſt die 
Unternehmung gebunden, dieſe Objecte der Gemeinde in 
betriebsfähigem Zuſtande zu übergeben, und ſteht 
auch in dieſen Fällen der Gemeinde das 
im § 3, Abſatz 3 und 4, eingeräumte Recht zu. 


SD, 
Zur Ermittlung des Schätzwertes in den Fällen 
der SS 3 und 4 wird zu Beginn des zweiten Jahres 


vor Ablauf oder Auflöſung des Vertrages eine gericht 


liche Schätzung der von der Gemeinde zu übernehmenden 
Objecte mit Bedachtnahme auf den Zuſtand, in 
welchem ſich die Objecte befinden, und mit Rückſicht 
auf deren Beſtimmung, rückſichtlich Betriebsfähigkeit, 
jedoch ohne Bedachtnahme auf den Ertragswert, vor— 
genommen werden. 

Iſt die Gemeinde im Falle des § 3 zur käuf— 
lichen Übernahme der dort bezeichneten Objecte berechtigt 
oder im Falle des § 4 zur käuflichen Übernahme der 
ſämmtlichen Anlagen und Objecte im Gemeindegebiete 
von Wien verpflichtet, ſo wird in dem dem Ablaufe 


oder der Auflöſung des Vertrages vorhergehenden Jahre 


im Wege einer neuerlichen gerichtlichen Schätzung die 


nothwendige Ergänzung und Berichtigung der früheren 


Schätzung mit Rückſicht auf den Zeitpunkt der Über⸗ 


gabe und die in der Zwiſchenzeit eingetretenen und ein— 
tretenden Wertänderungen vorgenommen werden. 

Die Koſten dieſer Schätzungen tragen beide Con— 
trahenten zu gleichen Theilen und iſt der durch die 
letztgedachte ergänzende und berichtigende Schätzung feſt— 
geſetzte Wert der Ablöſungsobjeete von der Gemeinde 
ſofort bei der grundbücherlichen und phyſiſchen Über— 
gabe zu bezahlen. 

Sollte dieſe Schlufsſchätzung im letzten Vertrags— 
jahre nicht beendet werden können, ſo hat nichtsdeſto— 
weniger die Übernahme, rückſichtlich die Übergabe der 
bezeichneten Objecte ſammt Zugehör ſofort nach Endi— 
gung des Vertrages zu erfolgen, wenn die Gemeinde 
zwei Drittel des durch die Schätzung, welche im zweiten 
Jahre vor Ende des Vertrages vorgenommen wurde, 
erhobenen Schätzwertes nach Laftenfreier grund— 
bücherlicher und phyſiſcher Übergabe an die Unter— 
nehmung bezahlt. 

Der von dem letzten Tage der Übernahme an mit 
5%, ſchreibe fünf Percent, zu verzinſende Reſt des aus 
der ſchließlichen Schätzung ſich ergebenden Wertes iſt 
ſofort nach Vollendung dieſer Schätzung an die Unter— 
nehmung zu bezahlen. 

§ 6. 

Sollte die Gemeinde beabſichtigen, den Betrieb 
der zufolge der Beſtimmungen der SS 3, 4 oder 5 
dieſes Vertrages in ihren Beſitz übergegangenen Au— 
lagen und Objecte an einen Unternehmer zu übertragen, 
ſo wird der Allgemeinen öſterreichiſchen Elektri— 
citäts⸗Geſellſchaft, beziehungsweiſe deren Rechts— 


nachfolger, aus deren Eigenthum dieſe Anlagen und 
Objecte in das Eigenthum der Gemeinde übergegangen 
ſind, der Vorzug vor den Mitconcurrenten für den 
Fall geſichert, daſs die Allgemeine öſterreichiſche 
Elektricitäts-Geſellſchaft oder deren Rechtsnach— 
folger bei der Offertverhandlung in Concurrenz tritt 
und das von demſelben bei der Offertverhandlung ein— 
gebrachte Offert mit dem concurrierenden Beſtbote in 
Bezug auf die Bedingungen von der Gemeinde Wien 


als gleichwertig befunden wird. 


87 

Die Gemeinde Wien geftattet der Unternehmung 
während der Dauer dieſes Vertrages die Legung von 
Leitungen zur Führung der Elektricität von der Er— 
zeugungsſtätte in Wien (§ 1) in den derſelben gehörigen 
Straßen, Gaſſen, Plätzen, Brücken und Gartenanlagen, 
jedoch nur unter deren Niveau, ſowie die Aufgrabungen 
zur Legung und Erhaltung dieſer Leitungen auf ihre 
Koſten gegen genaue Einhaltung der Beſtimmungen 
dieſes Vertrages und der jeweilig beſtehenden Vor— 
ſchriften. 

Die Unternehmung iſt aber verpflichtet, bei Anlage 
einer jeden Leitung und bei Abänderung einer beſtehenden 
Leitung den Tracenplan, in welchem die bezüglichen 
Leitungen mit ihren Dimenſionen unter Angabe der 
Situation und Tiefenlage ſowie alle Vertheilungs— 
käſten, Ausſchalter und allfällige Probevorrichtungen 
nebſt den erforderlichen Detailzeichnungen erſichtlich zu 
machen ſind, vorher der Gemeinde in zwei Exem— 
plaren zur Genehmigung vorzulegen und darf vor er⸗ 
haltener Zuſtimmung mit den bezüglichen Arbeiten 
nicht begonnen werden. 

In den von der Unternehmung vorzulegenden 
Ausführungspläuen find die zunächſt der Leitungen, 
Vertheilungskäſten, Ausſchalter, Probevorrichtungen 
u. dgl. beſtehenden ſtädtiſchen und anderen Objecte, wie 
Telegraphen-, Telephon- und andere elektriſche 
Leitungen u. ſ. w., welche durch die gedachten Her— 
ſtellungen berührt werden oder gefährdet werden können, 
genau erſichtlich zu machen und die eventuellen Sicher— 
heitsvorkehrungen zu bezeichnen. 

Zur leichteren Ermittlung der Lage, eventuell Con— 
ſtruction dieſer Objecte wird der Unternehmung die 
Einſichtnahme in die Pläne und die Einholung münd— 
licher Auskünfte beim ſtädtiſchen Bauamte ſoweit als 
möglich, jedoch ohne Haftung für die Richtigkeit der 
Pläne oder erhaltenen Auskünfte, ſowie die nöthigen— 
falls erforderliche Vornahme von Straßenaufbrechungen 
nach eingeholter Zuſtimmung der Gemeinde geſtattet. 

Wenn von einer in einer ſtädtiſchen Straße oder 
in einem ſtädtiſchen Grunde beſtehenden elektriſchen 
Leitung eine Abzweigung in irgend ein einzelnes Object 
erfolgen ſoll, und wenn durch dieſe Zweigleitung bloß 
eine Traverſierung der ſtädtiſchen Straße oder des 
ſtädtiſchen Grundes nothwendig iſt, jo iſt mittelft eins 
facher ſchriftlicher Anzeige dieſer Herſtellung die Zu— 
ſtimmung der Gemeinde einzuholen. Findet dieſelbe die 
Vorlage von Plänen für nothwendig, ſo hat dieſe im 
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Sinne der Beſtimmung dieſes Paragraphen und des 
$ 8 zu erfolgen und darf in keinem Falle vor ertheilter 
Bewilligung mit der Herſtellung begonnen werden. 

§ 8. 

Von dem Beginne jeder Arbeit, welche ein 
Aufbrechen des ſtädtiſchen Grundes bedingt, 
iſt mindeſtens 24 Stunden früher die Ge— 
meinde, die k. k. Polizeibehörde, die k. k. 
Poſt⸗ und Telegraphen-Direction, die Privat— 
telegraphen-Geſellſchaft, die betreffende Gas— 
oder Elektricitäts-Geſellſchaft und die An— 
rainer ſchriftlich in die Kenntnis zu ſetzen, 
und hat die Unternehmung unter Einem der 
Gemeinde ein detailliertes Arbeitsprogramm 
in zwei Exemplaren vorzulegen. Dieſes Ar— 
beitsprogramm iſt nach Zuſtimmung ſeitens 


des Stadtbauamtes, wobei auf die zeitlichen 


und örtlichen Verhältniſſe entſprechend Rückſicht 
zu nehmen ſein wird, mit thunlichſter Be— 
ſchleunigung im kurzen Wege der Unter— 
nehmung in einem Exemplare rückkzuſtellen. 

Vor der Hinausgabe dieſes Arbeits— 
programmes darf mit den Arbeiten nicht be— 
gonnen werden. 

In beſonders dringenden Fällen iſt die 
Anzeige über die Vornahme von Arbeiten 
mindeſtens gleichzeitig mit dem Beginne der— 
ſelben unter Vorlage des Arbeitsprogrammes 
zu erſtatten, in welchem Falle es der Ge— 
meinde freiſteht, dieſe begonnenen Arbeiten 
ſofort wieder einzuſtellen. 

Wenn mit der Legung, Abänderung oder Aus— 
beſſerung einer Leitung begonnen wurde, ſo ſind die 
darauf bezüglichen Arbeiten mit aller Beſchleunigung 
und ohne Unterbrechung bis zu ihrer gänzlichen Voll— 
endung, an beſonders lebhaften Paſſagen über Auf— 
forderung der Gemeinde ſelbſt bei Nacht ununterbrochen 
fortzuſetzen, und bei Straßenkreuzungen auf Ver— 
langen der Gemeinde nur zur Nachtzeit zu 
bewirken, ohne daßs die Unternehmung deshalb be— 
rechtigt ſein ſoll, an die Gemeinde Auſprüche zu ſtellen. 

Die Unternehmung iſt verpflichtet, ſich bei der 
Ausführung der Leitungen und anderer Herſtellungen 
genau nach den behördlichen Anordnungen zu benehmen, 
insbeſondere den Straßenkörper wieder vollkommen in 
den früheren Stand herzuſtellen, bei gepflaſterten 
Straßen aber durch ein Jahr für den entſprechenden 
ſoliden Beſtand des Pflaſters zu haften. 

Die Gemeinde Wien iſt auch berechtigt, 
die Unternehmung zu verhalten, neue und 
umzulegende Kabelleitungen in die ſtädtiſchen 
Haupt⸗ und Nebencanäle, welche hiezu ge— 
eignet ſind, nach den Angaben des Stadtbau— 
amtes unterzubringen und für die Führung 
von Leitungskabeln im Bedarfsfalle die Ein— 
ziehung von Rohren und die Herſtellung von 
Canälen zu verlangen. 
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Bei allen Aufgrabungen wie bei Legung und Aus— 
beſſerung der Leitungen müſſen alle Beſchädigungen an 
Canälen, Waſſerleitungen, Baumpflanzungen, Gebäuden 
und anderen Objecten mit möglichſter Sorgfalt ver— 
mieden werden; kommen ſolche dennoch vor, ſo hat die 
Unternehmung geeignete Abhilfe, eventuell Schaden— 
erſatz zu leiſten. 

Desgleichen iſt die Unternehmung gehalten, bei 
Legung von Leitungen in Gartenanlagen, bei Brücken 
und anderen Objecten alle zum Schutze dieſer Objecte 
als zweckmäßig erprobten Verſicherungen anzuwenden, 
ohne dass deshalb die Unternehmung eine wie immer 
Namen habende Entſchädigung von der Gemeinde 
anzuſprechen hätte. 

Übrigens ſteht der Gemeinde das Recht zu, die 
Umlegung oder gänzliche Beſeitigung der Leitungen 
von dem der Gemeinde gehörigen Grunde in Straßen, 
Gaſſen, auf Plätzen, Brücken und in Gartenanlagen, 
weun dies aus öffentlichen Rückſichten geboten erſcheint, 
innerhalb einer von Fall zu Fall zu beſtimmenden 
Zeit zu verlangen. 

Die Gemeinde Wien iſt berechtigt, wenn 
es das Jutereſſe des öffentlichen Verkehres 
erfordert, zu verlangen, daſs behufs Ver— 
meidung von Traverſierungen von Straßen 
und Plätzen in Folge von Abzweigungen in 
die Häuſer an jeder Seite der Straße oder 
des Platzes vou der Unternehmung ein Kabel 
(eine Haupt-, beziehungsweiſe Vertheilungs— 
leitung) gelegt werden muſßs. 

Jede Abänderung der Leitungstracen ſowie Ver— 
ſetzung der hiezu gehörigen Objecte, dieſelbe mag nun 
aus Anlaſs einer Straßeuregulierung, der Umwandlung 
eines Straßengrundes in einen Baugrund, einer 
öffentlichen oder Privatbauführung oder ſonſt aus 
öffentlichen Rückſichten nothwendig werden, mußs auf 
Koſten der Unternehmung ohne irgend einen Eutſchä— 
digungsanſpruch an die Gemeinde geſchehen. 

Im Falle ein Kabel außer Betrieb geſetzt 
wird, iſt die Geſellſchaft verpflichtet, das— 
ſelbe auf Verlangen der Gemeinde aus dem 
Grunde zu entfernen und hiebei denſelben 
Vorgang wie bei Legung des Kabels einzu— 
halten. Es ſteht jedoch der Gemeinde frei, 
den Zeitpunkt der Entfernung zu beſtimmen; 
hiebei ſoll jedoch die Friſt eines Jahres nicht 
überſchritten werden. 

§ 9. 

Für die Geſtattung der Benützung des der Ge— 
meinde Wien gehörigen Grundes in Straßen, Gaſſen, 
auf Plätzen, Brücken und in Gartenanlagen hat die 
Unternehmung per laufenden Meter der Haupt- und 
Vertheilungsleitung, ohne Rückſicht auf die 
Anzahl der Kabel, welche in einer und der— 
ſelben Kabeltrace liegen, jährlich einen vom Be— 
ginne des Halbjahres, in welchem die Legung erfolgt, 
zu berechnenden Grundzins von einem Kreuzer ö. W. 
zu bezahlen. 
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Für die Nebenleitungen, das ſind die Abzwei— 
gungen von den Leitungen in den Straßen zu den 
einzelnen Abgabsſtellen, iſt ein ſolcher Platzzins nicht 
zu bezahlen; dagegen iſt für alle Ausſchalter, Probe— 
vorrichtungen u. dgl. Objecte, ein vom Beginne des 
Halbjahres, in welchem die Aufſtellung erfolgt, zu 
berechnender Grundzins mit einem Gulden ö. W. per 
Jahr, und zwar für jedes dieſer Objecte zu bezahlen. 


Zur Ermittlung dieſer Grundzinſe iſt die Unter— 


nehmung verpflichtet, bis längſtens 31. December jedes 
Jahres der Gemeinde einen genauen Ausweis über die 
Länge der Haupt- und Vertheilungsleitungen 
ſowie über den Beſtand aller dem Grund— 
zinſe von einem Gulden unterliegenden 
O bjecte vorzulegen. 

Der hiernach ermittelte Grundzins iſt ſodann bis 


längſtens 31. März des nächſtfolgenden Jahres an 


die ſtädtiſche Haupteaſſa zu bezahlen. 
810. 

Für die Benützung des der Gemeinde Wien ge— 
hörigen Grundes in Straßen, Gaſſen, auf Plätzen, 
Brücken und Gartenanlagen zu dem im §! angegebenen 
Zwecke hat die Unternehmung der Gemeinde außer der 
im § 9 beſtimmten Zahlung eine jährliche Abgabe zu 
entrichten. 

Dieſe Abgabe beträgt 3%, ſchreibe drei Percent, 
derjenigen Bruttoeinnahmen, welche die Unternehmung 
aus dem in Gemäßheit des § ! auszuführenden ge— 
werblichen Unternehmen der Lieferung elektriſchen 
Stromes zum Zwecke der Beleuchtung, Kraftüber— 
tragung und ſonſtigen elektriſchen Vorrichtungen er— 
zielen wird, und zwar in Bezug auf die nach § 23 
dieſes Vertrages einen integrierenden Beſtandtheil des— 
ſelben bildenden „Bedingungen für die Lieferung elek— 


triſchen Stromes“ nur von jenen Einnahmen, welche 


entweder tarifmäßig für die Miete der Elektricitäts— 
meſſer ($ 6 ebenda), für Lieferung der Elektricität 
(§ 7 ebenda) und für die mietweiſe Beiſtellung von 
Lampen ($ 8 ebenda) und ſonſtige Verbrauchs— 
einrichtungen (Elektromotoren, Ofen u. ſ. w.) oder 
gemäß beſonderer Vereinbarungen (§ 4 ebenda) erzielt 
werden. 

Zur Ermittlung der vorbezeichneten Abgabe von 
den Brutto-Eiunahmen iſt die unternehmende Firma 
verpflichtet, je mit Ablauf der Kalendervierteljahre der 
Gemeinde Wien ein Verzeichnis der im abgelaufenen 
Vierteljahre erzielten Brutto-Einnahmen vorzulegen und 
gleichzeitig die entfallende Abgabe an die ſtädtiſche 
Hauptcaſſa abzuführen. 

Die Gemeinde Wien iſt berechtigt, in alle auf 
die mehrerwähnten Brutto-Einnahmen bezüglichen 
Bücher und Vormerkungen durch ihre Organe jederzeit 
Einſicht zu nehmen, die Richtigkeit zu prüfen und 
ſonach die entfallende Abgabe richtigzuſtellen. 

§ 11. 

Wird die Herſtellung einer Leitung oder eines 

wie immer Namen habenden Objectes der elektriſchen 
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Anlage in einem der Gemeinde Wien nicht gehörigen 
Grunde oder an einem derſelben nicht gehörigen Objecte 
beabſichtigt, ſo iſt die Unternehmung verpflichtet, vor 
Inangriffnahme der Arbeiten die Zuſtimmung des 
Eigenthümers des betreffenden Grundes oder Objectes 
zu erwerben und auszuweiſen. 

§ 12. 

Wenn die Unternehmung eine ihr genehmigte 
Leitungsanlage innerhalb eines Jahres vom Tage der 
erhaltenen Bewilligung nicht hergeſtellt haben ſollte, ſo 
iſt die Genehmigung für dieſe Leitungsanlage als er— 
loſchen zu betrachten und für den Fall der wieder 
beabſichtigten Ausführung neuerdings im Sinne der 
Beſtimmungen des §S 7 um die Genehmigung hiezu 
anzuſuchen. 

§ 13. 

Die Gemeinde hat das Recht, zu jeder Zeit von 
dem Zuſtande und Betriebe der ſämmtlichen auf Grund 
dieſes Vertrages errichteten Anlagen, ſowie der Er— 
zeugungsſtätten und anderer dazu gehörigen Objecte 
Kenntnis zu nehmen, ſowie auch, ſo oft ſie es für 
nothwendig erachtet, eine ſpecielle Unterſuchung der— 
ſelben, inſoweit eine ſolche Unterſuchung mit den Be— 
ſtimmungen dieſes Vertrages im Zuſammenhange ſteht, 
unter Zuziehung von fachkundigen Organen der Ge— 
meinde oder anderen Sachverſtändigen vorzunehmen. 

§ 14. 

Die Unternehmung iſt verpflichtet, die durch die 
Organe der Gemeinde Wien oder durch von der 
Gemeinde berufene Sachverſtändige bei den Unter— 
ſuchungen conſtatierten Mängel binnen kürzeſter Zeit, 
nach Umſtänden über erfolgte Anordnung ſofort, zu 
beſeitigen. 

§ 15. 

Die Unternehmung iſt verpflichtet, zur 
Überwachung der geſammten Anlagen einen 
geregelten Überwachungsdienſt in der Weiſe 
einzuführen, daſs Gebrechen aller Art ohne 
unnöthigen Verzug behoben werden können. 
Für dieſen Überwachungsdieuſt hat die Unter— 
nehmung eine von der Gemeinde zu geneh— 
migende Inſtruetion zu verfaſſen. 

Die von der Unternehmung zur Überwachung der 
Anlagen Beſtellten müſſen mit einem Abzeichen und 
einer leicht erſichtlichen Dienſtnummer verſehen ſein, ſo 
dafs dieſelben für das Publicum und für die behörd— 
lichen Aufſichtsorgane leicht erkenntlich ſind. 


§ 16. 

Die Überwachung der Einhaltung der Vertrags— 
beſtimmungen hinſichtlich der Anlagen und des Be— 
triebes wird von den von der Gemeinde beſtellten 
Orgauen oder von ihr berufenen Sachver— 
ſtändigen gepflogen. 

Die Koſten für die ſeitens der Gemeinde 
Wien auszuübende Controle hat die Unter— 
nehmung zu tragen, und werden dieſelben in 
folgenden Jahrespauſchalbeträgen beſtimmt: 
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1. Bis incl. 30 Kilometer Haupt- und Ver— 
theilungsleitung ($ 9) „ 1000 fl. ö. W. 
2. Bis incl. 35 Kilometer 
Haupt⸗ und Vertheilungs— 
leitung Ek . . 1100fl. 
3. Bis incl. 40 Kilometer 
Haupt- und Vertheilungs— 
n o 
4. Bis inel. 45 Kilometer 
Haupt- und Vertheilungs— 
leituiuiuiuiung g. . 1300fl. 


rn 
5. Bis incl. 50 Kilometer | 
Haupt- und Vertheilungs— 
leitun- EBS... . 1400 fl. „ „ 
und fo fort für je weitere 5 Kilo: 
meter um. .. 100 fl. „ „ 
mehr. 


Die hiernach zu leiſtenden Pauſchalbeträge 
ſind bis längſtens 15. Jänner jeden Jahres 
im vorhinein an die ſtädtiſche Hauptcaſſa zu 


bezahlen. 


§ 17. 

Bei allen Erhebungen und Unterſuchungen, welche 
von der Gemeinde durch ihre Organe oder durch 
von ihr berufene Sach verſtändige vorge— 
nommen werden, kann die Unternehmung ſelbſt oder 
durch einen Abgeordneten intervenieren, um ſich von 
der entſprechenden Vornahme der Unterſuchung die 
Überzeugung zu verſchaffen. 

Die Unternehmung iſt daher verpflichtet, dafür 
Sorge zu tragen, dass über jedesmalige ſchriftliche 
Aufforderung dieſe Intervention ſofort erfolge, widrigen— 
falls die Abgeordneten der Gemeinde berechtigt 
ſein ſollen, ohneweiters die betreffende Erhebung und 
Unterſuchung mit voller Rechtswirkſamkeit, das heißt 
jo, daſs das Reſultat dieſer amtlichen Erhebung den 
vollen Beweis über den Thatbeſtand bildet, vorzu— 
nehmen, und es ſoll der Unternehmung eine Ein— 
ſprache dagegen nicht zuſtehen. 

§ 18. 

Ein wie folgt zuſammengeſetztes Schiedsgericht 
wird bei einer ſich zwiſchen der Gemeinde und der 
Unternehmung ergebenden Meinungsdifferenz 

a) über die nach den Beſtimmungen des § 10 erforder— 
liche Ermittlung der Zpercentigen Bruttoabgabe, 
p) über die zur diesfälligen Feſtſtellung erforderliche 

Art und Weiſe der Buchführung ſowie deren 

Einſichtnahme, 

c) in den Fällen, welche in den SS 1, 2, 4, 6 und 7 
der „Bedingungen“ bezeichnet ſind, 
die vollkommen rechtsgiltige Entſcheidung fällen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus fünf Perſonen. 
Jeder Theil wählt zwei Schiedsrichter, dieſe vier 
Gewählten einen fünften. 

Jener Theil, welcher die Berufung des Schieds- 
gerichtes wünſcht, hat hievon dem anderen Theile ſchrift— 
liche Mittheilung zu machen und zugleich ſeine zwei 
Schiedsrichter namhaft zu machen. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 11, 7. Februar 1893. 


XXX NN 


—— L —AL—————＋Em — . 


Binnen drei Tagen nach Zuſtellung der dies— 
fälligen Anzeige hat der andere Theil ſeine zwei 
Schiedsrichter dem klagenden Theile bekanntzugeben, 
widrigens letzterer auch dieſe beiden Schiedsrichter 
ernennt. 

Wenn ſich die vier Gewählten über den von 
ihnen zu nominierenden fünften Schiedsrichter nicht 
innerhalb drei Tagen nach ihrer vom klagenden Theile 
zu veranlaſſenden Einberufung einigen, ſo wird die 
Niederöſterreichiſche Handels- und Gewerbekammer um 
Namhaftmachung einer Perſon, welche das Schieds— 
richteramt zu übernehmen bereit iſt, angegangen, 
welche Perſon ſohin als Fünfter in das Schiedsrichter— 
collegium eintritt. In gleicher Weiſe wird die Nieder— 
öſterreichiſche Handels- und Gewerbekamuer um die 
Nominierung eines Schiedsrichters angegangen, wenn 
ein gewählter Schiedsrichter das Mandat nicht an— 
nimmt, oder nach der Annahme zurücklegt oder nicht 
ausübt, oder endlich vor Fällung des Schiedsſpruches 
ſtirbt. 

Dieſes Schiedsgericht wird an keine Proceſsordnung 
gebunden und fällt ſeinen Ausſpruch mit Stimmen— 
mehrheit. Beide Theile verzichten auf das Recht der 
Beſchwerdeführung gegen den Ausſpruch des Schieds— 
gerichtes. 

§ 19. 

Die Unternehmung unterwirft ſich unter Verzicht— 
leiſtung auf den Rechtsweg und auf die Entſcheidung 
irgend einer anderen Behörde in den unten angeführten 
Fällen, unbeſchadet der Verpflichtungen zum Schaden— 
erſatze und unbeſchadet der der Gemeinde zuſtehenden 
weiteren Rechte, den nachfolgenden Beſtimmungen: 

a) Wenn die vorgeſchriebene Trace nicht genau 
eingehalten wird, oder wenn die Arbeiten 
nicht fachgemäß und nach den Angaben 
der Organe der Gemeinde ausgeführt 
werden, ſo verfällt die Unternehmung in 
eine Strafe von 10 bis 100 fl. (ſchreibe: 
zehn bis einhundert Gulden) ö. W. in 
jedem dieſer Fälle; 
wenn bei Beſchädigungen, welche an der Straßen— 
decke oder an ſonſtigen Objecten durch die Arbeiten 
der Unternehmung entſtanden ſind, die Wieder— 
herſtellung nicht ſpäteſtens an dem auf das erwieſene 
Eintreffen der ämtlichen Verſtändigung folgenden 
Tage, oder, wenn die Verſtändigung in der Zeit 
zwiſchen Mitternacht und 4 Uhr Nachmittags er— 
folgte, nicht an demſelben Tage begonnen oder 
nicht mit der erforderlichen Beſchleunigung fort— 
geſetzt wird, ſo verfällt die Unternehmung in 
jedem dieſer Fälle in eine Strafe von 10 
bis 100 fl., ſchreibe zehn bis einhundert Gulden 
ö. W., für jeden Tag der Säumnis bis zur voll— 
ſtändigen ordnungsmäßigen Beſeitigung des mangel— 
haften Zuſtandes; 
unterläſst die Unternehmung eine der im § 8 
vorgeſchriebenen Anzeigen, ſo verfällt ſie in eine 
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Strafe von 10 bis 100 fl., ſchreibe zehn bis ein— 
hundert Gulden ö. W.; 

d) wenn dieſelbe die in den SS 9 und 10 bedungenen 
Nachweiſungen bis zum vorgeſchriebenen Termine 
nicht vorlegt, ſo verfällt ſie für jeden Tag der 
Überſchreitung in eine Strafe von 10 bis 50 fl, 
ſchreibe zehn bis fünfzig Gulden ö. W.; 

e) wenn die Unternehmung die im § 10 vorbehaltene 
Einſicht in die Bücher ſammt Belegen verhindert, 
ſo verfällt dieſelbe in eine Strafe von 100 bis 
500 fl., ſchreibe einhundert bis fünfhundert Gulden 
ö. W. für jeden einzelnen Fall der Verweigerung; 

f) wenn die Unternehmung die Beſtim— 

mungen der SS 1, 2 und 10 der Bedin— 

gungen nicht einhält, und zwar im Falle 
der Verweigerung eines Anſchluſſes oder 
der Einhebung höherer als der genehmigten 

Preiſe für Abzweigungsarbeiten, ſo ver— 

fällt ſie in eine Strafe bis zu 300 fl. 

(ſchreibe: dreihundert Gulden) ö. W. für 

jeden einzelnen Fall und im Falle der 

Unregelmäßigkeit der Betriebsſpannung 

($ 1 der Bedingungen) in eine Strafe bis 

zu 50 fl. (ſchreibe: fünfzig Gulden) ö. W. 

für jeden Tag, an welchem ein derartiger 

Mangel erhoben wurde; 

wenn die Unternehmung einem ihr von 

der Gemeinde nach 8 14 des Vertrages 

ertheilten Auftrage innerhalb der be— 
ſtimmten Zeit nicht nachkommt, ſo ver— 
fällt dieſelbe in eine Strafe von 5 bis 

500 fl. (ſchreibe: fünf bis fünfhundert 

Gulden) ö. W. für jeden einzelnen Fall 

der Verzögerung, 

Vorſtehende Strafbeſtimmungen finden keine An- 

wendung, wenn die Nichterfüllung der Vertragspflicht 

ohne ein Verſchulden der Unternehmung oder ihrer 

Beſtellten herbeigeführt wird, wobei jedoch der Nach- 

weis, daſs auf Seiten der Unternehmung oder ihrer 

Beſtellten kein Verſchulden eingetreten ſei, von dieſer 

zu erbringen iſt. 
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§ 20. 

Das Straferkenutnis nach dem im § 19 vor⸗ 
geſchriebenen Ausmaße fällt der Magiſtrat und wird 
ſelbes der Unternehmung ſchriftlich bekanntgegeben, 
welcher es übrigens freiſteht, innerhalb acht Tagen 
vom Tage der Zuſtellung den Recurs an den Stadt— 
rath zu ergreifen. 

Die Unternehmung hat binnen drei Tagen nach 
Zuſtellung des Erkenntniſſes oder im Recursfalle nach 
Zuſtellung der Entſcheidung des Stadtrathes den 
Strafbetrag bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa zu bezahlen, 
widrigens die Gemeinde berechtigt iſt, denſelben von 
der Caution in Abzug zu bringen, und iſt ſohin die 
Unternehmung gehalten, die Caution ſofort zu ergänzen. 

8 21. 

Die Unternehmung haftet für allen Schaden, welcher 

durch ihre oder ihrer Beſtellten Verſchulden an privatem, 
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ſtädtiſchem oder öffentlichem Eigenthum verurſacht wird, 
und hat, wenn diesfalls Entſchädigungsanſprüche an die 
Gemeinde Wien erhoben werden, derſelben Vertretung 
und Schadloshaltung zu leiſten und dieſelbe vollkommen 
klag⸗ und ſchadlos zu ſtellen. Der Beweis, dafs bei 
derartigen Beſchädigungen an ſtädtiſchem Eigenthume 
auf Seite der Unternehmung oder ihrer Beſtellten ein 
Verſchulden nicht unterlaufen ſei, iſt von der Unter— 
nehmung zu erbringen. 
22. 

Die Unternehmung iſt verpflichtet, den Bau ihrer 
Erzeugungsſtätte für die Elektricität innerhalb eines 
und eines halben Jahres, vom Tage des Abſchluſſes 
dieſes Vertrages gerechnet, in Angriff zu nehmen 
und dieſe Arbeiten derart zu beſchleunigen, dass der 
Betrieb, wenn auch nur im theilweiſen 
Umfange der ertheilten Conceſſion, ſpäteſtens 
nach Ablauf des dritten Jahres vom Tage des Vertrags: 
abſchluſſes begonnen werden kann und ſohin den 
Betrieb wirklich zu beginnen, widrigenfalls 
der gegenwärtige Vertrag als erloſchen zu betrachten iſt. 

Sollte die Unternehmung den bereits begonnenen 
Betrieb, ohne durch höhere Gewalt (vis major) dazu 
gezwungen zu ſein, gänzlich einſtellen, jo iſt die Ge— 
meinde berechtigt, wenn dieſer Fall vor dem 1. Juli 
1904 eintritt, dieſen Vertrag aufzulöſen und die Unter— 
nehmung zu verhalten, alle bereits im ſtädtiſchen Grunde 
liegenden Leitungen und anderen Anlagen unter Beob— 
achtung der Beſtimmungen des § 8 dieſes Vertrages 
innerhalb eines Jahres vom Tage der erfolgten Auf— 
forderung hiezu zu beſeitigen; wenn aber dieſer Fall 
erſt nach dem 1. Juli 1904 eintreten ſollte, den 
Vertrag als aufgelöst zu betrachten und entweder 
die Unternehmung nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
zur Beſeitigung aller Anlagen zu verhalten oder aber 
ſofort ohne Kündigung von den Beſtimmungen dieſes 
Vertrages Gebrauch zu machen, welche für jenen 
künftigen Optionstermin (SS 2 und 4), der auf 
die Zeit der Betriebseinſtellung zunächſt folgt, rückſichtlich 
für den Ablauf der Vertragsdauer ($ 3) feſtgeſetzt find. 

Sollte die nach dieſen Beſtimmungen von der 
Unternehmung vorzunehmende Beſeitigung der o b— 
erwähnten Leitungsanlagen innerhalb eines Jahres 
nicht erfolgen, ſo ſteht es der Gemeinde frei, die Ent— 
fernung der genannten Objecte auf Gefahr und Koſten 
der Unternehmung durch wen immer bewirken zu laſſen 
und ſich aus der von derſelben erlegten Caution, ſowie 
aus deren weiterem Vermögen ſchadlos zu halten, wobei 
das bei dieſer Beſeitigung gewonnene Materiale der 
Leitungsanlagen unentgeltlich in das Eigenthum der 
Gemeinde übergeht. Der Gemeinde ſteht es frei, die 
Beſeitigung der ganzen gedachten Anlagen oder nur 
eines Theiles derſelben zu unterlaſſen, und geht in 
jedem Falle alles im ſtädtiſchen Grunde befindliche 
Eigenthum der Unternehmung an die Gemeinde über, 
daher der Gemeinde das Recht zuſteht, die beſtehenden 
Anlagen ſodann ohne alle Entſchädigung als ihr Eigen⸗ 
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thum entweder ſelbſt zu benützen oder durch andere 
benützen zu laſſen. 
8 23 

Bei Abgabe elektriſcher Ströme ſowohl an Be— 
hörden als an Privatperſonen iſt die Unternehmung 
an die dieſem Vertrage angeſchloſſenen und einen in— 
tegrierenden Beſtandtheil desſelben bildenden „Be— 
dingungen für die Lieferung von elektriſchem Strom“ 
gebunden. 

§ 24. 

Als Pfand zur Sicherſtellung aller der Gemeinde 
Wien aus dieſem Vertrage zuſtehenden Rechte leiſtet 
die Unternehmung bei Abſchlufs dieſes Vertrages eine 
Caution von 10.000 fl., ſchreibe zehntauſend Gulden 
6. W., welche entweder in Barem oder in börſemäßigen, 
von der Gemeinde Wien als zur Caution für zuläſſig 


erkannten Werteffecten bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 


zu erlegen iſt. 

Sollte die Länge der Haupt- und Ber: 
theilungsleitungen im ſtädtiſchen Grunde 
10.000 m, ſchreibe zehntauſend Meter, überſchreiten, 
ſo iſt dieſe Caution um 1000 fl., ſchreibe eintauſend 
Gulden ö. W., für jede Mehrläuge der Haupt— 
und Vertheilungsleitung von 500 m, ſchreibe 
fünfhundert Meter, zu erhöhen. 

Ebenſo hat fie für die Ergänzung der Caution im 
Falle der gänzlichen oder theilweiſen Einziehung zu 
ſorgen. 

Die Unternehmung verpflichtet ſich, auf dem der 
Einlöſung ſeitens der Gemeinde (§§ 3, 4, 5 und 22) 
unterliegenden Immobilienbeſitze auf Verlangen der 
Gemeinde die Beſchränkung des Eigenthums dahin, 
daſs bezüglich dieſer Immobilien im Grunde dieſes 
Vertrages die Verpflichtung beſteht, ſie der Gemeinde 
Wien im Sinne der Beſtimmungen dieſes Vertrages 
(88 3, 4, 5 und 22) zu übergeben, und dass die Unter- 


nehmung ſich des Rechtes begibt, dieſe Immobilien. 


ohne Zuſtimmung der Gemeinde zu belaſten oder an 
jemand anderen als den Rechtsnachfolger in dieſem 
Vertrage ($ 26) zu veräußern, grundbücherlich an— 
merken, eventuell auf dieſen Realitäten die Verbind— 
lichkeit, dieſelben an die Gemeinde Wien nach den 
Beſtimmungen der §§ 3, 4, 5 und 22 ieſes Vertrages 


abzutreten und ſich des Rechtes zu begeben, dieſe 


Realitäten ohne Zuſtimmung der Gemeinde zu belaſten 
oder an jemand anderen als den Rechtsnachfolger in 
dieſem Vertrage (§ 26) zu veräußern, zu Gunſten der 
Gemeinde Wien einverleiben zu laſſen. 

Die Unternehmung verbindet ſich, auch der Ge— 
meinde Wien auf deren Verlangen eine abgeſonderte, 
in grundbuchsmäßiger Form ausgeſtellte Erklärung zu 
behändigen, welche die Gemeinde berechtigt, die vor— 
erwähnten Grundbuchshandlungen nöthigenfalls auch 
ohne Einvernehmen der Unternehmung vorzunehmen 
oder vornehmen zu laſſen. 

§ 25. 

Durch den gegenwärtigen Vertrag erwächst der 

Unternehmung kein dingliches Recht und ebenſo kein 
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ausſchließliches Recht auf die Benützung des ſtädtiſchen 
Grundes zur Herſtellung von elektriſchen Anlagen und 
bleibt ſonach der Gemeinde das unbeſchränkte Recht 
gewahrt, in eben denſelben von der Unternehmung 
benützten ſtädtiſchen Gründen entweder ſelbſt elektriſche 
Anlagen herzuſtellen oder anderen Unternehmern die 
Legung von Leitungen zum Behufe der Abgabe und 
Vertheilung von elektriſchem Strome für Zwecke elektri— 
ſcher Beleuchtung, Heizung, Krafttransmiſſion und alle 
anderen Zwecke, zu welchen elektriſcher Strom an— 
gewendet werden kann, zu geſtatten. 

In dem letzteren Falle iſt jedoch die Unternehmung 
berechtigt zu verlangen, dass alle jene Erleichterungen 
und Begünſtigungen, welche in Rückſcht auf die Anlage 
und den Betrieb der elektriſchen Leitung in techniſcher 
Beziehung, oder welche in Rückſicht auf die für die 
Benützung ſtädtiſchen Grundes zu entrichtenden Abgaben 
in finanzieller Beziehung dritten Perſonen oder Gejell- 
ſchaften, die in gleicher Weiſe wie die Unternehmung 
au alle ſich meldenden Perſonen elektriſchen Strom 
abgeben, in Zukunft gewährt werden, inſoferne und 
inſoweit als dieſe Erleichterungen und Begünſtigungen 
die Abgabe elektriſchen Stromes in Wien betreffen, 
auch für ſie zu gelten haben und ihr, wenn ſie darum 
anſucht und ſoweit es in Anſehung der techniſchen 
Erleichterungen aus techniſchen Gründen zuläfjig iſt, 
zugeſtanden werden, wenn dieſelbe bereit iſt, jene Be— 
dingungen zu erfüllen, welche die betreffenden dritten 
Perſonen oder Geſellſchaften zugeſtanden haben. 

§ 26. 

Die Unternehmung verpflichtet ſich, bei 
der Herſtellung und dem Betriebe ihrer An— 
lagen auf die Beſchaffung der Materialien, 
Maſchinen und ſonſtigen Erforderniſſe im 
Julande und auf die Verwendung von hei— 
miſchen Arbeitskräften thunlichſt Rückſicht zu 
nehmen. 

§ 27. 

Die Unternehmung kann nur mit Zuſtimmung der 
Gemeinde Wien ihre Rechte und Pflichten aus dieſem 
Vertrage an eine andere oder an mehrere Perſonen 
oder Geſellſchaften übertragen. 

§ 28. 

Wenn die Unternehmung in Concurs verfällt, ſo 
ſteht der Gemeinde das Recht zu, den Vertrag ſofort 
für aufgelöst zu erklären. Die Gemeinde kann in dieſem 
Falle nach ihrer Wahl das Unternehmen nach Maßgabe 
der Beſtimmungen der SS 4 und 5 übernehmen oder 
verlangen, dafs die im ſtädtiſchen Grunde befindlichen 
Leitungen und anderen Anlagen unter Beobachtung der 
Beſtimmungen des § 8 innerhalb eines Jahres vom 
Tage der Aufforderung beſeitigt werden. 

Im Falle der Auflöſung oder Liquidierung der 
Allg. öſterr. Elektricitäts -Geſellſchaft 
erlischt das Vertragsberhältnis nicht; doch haben ihre 
Rechtsnachfolger über Aufforderung der Gemeinde binnen 
zwei Monaten die ausdrückliche Erklärung an die Ge— 
meinde Wien abzugeben, ob ſie das Unternehmen 
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fortſetzen und in dieſen Vertrag eintreten wollen oder 
nicht. Im Falle binnen der geſtellten Friſt eine ver— 
neinende oder keine Erklärung erfolgt, ſollen, je nachdem 
die eine oder andere der bezeichneten Eventualitäten 
in die Zeit vor dem 1. Juli 1904 fällt oder erſt 
nach dem 1. Juli 1904 eintritt, dieſelben Folgen 
platzgreifen, welche im § 22 an den Nichtbeginn und 
die ſaumſelige Ausführung der Herſtellungen der Anlagen 
und an die Einſtellung des Betriebes derſelben geknüpft 
ſind. Wenn die Geſellſchaft ihr Geſchäft im Wege der 
Liquidierung auflöst, hat die Beſtimmung des § 27 
Anwendung zu finden. 
8.29. 

Mit dem Vertrage vom 14. October 1887 
wurde der Firma Siemens & Halske das Recht 
ertheilt, von der elektriſchen Centralſtation 
J. Bezirk, Neubadgaſſe Nr. 6 und Körblergaſſe 
Nr. 3, in den ſtädtiſchen Straßen ꝛc. des da— 
maligen Gemeindegebietes von Wien Elektri— 
citätsleitungen ſammt allem Zugehör zu legen 
und mit dem Nachtrags-Übereinkommen 
vom 27. April 1891 hat die Gemeinde Wien 
ihre Zuſtimmung ertheilt, daſs alle Rechte 
und Pflichten aus dieſem Vertrage vom 
14. October 1887 an die Allgemeine öſter— 
reichiſche Elektricitäts-Geſellſchaft übertragen 
wurden. 

Bezüglich dieſes Vertrages vom 14. De- 
tober 1887, rückſichtlich des Nachtrags-Über— 
einkommens vom 27. April 1891 haben 
nunmehr die Gemeinde Wien und die All— 
gemeine öſterreichiſche Elektricitäts-Geſellſchaft 
anläſslich des gegenwärtigen Vertrages 
folgende Vereinbarungen getroffen: 

a) die mit dem Vertrage vom 14. October 
1887 rückſichtlich dem Nachtrags⸗über— 
einkommen vom 27. April 1891 ein- 
geräumte Straßenbenützung wird auf das 
heutige Gemeindegebiet von Wien aus— 
gedehnt; 

p) die Allgemeine öſterreichiſche Elektricitäts— 
Geſellſchaft unterwirft ſich in Anſehung 
dieſes ihr eingeräumten Rechtes zur 
Straßenbenützung von heute ab allen 
Beſtimmungen, wie ſie in den SS 3, 4 
und 7 bis einſchließlich 21, 22, Alinea 2 
und 3, 25 und 26 des gegenwärtigen 
Vertrages feſtgeſetzt worden ſind; 

c) die Allgemeine öſterreichiſche Elektricitäts— 
Geſellſchaft unterwirft ſich vom Tage des 
Betriebsbeginnes der im II. Bezirke, Obere 
Donauſtraße Nr. 23 zu errichtenden elek— 
triſchen Centralſtation, auch in Anſehung 
der Centralſtation im J. Bezirke, Neubad— 
gaſſe Nr. 6 und Koͤrblergaſſe Nr. 3, den 
mit gegenwärtigem Vertrage (8 23) nor— 
mierten „Bedingungen für die Lieferung 
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von elektriſchem Strom“, erhält aber von 
der Gemeinde Wien die Berechtigung, auch 
ſchon mit einem früheren Zeitpunkte nach 
den neu normierten Bedingungen elektri— 
ſchen Strom abzugeben und zu verkaufen; 


d) die Gemeinde Wien verlängert das der 
Allgemeinen öſterreichiſchen Elektricitäts— 
Geſellſchaft mit dem Vertrage vom 14. Oc— 
tober 1887, reſp. dem Nachtrags-Über— 
einkommen vom 27. April 1891 zuge— 
ſtandene Recht zur Straßenbenützung unter 
der Vorausſetzung, daſs die elektriſche 
Station im II. Bezirke, Obere Donau— 
ſtraße Nr. 23 vertragsmäßig gebaut und 
in Betrieb geſetzt wird, auf eben die 
nämliche Zeit, welche mit dem gegen— 
wärtigen Vertrage eingeräumt wird, und 
wird unter der gleichen Vorausſetzung auch 
das ihr vertragsmäßig zuſtehende Ein— 
löſungsrecht nur für beide Stationen 
gleichzeitig zu den im gegenwärtigen Ver— 
trage feſtgeſetzten Terminen und unter 
den daſelbſt normierten Bedingungen aus— 
üben; 

e) unter der nämlichen Vorausſetzung der 
Betriebseröffnung der Station im II. Be— 
zirke iſt die im § 24 beider Verträge vor— 
geſehene Ergänzung der Cautionen ein— 
heitlich für beide Verträge zu berechnen 
und zu erlegen. 


§ 30. 
Beide Contrahenten verzichten auf die Beſtreitung 
dieſes Vertrages wegen Verkürzung über die Hälfte des 
wahren Wertes. (§ 934 des a. b. G. B.) 


9 
Die Unternehmung unterwirft ſich in allen aus 
dieſem Vertrage entſpringenden Streitigkeiten, inſoweit 
dieſelben nicht dem Schiedsgerichte vorbehalten ſind, 
dem Gerichtsſtande der Gemeinde Wien. 


§ 32. 

Die Unternehmung trägt alle aus dieſem Rechts— 
geſchäfte erwachſenden Stempel⸗ und Staatsgebüren 
ſowie alle Gebüren für die in dieſem Vertrage vor— 
geſehenen grundbücherlichen Eintragungen, desgleichen 
auch die Legaliſierungsgebüren und die Auslagen zu 
den Quittungen für die an die Gemeinde Wien abzu— 
führenden Beträge. 


§ 33. 

Von dieſem Vertrage wurde ein Original errichtet 
und von der Gemeinde Wien zurückbehalten. 

Der Allg. öſterr. Elektricitäts-Geſell— 
ſchaft wird auf Verlangen und auf ihre Koſten eine 
vidimierte Abſchrift ausgefertigt. 

Urkund deſſen nachſtehende legaliſierte Fertigungen. 

3% 
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Bedingungen 


für die Lieferung von elektriſchem Strom. 


81. 

-Die Unternehmung iſt verpflichtet, in jenen Straßen 
und Plätzen, in welchen fie Kabel gelegt hat, an jeder- 
mann unter nachſtehenden Bedingungen Elektricität ab⸗ 
zugeben, inſoweit die Leiſtungsfähigkeit der Central⸗ 
Station vorhanden iſt oder erhöht werden kann. Die 
Leiſtungsfähigkeit iſt zu erhöhen, ſobald der neu ange- 
meldete Mehrcouſum 50.000 Watt erreicht haben wird. 


Durch die Abgabe von Elektricität an einen Con⸗ 
ſumenten dürfen keine Störungen zum Nachtheile anderer 


Conſumenten verurſacht werden, widrigens die Unter— 
nehmung berechtigt iſt, die Abgabe von elektriſchem 
Strom an den betreffenden Conſumenten inſolange zu 
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verweigern, bis von demſelben zur Vermeidung dieſer | 


Störungen wirkſame Vorkehrungen getroffen find. 


In diesbezüglichen Streitfällen zwiſchen der Unter: | 


nehmung und dem Abnehmer entſcheidet das Stadtbau— 
amt, welchem ſeitens der Unternehmung die Gründe der 
Verweigerung der Stromabgabe anzugeben ſind. 


Wenn aber in einer Straße oder in einer Straßen: 


ſtrecke, wo ein Kabel noch nicht liegt, die Abgabe von 
Elektricität verlangt wird, ſo tritt die Verpflichtung 
der Abgabe nur dann ein, wenn pro laufendem Meter 
Leitungstrace, von dem nächſten Vertheilungskaſten ge— 
meſſen, ein Verbrauch von mindeſtens 150 Watt zuge⸗ 
ſichert wird. 

Die Unternehmung iſt zur ununterbrochenen Ab— 
gabe von Elektricität verpflichtet. 


Im Kabelnetze muss die normierte Betriebsſpannung 


in möglichſter Gleichmäßigkeit vorhanden ſein, und ſind 


größere Schwankungen als 10% unter oder über die 
von der Geſellſchaft jeweils normierte und zu verlaut⸗ 


barende Betriebsſpannung nicht zuläſſig. Plötzliche 


Schwankungen durch Kurzſchlüſſe ꝛc., wenn dieſelben 
ſich nach Verlauf von 15 Minuten ausgeglichen haben, 


ſollen nicht beanſtändet werden. 


Die Unternehmung hat an entſprechenden Punkten 


geeignete Spannungs-Meſsapparate anzubringen, um 


den Organen der Gemeinde die Möglichkeit zu bieten, 


die Betriebsſpannung im Kabelnetze jederzeit überwachen 
zu können. 
Die Stellen, wo derartige Apparate anzubringen 


ſind, werden im Einvernehmen zwiſchen der Gemeinde 
Wien und der Unternehmung beſtimmt. Sollte dieſes 
Einvernehmen nicht erzielt werden, ſo entſcheidet das 


im § 18 vorgeſehene Schiedsgericht. 

Alle dieſe Verpflichtungen hören auf, wenn und 
inſolange die Unternehmung durch höhere Gewalt (vis 
major), Arbeiterſtrikes oder unverſchuldete Betriebs- 
ſtörungen verhindert iſt, elektriſchen Strom zu erzeugen 
und abzugeben. N 

82. 


Die Herſtellung der Anſchlüſſe von den in der | 


Straße liegenden Leitungen, und die Herſtellung ſämmt— 
licher Leitungen mit ihren zugehörigen Theilen bis 


U — K — , 


NAIL N NN ANN 


einſchließlich der im Innern der Häuſer und Wohnungen 
gelegenen Elektricitätsmeſſer werden ausſchließlich von 
der Unternehmung, beziehungsweiſe von den von derſelben 
hiefür bezeichneten Sub⸗ Unternehmern auf Verlangen 
und für Rechnung des Abnehmers bewirkt; der Ab: 
nehmer erhält dadurch keineswegs das Eigenthums⸗ 
recht, ſondern nur das Recht der Benützung der ihm 
gelieferten Einrichtung, jedoch lediglich zum Bezuge der 
Elektricität aus den von der Unternehmung a 
Elektricitätsquellen. 


Die Gemeinde behält ſich das Recht vor, zu 
verlangen, daſs dieſe Herſtellungen nur zu jenen 
Preiſen gemacht werden, welche von Jahr zu Jahr 
zwiſchen der Gemeinde und der Unternehmung ver— 
einbart werden. 

Im Falle eine ſolche Vereinbarung nicht zuſtande 
kommen ſollte, entſcheidet das Schiedsgericht (§ 18 des 
Vertrages). 

Die Unternehmung haftet für die ſolide und die 
zweckmäßige Ausführung dieſer Herſtellungen. Ab⸗ 
änderungen und Ausbeſſerungen ſolcher Leitungen, ſowie 
Juſtandſetzung von außer Betrieb geſtandenen Leitungen 
find durch die Unternehmung auf ihre Koſten auszu- 
führen; auf Koſten des Abnehmers in dem Falle, 
wenn die Abänderungen oder Ausbeſſerungen durch ein 
Verſchulden des Abnehmers oder deſſen Beſtellten ver— 
urſacht werden. 

Die Herſtellung aller Anlagen und Vorrichtungen 
hinter dem Elektricitätsmeſſer, ſowie deren Abänderung 
und Ausbeſſerung bleibt der freien Concurrenz überlaſſen. 

Inſolange als eine geſetzliche Vorſchrift für 
elektriſche Starkſtrom-Anlagen nicht beſteht und eine 
ämtliche Prüfung ſolcher Anlagen im allgemeinen nicht 
vorgenommen wird, hat die Unternehmung die Pflicht, 
eine bündige, leichtfaſsliche Belehrung für die der 
freien Concurrenz überlaffenen Anlagen herauszugeben 
und alle jene Anlagen dieſer Art, welche nicht durch 
die Geſellſchaft ausgeführt wurden, vor Anſchluſs an 
die Zuleitung einer Prüfung nach Maßgabe der Zu— 
gänglichkeit in Bezug auf genügende Sicherheit zu 
unterziehen. 

Auch iſt die Geſellſchaft berechtigt, dieſe Anlagen 
hinſichtlich des regelrechten Functionierens der Lampen 
und ſonſtiger Verbrauchsapparate zu prüfen. Die 
vorſtehend erwähnten Prüfungen ändern nichts an der 
Verantwortlichkeit des ausführenden Inſtallateurs. 

Die oberwähnte Belehrung hat die Unternehmung 
vor der Hinausgabe an die Gewerbsleute der Gemeinde 
Wien zur Genehmigung vorzulegen. 

Fällt das Ergebnis der Prüfung einer Anlage 
nicht entſprechend aus, ſo hat die Unternehmung den 
Auſchluſs zu verweigern und find die Gründe der 
Verweigerung bekanntzugeben. 

Wird von Seite der Partei auf dem Anſchluſſe 
beharrt, ſo bleibt es derſelben überlaſſen, den Fall 
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dem Magiſtrate anzuzeigen, welcher hierüber amtszu— 
handeln hat. | 

Die Koſten der Amtshandlung hat der ſachfällige 
Theil zu tragen. 

Für die Vornahme oberwähnter Prüfung kann 
die Unternehmung eine Gebür einheben, welche aus 
einem feſten Satze von 10 fl. und einer Zuſchlagstaxe 
von 50 kr. pro Hektowatt des Geſammtverbrauches 
der Anlage beſteht. 

Das Anſchließen der Innen-Anlage an die Zu— 
leitung hat die Unternehmung in allen Fällen koſtenfrei 
vorzunehmen. 


Nach dem Inkrafttreten von geſetzlichen Vorſchriften | 


für elektriſche Starkſtrom-Anlagen und nach ſtattge— 
fundener Organiſierung eines beſonderen behördlichen 
Überwachungsdienſtes für elektriſche Anlagen entfällt 
die Verpflichtung oberwähnter Prüfungen, ſomit auch 
das Recht auf Einhebung obiger Prüfungsgebür. 


§ 4. 


Falls zwiſchen dem Abnehmer und der Unter | 


nehmung bezüglich der Bezahlung des zu liefernden 
elektriſchen Stromes nicht eine beſondere Vereinbarung 
getroffen wurde, ſoll derſelbe mittelſt Elektricitätsmeſſer 
gemeſſen werden. 

Das Syſtem und die Conſtruction von Elektricitäts— 
meſſern, welche die Unternehmung zu verwenden beab- 
ſichtigt, find vor der Verwendung der Gemeinde zur 
Genehmigung vorzulegen und es darf die Verwendung 
erſt nach erfolgter Genehmigung geſchehen. 


Die Gemeinde behält ſich das Recht vor, zum 


Zwecke dieſer Prüfung die von der Unternehmung zur 
Verwendung beabſichtigten Elektricitätsmeſſer prüfen zu 
laſſen und deren Genehmigung von dem Prüfungs— 
ergebniſſe abhängig zu machen. 

Solche Apparate ſind ſeitens der Unternehmung dem 


Abnehmer zu einem im nachfolgenden Tarife (§ 6) | 


feſtgeſetzten Preiſe mietweiſe zu überlaſſen. 

Dem Abnehmer ſteht es auch frei, die Elektricitäts⸗ 
meſſer von der Unternehmung käuflich zu erwerben. 
Die Koſten der Erhaltung und allfälliger Ausbeſſerungen 
an den mietweiſe überlaſſenen Elektricitätsmeſſern, ſowie 


des Austauſches untauglich gewordener Elektricitäts— | 


meſſer trägt die Unternehmung, wenn dieſer Austauſch 
nicht infolge einer Beſchädigung durch den Abnehmer 
verurſacht wurde, in welch letzterem Falle die Unter: 
nehmung den Erſatz der Koſten von dem Abnehmer 
einzuheben berechtigt iſt. 

Im Falle, als diesbezüglich eine Einigung nicht 
zuſtande käme, hat das Schiedsgericht (§ 18 des Ver— 
trages) zu entſcheiden. 

Die Entſcheidung über die Größe, ſowie über 
die Art der Aufſtellung der zur Benützung kommenden 
Elektricitätsmeſſer ſteht der Unternehmung zu. In 
Streitfällen entſcheidet das Stadtbauamt und hat die 
Koſten der Amtshandlung der ſachfällige Theil zu tragen. 
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g 5. 


Sämmtliche Elektricitätsmeſſer müſſen, inſolange 
nicht eine ämtliche Aichung derſelben geſetzlich eingeführt 
iſt, vor ihrer regelmäßigen Verwendung von einer 
der nachſtehend angeführten Prüfungsſtationen als 
zuläſſig bezeichnet worden ſein, wofür die Koſten von 
der Unternehmung zu tragen ſind. Dagegen hat die 
Unternehmung das Recht, die Koſten für eine Nach— 
prüfung von Elektricitätsmeſſern, falls ſelbe über 
Verlangen des Abnehmers erfolgt und hiebei der Elek⸗ 
tricitätsmeſſer als richtig befunden wird, vom Abnehmer 
einzuheben. 

Als Prüfungsſtationen werden vorläufig feſtgeſetzt: 

a) Das k. k. technologiſche Gewerbemuſeum, 

b) das Stadtbauamt. 


86. 
Die Unternehmung iſt berechtigt, als jährliche 
kiete für einen Elektricitätsmeſſer bis zu 
10 Hektowatt höchſtens ö. W. fl. 10 — 


20 ＋ „ nn N 19 — 
40 „ „ 
00: 4 ae e 
200 „ . „ 30.— 


und für je weitere 100 Hektowatt um je fl. 5 — 
mehr einzuheben. 

Die Gemeinde Wien behält ſich das Recht vor, 
zu verlangen, dass dieſe Mietgebür zwiſchen der Ge— 
meinde und der Unternehmung von Zeit zu Zeit neuerlich 
vereinbart werde. Eine neue Gebür hat immer mit 
1. Jänner einzutreten; die Gemeinde muss aber der 
Unternehmung ſpäteſtens bis zu dem dieſem 1. Jänner 
vorhergehenden 1. Juli hievon Mittheilung gemacht 
haben, und entſcheidet, im Falle als eine Vereinbarung 
nicht zuſtande kommt, das im § 18 des Vertrages 
erwähnte Schiedsgericht. 

Bis zur Feſtſtellung der neuen Mietgebür iſt 
die Unternehmung berechtigt, die früher giltigen 
Gebüren einzuheben. 

8 7. 

Der Preisberechnung für den Verbrauch von 
Elektricität liegt die Hektowattſtünde (100 Volt-Ampere⸗ 
Stunden) zugrunde. Der Preis für dieſe Einheit 
beträgt für Beleuchtungszwecke höchſtens 6 kr., für die 
Zwecke der Kraftübertragung, Heizung und Elektrochemie 
höchſtens 3 kr., welcher ſich jedoch ſofort auf 6 kr. erhöht, 
wenn die diesbezügliche Stromabgabe direct oder indirect 
Beleuchtungszwecken dient. 

Die Unternehmung hat das Recht, ſich einen jähr— 
lichen Mindeſtverbrauch auszubedingen, welcher für 
Beleuchtungsanlagen 300 Stunden der vollen Leiſtungs— 
fähigkeit (des Geſammt⸗Anſchluſſes), dagegen bei 
Anlagen für motoriſche und andere Zwecke 1500 
Stunden der vollen Leiſtungsfähigkeit betragen darf. 

Bei längerer Benützung bewilligt die Unternehmung 
von obigen Preiſen folgende Nachläſſe: 
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1. Für Beleuchtungszwecke bei einer Benützungsdauer 
von 600 Stunden und darüber 5% 


77 800 „ „ n 10% 
7 1000 n 77 77 15% 
„ 1500 n „ „ 20% 


n 2000 7 ＋ 7 25 / 


2. Für Kraftübertragung und ſonſtige Zwecke bei 
einer Benützungsdauer 
von 2000 Stunden und darüber 10% 
7 2500 „ „ „ 15% 
„ a0 =, E 200, 


00 0 
7 3500 77 „ „ 25 in 


77 4000 77 „ „ 30% 


Als durchſchnittliche Benützungsdauer gilt die 
Jahresſumme ſämmtlicher durch den Elcktricitätsmeſſer 
erhobenen Hektowattſtunden, getheilt durch den am 
Elektricitätsmeſſer anzugebenden Meiſtverbrauch 
der betreffenden Anlage. Letzterer iſt in ganzen Hekto— 
watt auszudrücken. 

In Streitfällen entſcheidet das Stadtbauamt. 


Wenn infolge von Fortſchritten auf techniſchem 
Gebiete die Erzeugung, beziehungsweiſe Leitung des 
Stromes ſich mit erheblich geringeren Koſten als 
gegenwärtig herſtellen lässt, jo ſind die feſtgeſetzten 
Preiſe im Wege einer gemeinſamen Reviſion herab: | 
zuſetzen. | 
Falls eine ſolche Einigung nicht erzielt werden 
ſollte, entſcheidet das Schiedsgericht (§ 18 des Ver— 
trages). 


8 8. | 

Der Abnehmer kann auch die Beiſtellung der Glüh- 

lampen von der Unternehmung verlangen, wofür dieſe 

eine Vierteljahresmiete von 40 kr. für jede inſtallierte 

Glühlampe zu fordern berechtigt, dagegen aber den 

Erſatz der durch gewöhnliche Benützung verbrauchten 
Glühlampen zu leiſten verpflichtet iſt. 


§ 9. 

Die Unternehmung iſt berechtigt, die Miete für 
den Elektricitätsmeſſer, ſowie die allfällige Lampen 
mietgebür und die Beträge für den elektriſchen Strom 
monatlich nachhinein von den Abnehmern einzuheben. 

Wird von Seite des Abnehmers gegen den monat— 
lich nachhinein bekannt gegebenen Betrag für den ver— 
mittelſt des Elektricitätsmeſſers feſtgeſtellten Strom— 
conſum nicht längſtens binnen drei Monaten vom Tage 
der Bekanntgabe ſowohl reclamiert, als auch die Nach— 
prüfung des Elektricitätsmeſſers verlangt, ſo gilt der 
gemeſſene Stromverbrauch als genehmigt und begibt 
ſich der Abnehmer jedes Einwandes gegen die Richtig— 
keit der erfolgten Meſſung. 

Wird infolge der Nachprüfung ein Elektricitäts— 
meſſer als unrichtig functionierend erkannt, ſo hat 
eine Rectificierung desjenigen Stromconſums, welcher 
noch nicht als genehmigt anzuſehen iſt, auf Grundlage 
der Ergebniſſe der Nachprüfung zu erfolgen. 
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Die Unternehmung iſt berechtigt, zur Deckung des 
im § 7 feſtgeſetzten Mindeſtverbrauches eine Monats: 
gebür von 1 fl. per Hektowatt der Anlage in jenen 
Fällen einzuheben, in welchen der dem wirklichen Ver— 
brauche entſprechende Betrag dieſe Gebür nicht er— 
reichen ſollte. 

Am Schluſſe des Jahres hat die Unternehmung 
ein allfälliges Guthaben dem Abnehmer zurückzuerſtatten 
oder für das folgende Jahr gutzuſchreiben. 


§ 10. 


Die Unternehmung iſt zur Abgabe von Elek— 
tricität nur dann verpflichtet, wenn ſich der Abnehmer 
ſeinerſeits zur tarifnäßigen Abnahme von mindeſtens 
einem Jahr verbindet, und iſt berechtigt, von dem Ab: 
nehmer vorkommenden Falls reelle Sicherheit dafür zu 
verlangen, daſs derſelbe die von ihm übernommenen 
Verpflichtungen ſeinerſeits zuhält. 

Im Falle von Seite des Abnehmers nicht drei 
Monate vor Ablauf des Vertragsjahres ſchriftlich 
gekündigt wird, gilt das Vertragsverhältnis für je 
ein ferneres Jahr verlängert. 

Über die ſchriftliche Kündigung hat die Unter— 
nehmung dem Abnehmer eine Empfangsbeſtätigung 
zu geben. 

Nach Ablauf der Kündigungszeit und Löſung des 
Vertragsverhältniſſes wird die Unternehmung berechtigt, 
den ihr gehörigen Elektricitätsmeſſer und die mietweiſe 
überlaſſenen Lampen zu entfernen, ſowie die Leitungs- 
verbindung aufzuheben. Fände die vorgedachte Aus— 
folgung der Lampen oder Elektricitätsmeſſer durch 
Verſchulden des Abnehmers binnen acht Tagen nach 
Ablauf des Vertrages nicht ſtatt, ſo iſt die Unter— 
nehmung berechtigt, die Mietpreiſe und den Preis für 
den Mindeſtconſum nach wie vor einzuheben. 


§ 11. 

Die Unternehmung iſt verpflichtet, für die ihr 
zugewieſene öffentliche Beleuchtung ſowie für die Be— 
leuchtung und auch für motoriſche Zwecke in ſtädti— 
ſchen Gebäuden und Anſtalten unter den im § 1 dieſer 
Bedingungen gemachten Vorausſetzungen der Gemeinde 
von allen in dem § 9 erwähnten Zahlungen, insbeſondere 
alſo auch von dem im S 7 erwähnten Maximalpreiſe 
von ſechs, beziehungsweiſe drei Kreuzern einen Nachlass 
von 25 Percent zu gewähren. 

Dieſer Nachlass findet auf die Beleuchtung oder 
den Kraftverbrauch in vermieteten Beſtandtheilen ftädti- 
ſcher Gebäude keine Anwendung. 


§ 12. 

Es ſteht der Unternehmung das Recht zu, die 
Elektricitätsmeſſer und die Leitungen ſammt Zugehör 
von Zeit zu Zeit zu revidieren und — wo es nöthig 
iſt — in Stand ſetzen zu laſſen, daher den Beamten 
und Aufſehern der Unternehmung der Zutritt zu den 
Leitungen, Meſs⸗ und Verbrauchsapparaten und den 
elektriſch beleuchteten Räumen ebenſo zu geſtatten iſt, 
wie die Vornahme der erforderlichen Hantierungen. 
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8. 13. 

Der Unternehmung ſteht das Recht zu, in Fällen, 
wo der Abnehmer Anderungen in den beſtehenden Ein- 
richtungen eigenmächtig ausführt, oder den Beſtim— 
mungen des § 12 zuwiderhandelt, ferner wenn der 
Abnehmer die feſtgeſetzten Zahlungsbedingungen nicht 
einhält, die Leitungen abſperren zu laſſen und die fernere 
Lieferung des elektriſchen Stromes inſolange einzuſtellen, 
als den vorbezeichneten Anforderungen nicht ent— 
ſprochen iſt. 

8 14. 
Die auf Grund vorſtehender Bedingungen von der 


Unternehmung hinauszugebenden Circularien find, jo: 
weit fie nicht lediglich Begünſtigungen der Conſumenten 


enthalten, vor der Verbreitung der Gemeinde zur 
Genehmigung vorzulegen. 

6. Referent Gem. ⸗Nath Voſchan: Ich habe die Ehre 
zu referieren zur Zahl 91 über eine vom Gemeinderathe zu ge— 
währende Subvention an den Wiener Dombauverein. Derſelbe hat 
in den letzten Jahren eine jährliche Subvention von 5000 fl. 
vom Gemeinderathe erhalten, und zwar für die Jahre 1889, 1890 
und 1891 und ſchreitet nun ein um die Verlängerung der Sub— 
vention für die nächſten Jahre. Es wird von Seite des Ver— 
eines hervorgehoben, dafs er in den letzten Jahren Beträge bis 
zur Höhe von 285.000 fl. Dombauzwecken zugeführt hat, jo dass 
die von der Gemeinde geleiſteten Beiträge nur einen verhältnis— 
mäßig geringen Theil der Ausgaben bilden. Es wird außerdem 
über die aufgewendeten Beträge ausführlich Rechenſchaft gegeben 
und genau dargeſtellt, was damit geleiſtet wurde. Das iſt aber 
eine Mittheilung, welche wohl über den Rahmen der Bericht— 
erſtattung hinausgeht. Der Stadtrath ſtellt den Antrag, es werde 
die Subvention von 5000 fl. unter dem üblichen Vorbehalte für 
die nächſten drei Jahre bewilligt. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung. An⸗ 
genommen. 

Beſchluſs: Dem Wiener Dombauvereine wird eine Subvention 
von je 5000 fl. für die Jahre 1893, 1894 und 1895 
unter dem üblichen Vorbehalte bewilligt. 

7. Referent Gem.⸗RNath Voſchan: Ich habe noch über 
einen Zuſchuſscredit zu berichten zur Zahl 8042. Da handelt es 
ſich um einen Zuſchuſscredit für die Erbauung einer Schule in der 
Embelgaſſe im V. Bezirke. Die bezüglichen Ausgaben wurden um 
den Betrag von 5959 fl. überſchritten; es wird alſo ein Zuſchußs— 
credit von 6000 fl. verlangt. Es handelt ſich aber um keine Über- 
ſchreitung der eigentlichen Baukoſten, ſondern um eine Überſchreitung 
der präliminierten Koſten, die nur aus dem Grunde erfolgte, weil 
im vorigen Jahre in der Meinung, dass eine größere Summe zur 
Verbauung gelangen werde, nur ein kleinerer Theil für das heurige 
Präliminare eingeſtellt wurde. Ich bitte, zu dieſem Zuſchuſscredite 
Ihre Einwilligung zu geben. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Beſchluſs: Für den Schulhausbau Embelgaſſe, V. Bezirk, wird 
zur Ausgabs⸗Rubrik XII 16 c ein Zuſchuſscredit von 
6000 fl. bewilligt. 

8. Aeferent Gem.⸗Nath Noſchan: Endlich kommt ein 
Zuſchuſscredit zur Ausg.-Rubrik „Currente Erhaltung des Pflaſters.“ 


ſchiedener magiſtratiſcher Bezirksämter. 
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Hier iſt eine etwas größere Poſt, welche aber auch gerecht— 
fertigt iſt. Dieſe Poſt war im ganzen mit 100.000 fl. für die 
zehn alten Bezirke präliminiert. Es iſt nun eine große Zahl 
Straßen zugewachſen und dafür Beträge bis 32.500 fl. mehr aus— 
gegeben worden. Die einzelnen Straßen werden vom Bauamte und 
Magiſtrate im Detail mitgetheilt, und die Pflaſterung derſelben war 
großentheils unbedingt nothwendig. Der Stadtrath bittet Sie daher, 
auch die Überſchreitung dieſer Präliminarpoſten, beziehungsweiſe 
einen Nachtragscredit von 32.500 fl. zu bewilligen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Beſchluſs: Zur Ausgabs⸗Rubrik XXII 1a „Currente Er— 
haltung des Pflaſters“ wird ein Zuſchuſscredit von 
32.500 fl. bewilligt. 

9. Referent Gem.⸗Rath) Wurm referirt ad 38. 544, 
545, 547.) Der Gegenſtand betrifft die Auseinanderlegung ver— 
Beſonders ſchwierig war 
für den V. Bezirk ein ſelbſtändiges Bezirksamt zu errichten; ſehr 
ſchwierig auch im VI. Bezirke, und endlich iſt auch ein Bezirksamt 
für den XIV. Bezirk zu errichten. Nun liegen die Projecte vor, 
welche es trotz dieſer Schwierigkeiten ermöglichen, die Amter zu 
trennen. 

Was den V. Bezirk anlangt, ſo ſoll das Bezirksamt in das 
dortige Gemeindehaus verlegt werden und dasſelbe zu dieſem Behufe 
eine ziemlich weitgehende Adaptierung erfahren. Das iſt auch der 
Grund, warum nicht von vorneherein ſchon beantragt wurde, ſofort 
das Bezirksamt in dieſes Gebäude unterzubringen. Es exiſtiert dort 
nämlich ein koloſſal großer Wahlſaal, der durch Holz- und Glas— 
wände untertheilt werden mufs; ebenſo müſſen auch andere Räume 
untertheilt, beziehungsweiſe Mauern demoliert werden, um das 


Amt hier unterzubringen. 


Was den VI. Bezirk betrifft, ſo iſt man auch nur ſehr zögernd 
daran gegangen, das gegenwärtige Gemeindehaus, welches eigens 
als ſolches für den Bezirksausſchuſs gebaut wurde, für das 
magiſtratiſche Bezirksamt zu verwenden, reſpective den Bezirks— 
Ausſchuſs wieder zu delogieren und wieder in den alten Localitäten 
unterzubringen, welche er vor längerer Zeit im Eßterhäzy-Palais 
inne hatte. Nachdem aber der Wunſch der Bevölkerung, die Bezirks— 
ämter zu trennen, ein ſehr dringender iſt, blieb nichts übrig, als 
eben dieſes Gemeindehaus für das Bezirksamt zu adaptieren. Das 
Parterre des Gemeindehauſes iſt ganz für Marktzwecke verwendet, 
und es iſt nur nothwendig, im erſten Stocke weitläufige Adaptie— 
rungen vorzunehmen, welche leider ſehr koſtſpielig ſind. 

Auch die Errichtung des Bezirksamtes für den XIV. Bezirk 
war nur dadurch zu erreichen, daſs in dem großen Gemeindehauſe 
des XV. Bezirkes zahlreiche Wohnungen gekündigt werden, wo— 
durch ein gewiſſer Ausfall entſteht, welchen man gerne vermieden 
hätte. 

Im Budget ſind bereits 22.000 fl. für dieſe Adaptierungen 
eingeſtellt; bei Verfaſſung der genauen Pläne und Voranſchläge 
hat es ſich aber gezeigt, daſs die präliminierte Summe noch zu 
gering iſt, und dajs nicht nur weitläufige Adaptierungen noth— 
wendig ſind, ſondern auch ſehr bedeutende Möbelanſchaffungen für 
die unterzubringenden Beamten. Die Koſten für das magiſtratiſche 
Bezirksamt im V. Bezirke betragen 9570 fl. inchufive Möbel, im 
VI. Bezirke 9089 fl., ebenfalls incluſive Möbel, und im XIV. Be: 
zirke 9005 fl., zuſammen 27.664 fl. — 22.000 fl. find eingeſtellt; 
es iſt alſo noch ein Zuſchuſscredit von 5664 fl. 40 kr. nothwendig. 
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Nachdem dieſe Arbeiten unumgänglich nothwendig ind und auch 
die Möbelanſchaffung unumgänglich nothwendig iſt, ſo beantragt 
der Stadtrath, dieſe Adaptierungen und Einrichtungen für die 
magiſtratiſchen Bezirksämter für den V., VI. und XIV. Bezirk 
und die Bewilligung eines Zuſchuſscredites von 5664 fl. 40 kr. 
zu der Präliminarpoſt XII 16 per 22.000 fl. zu genehmigen. 

Gem.-Nath Dr. Friedzung: Es iſt mir nicht klar, wie der 
Herr Referent dies meint: Es iſt im Budget pro 1893 der Betrag 
von 22.000 fl. 
magiſtratiſchen Bezirksämter eingeſtellt. Dieſer Betrag von 22.000 fl. 
iſt ja noch nicht bewilligt; wie können wir dann heute einen 
Zuſchuſscredit von 5000 fl. zu einer Poſt genehmigen, die noch 
nicht bewilligt wurde? Entweder müjsten wir heute den ganzen 
Betrag von 27.000 fl. bewilligen, wozu die Verſammlung jeden⸗ 
falls geneigt ſein wird, oder wir müſſen die Bewilligung auch 
dieſer 5000 fl. bis zu dem Augenblicke verſchieben, wo die Budget— 
Debatte bis zu dieſer Poſt vorgerückt ſein wird. 
darüber aufklären zu wollen. 

Referent: Es iſt abſolut unmöglich, das zu verſchieben, 
denn das Referat mufs heute vollſtändig erledigt werden, weil 
damit die Kündigung der Wohnungen und die Anſchaffung der 
Arbeiten zuſammenhängt. Es iſt allerdings ein ſehr kurzer Termin, 
denn, wenn heute gekündigt wird, ſtehen die Wohnungen erſt am 
1. Mai zur Verfügung, und es iſt unbedingt nothwendig, dals bis 
längſtens 1. Juli die Bezirksämter activiert werden. Die An— 
gelegenheit ſteht alſo jo, dass es nicht möglich iſt, erſt auf die 
Bewilligung des Budgets zu warten, und darum lautet auch der 
Antrag: Es iſt zur Präliminarpoſt, welche eingeſtellt iſt, noch ein 
Betrag von 5000 fl. als Zuſchufscredit zu bewilligen. Aus dieſen 
rein förmlichen Gründen iſt es in dieſer Form beantragt. 

Gem.⸗Nath Voſchau: 
Budgetberathung noch nicht jo weit vorgeſchritten iſt, das dieſe 
22.000 fl. bewilligt wären. Der Gemeinderath hat aber eine 
proviſoriſche Budgetbewilligung dem Herrn Bürgermeiſter gegeben, 
damit der Herr Bürgermeiſter in der Lage iſt, ſolange als das 
Budget noch nicht vom Gemeinderathe feſtgeſtellt iſt, alle Ausgaben 
zu machen, welche der Gemeindedienſt erfordert, inſoferne ſie im 
Budget ſtehen. 

In dieſer Richtung kann man ſagen, dass dieſe 22.000 fl. 
proviſoriſch genehmigt wurden, und inſoferne kann man von einem 
Zuſchusscredit zu dieſer Poſt ſprechen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wünſcht noch jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich erſuche die Herren, welche mit 
dem Referenten-Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Zu Zwecken der Adaptierung und Einrichtung der 
magiſtratiſchen Bezirksämter für den V., VI. und 
XIV. Bezirk wird ein Zuſchuſscredit zur Präliminar⸗ 
poſt XII 1 6 per 22.000 fl. in der Höhe von 5664 fl. 
40 kr. bewilligt. 

10. Referent Gem.-Rath Wurm referiert zur Zahl 168. 
Es betrifft dies die Beiſtellung von Möbeln für einige Magiſtrats⸗ 
Departements. Bekanntlich ſind durch die Reorganiſation der ver— 
ſchiedenen Unter im Magiſtrate eine Menge Oberbeamtenſtellen 
neu geſchaffen wor den, es ſind 20 Departements ſtatt 19 Depar- 
tements, 10 Bauräthe ſtatt 4, 3 Buchhaltungs⸗ Departements 
ereiert und das Marktcommiffariat getheilt worden; infolge 
deſſen find. eine Menge Chefs neu creiert, welche eigene Bureaux 


r AKA 


für Herſtellung der Räumlichkeiten für die neuen 


Ich bitte, mich 


Es iſt allerdings richtig, daſs die 
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haben, welche dementſprechend eingerichtet werden müſſen. Es lässt 

ſich auch nichts anderes machen, von den vorhandenen Möbeln ift 

nichts entbehrlich. Eine Menge Möbel find überdies in die magi— 
ſtratiſchen Bezirksämter hinausgegangen. 

Es bleibt alſo nichts übrig, als wieder eine Präliminarpoſt 
um 3700 fl. zu erhöhen. Eingeſtellt find in dem Budget 3300 fl., 
es ſoll alſo dieſe Poſt von 5300 fl. auf 7000 fl. erhöht werden. 
Ich bitte, dieſem Antrage zuzuſtimmen, weil er höchſt dringend iſt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Beſchluſs: Zur Beiſtellung von Möbeln für einige Magiſtrats— 
Departements, für das Stadtbauamt und die Buch— 
haltung wird eine Erhöhung der Präliminarpoſition 
IV 2 a pro 1893 um 3700 fl., ſomit von 3300 fl. 
auf 7000 fl. bewilligt. 

11. Referent Gem.-Nath Joſ. Müller: Ich habe das Referat 
zu erſtatten über Zahl 14 ex 1893. Der Plan liegt den geehrten 
Herren vor. Es handelt ſich um die Genehmigung eines neuen 
Straßenzuges über die Realitäten-Einlagezahl 1698. Dieſe Realität 
iſt zwiſchen der Linken Bahngaſſe, Ungargaſſe und verlängerte 


Strohgaſſe gelegen. Sie hat eine namhafte Ausdehnung und kann 


als solche ſchwer verbaut werden. Es wird beantragt, dass eine 
Gaſſe durchgeführt wird in der Breite von 1517 m, das find 8“. 
Es ſprechen ſich auch die Amter für die Eröffnung einer derartigen 
Straße aus. Dieſelbe iſt ſehr nothwendig; ich erlaube mir, den 
Antrag vorzulegen und bitte, denſelben anzunehmen: Die Geneh— 
migung dieſer 8“ breiten Straße mit den Banlinien a b und ed fei 
auszuſprechen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
Beſchluſs: Auf der Realität Einl. Z. 1698, III. Bezirk, Ungar⸗ 

gaſſe 56, wird ein 8“ breiter Straßenzug mit den 
Baulinien ab und c d genehmigt. 

12. Referent Gem.-Rath Dr. Vogler: Zahl 499. Das 
Stadtbauamt hat nunmehr das Project vorgelegt betreffs der Ab— 
grabung des Linienwalles von der Lerchenfelder- bis zur Breiten— 
felderſtraße und von der Wienerſtraße bis zur Währingerlinie. 
Bekanntlich hat der Gemeinderath ſich über die Bedingungen be— 
züglich der Abgrabungen mit dem Finanzärar ſchon geeinigt und 
infolge deſſen ſteht nun dieſen factiſchen Abgrabungen des Linien 
walles an dieſen Strecken nichts entgegen. Nur jene Strecke iſt in 
Wegfall gekommen, welche vom Bahnhof Michelbeuern in Anſpruch 
genommen wird, weil die Abgrabung des Linienwalles von der 
Bahnunternehmung beſorgt werden wird. Es handelt ſich nur um 
die noch übrig bleibenden Strecken. In dieſer Beziehung iſt nichts 
weiter zu bemerken. Das Project liegt vor und entſpricht allen 
Bedingungen. Es wäre nur zu ſagen, daſs die Theilſtrecke 1, die 
ich früher genannt habe, ein Koftenerfordernis von 3043 fl. 49 kr. 
und die Theilſtrecke 2 ein ſolches von 5041 fl. 58 kr. verurſachen 
würde. Im Geſammten werden die Koſten ſich auf 8085 fl. 7 kr. 
belaufen. 

Damit ſofort bei Eintritt der günſtigen Witterung mit der 
Demolierung begonnen werden kann, iſt es aber noch erforderlich, 
dafs vorher die nöthigen Verhandlungen mit den Anrainern ſtatt— 
finden wegen der erforderlichen Vorkehrungen, denn es iſt ſelbſt— 
verſtändlich, dafs man nicht einfach die Linienwälle abgraben kann 
und dadurch vielleicht die Anrainer in Verlegenheit bringt. Es 
wird nothwendig ſein, hie und da eine Planke aufzuſtellen oder 


Keine Einwendung? 
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eine andere Vorkehrung zur Abgrenzung und Sicherung des Grundes 
zu treffen. 


Die Tabelle über die ſämmtlichen Anrainer liegt auch bereits 


vor und der Magiſtrat iſt bereit, ſofort, nachdem der Gemeinde— 
rath in der Sache Beſchluſss gefasst hat, dieſe Verhandlungen einzuleiten. 

Die Anträge, welche der Stadtrath Ihnen vorzulegen hat 
gehen dahin, dass das Project genehmigt und das Koſtenerfordernis 
in dem Geſammtbetrage von 8085 fl. 7 kr. auf den Reſervefond 
verwieſen werde; das iſt deshalb nothwendig, weil in dem Budget 
pro 1893 für dieſe Auslage eine beſondere Vorkehrung nicht ge— 
troffen worden iſt. 

Gem.⸗Rath Wünſch: Ich habe mir nur die Anfrage erlauben 
wollen, ob das Reſultat der Verhandlungen des Magiſtrates mit 
den Anrainern nochmals dem Plenum des Gemeinderathes vor— 
gelegt werden mußs. 

Referent: Ich bin der Anficht, dass dies nicht der Fall iſt, 
weil das nur Verhandlungen ſind, welche getroffen werden zum 
Schutze der Anrainer ſelbſt. Es handelt ſich hier nicht um Ver— 
handlungen wegen eventueller Grundabtretungen oder Arrondierungen, 


e 


ſondern um jene Vorkehrungen, die im einzelnen Falle ſich als 


nothwendig ergeben zum Schutze des Eigenthums des betreffenden 


Anrainers. 


Gem.-Nath Wünſch: Dann möchte ich nur einen Wunſch 
aussprechen. Es iſt Ihnen ja bekannt, dafs die Bevölkerung auf 


die Demolierung dieſer Linienwälle ſchon eineinhalb Jahre mit 
Sehnſucht wartet. Ich möchte den Wunſch ausſprechen und den 


Antrag ſtellen, den Magiſtrat zu erſuchen, dieſe Verhandlungen | 


mit den Anrainern in thunlichſter Schnelligkeit zu beendigen, damit 


ſofort bei Eintritt der günſtigen Jahreszeit mit der Demolierung 

der Linienwälle begonnen werde. 

Referent: Der Magiſtrat nimmt in ſeinem Referate ja ſelbſt 
in Ausſicht, daſs ſofort die Verhandlungen durchgeführt und die 
Offertausſchreibung veranlajst werde, damit bei Beginn der beſſeren 
Jahreszeit unverzüglich mit der Demolierung begonnen werden 
kann. Wenn die Herren gerade glauben, dass ein beſonderer Auftrag 
dem Magiſtrate zu ertheilen iſt, ſo habe ich nichts dagegen, ich 
halte es aber nicht für nothwendig. 

Gem.⸗Rath Franenberger: Ich glaube jedenfalls, dass es 
von großem Nutzen ſein wird, wenn der Gemeinderath heute einen 
diesbezüglichen Beſchlußs faſst, dahin gehend, der Magiſtrat wird 
beauftragt, dieſe Verhandlungen — die ich eigentlich nicht Ver— 
handlungen nennen möchte, da es eigentlich nur eine Verſtändigung 
iſt — recht bald durchzuführen, damit kein Hindernis mehr im 
Wege ſteht. Ich glaube, dass die Anrainer dies mit großer Freude 
begrüßen werden, und dafs jeder das Seinige dazu beitragen wird, 
dafs endlich einmal dieſem Übelſtande abgeholfen werde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt niemand mehr zum 
Worte gemeldet. Gegen den Referenten-Antrag iſt eine Einwendung 
nicht erhoben worden; ich erkläre denſelben für angenommen. 

Herr Gem.-Rath Wünſch hat den Antrag geſtellt, den Magiſtrat 
zu beauftragen, die Verhandlungen mit der thunlichſten Beſchleunigung 
durchzuführen. Auch dagegen beſteht kein Einwand; ich erkläre daher 
dieſen Antrag für angenommen. 

Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 

Beſchluſs: Das Project für die Abgrabung des Linienwalles 
von der Lerchenfelderſtraße bis zur Breitenfelderſtraße 
und von der Wienerſtraße bis zur Währingerlinie wird 
mit einem Koſtenbetrage von 8085 fl. 7 kr. bewilligt 
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und dieſer Betrag auf den Reſervefond verwieſen. Der 
Magiſtrat wird beauftragt, die diesbezüglich mit den 
Anrainern nothwendigen Verhandlungen mit thunlichſter 
Beſchleunigung durchzuführen. 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Die Sitzung iſt ge 
ſch loſſen. 
(Schluſs der Sitzung 7 Uhr 45 Minuten abends.) 


Stadtrat). 
Yeridi 


über die Stadtraths-Sitzung vom 30. Jänner 1893. 


Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Goldſchmidt, Noske, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzelsberger, 
Matzenauer, Wurm. 
Meißl, 


Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf und Vaugoin. 
Entſchuldigt: v. Götz. 
Experte: Magiſtratsrath Philipp. 
Schriftführer: Concipiſt H. Pfeiffer. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 
St.⸗R. v. Götz entſchuldigt ſein Ausbleiben von der Sitzung. 
(Zur Kenntnis.) 
(494.) St.-R. Meißl referiert über das Anſuchen des Jäger 
Joſef, Uhrmacher, um Verleihung der Zuſtändigkeit und beantragt die 
Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 
(498.) St.-. Schneiderhan referiert in Betreff der Beſchwerde 
des Erſtehers der currenten Baumeiſterarbeiten, Franz Schlögl jun., 
wegen Übertragung der zur Behebung eines Baugebrechens im Währinger 
Bachcanale im XVIII. Bezirke nothwendigen Arbeiten an Heinrich 
Sikora und beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 
(287.) St.-N. Dr. Vogler referiert bezüglich der Rechnung über die 
Einnahmen und Ausgaben des ſtädtiſchen Pädagogiums für das erſte 
Halbjahr 1892 und beantragt, den diesbezüglichen Bericht genehmigend 
zur Kenntnis zu nehmen. (Angenommen.) 
(446.) St.-A. Schlechter referiert über das Anſuchen des 
J. P. Lippert um Entſchädigung anlässlich des Canalbaues in der 
Louiſengaſſe im IV. Bezirke und beantragt, es ſei dem Geſuchſteller, 
ohne dass ſeitens der Gemeinde eine Verpflichtung zur Vergütung 
ſeiner Schäden anerkannt wird, welche derſelbe infolge des Canalbaues 
in der Louiſengaſſe erlitten zu haben behauptet, lediglich aus Billigfeits- 
rückſichten ein Unterſtützungsbetrag von 200 fl. unter der Bedingung 
zu bewilligen, dafs der Geſuchſteller ausdrücklich erklärt, vollinhaltlich 
befriedigt zu fein und aus dem vorliegenden Anlaſſe keine weiteren 
wie immer gearteten Anſprüche an die Gemeinde Wien zu ſtellen. 
(Angenommen.) 
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(525.) Vice⸗Vürgermeiſter Dr. Richter referiert in An⸗ 
weſenheit von 17 Mitgliedern des Stadtrathes über Beförderungen im 
Stadtbauamte und beantragt die Ernennung des Leopold Schindler, 
Richard Binder, Rudolf Nemetſchke, Joſef Tlol ka, Robert 
Spulak v. Bahnwehr und Guſtav Bernhard Wärmer zu 
Ingenieur-Adjuncten II. Claſſe in der Rangclaſſe Xb. 

(Angenommen.) 


(412.) St.-R. Dr. v. Villing referiert über den Erlass der 
k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 16. Jänner 1893, Z. 2778, um Auße⸗ 
rung bezüglich der Louiſe Schmidt'ſchen Beamten- und Officiers⸗ 
waiſen⸗Stiftung in Wien und Graz. 

Referent beantragt, es ſei die Überreichung der Geſuche der 
Beamtenwaiſen, welche in Wien domicilieren, beim Magiſtrate mit 
Rücksicht auf die geplante Zutheilung des Verleihungs-, reſpective 
Vorſchlags- und Ernennungsrechtes abzulehnen. 

Der weiter geſtellte Antrag des Magiſtrates wird abgelehnt. 

(An genommen.) 


(8138.) St. -A. Dr. Huber referiert über das Anſuchen des 
Radfahrerclub „Rover“ um Überlaffung des Turnſaales der Gumpen⸗ 
dorfer Communal-Oberrealſchule und beantragt die Geſuchsgewährung 
unter den vom magiſtratiſchen Bezirksamte für den VI. und VII. Bezirk 
aufgeſtellten Bedingungen. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt die Abweiſung. 

Der Antrag des St.-R. Dr. Vogler wird angenommen. 

(377.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des gemeinnützigen 
Vereines zur Bekleidung armer Schulkinder in Wien um Subvention 
und beantragt, dieſem Vereine für das Vereinsjahr 1892/93 eine 
Subvention von 50 fl. zu bewilligen. 

St.⸗R. Nos ke beantragt die Bewilligung der Subvention auf 
drei Jahre unter dem üblichen Vorbehalte. 

Der Referent accomodiert ſich. 

Der modificierte Referenten-Antrag wird ange— 
nommen. (An den Gemeinderath.) 

(391.) Derſelbe referiert über Schulgeldbefreiungsgeſuche für 
Schüler an der Wiedener Communal-Oberrealſchule und beantragt, dem 
vom Magiſtrate geſtellten diesbezüglichen Antrage zuzuſtimmen. 

Angenommen.) 

(266.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Dr. Alfred 
Schleſinger noe. der Neuen Wiener Tramway⸗Geſellſchaft um 
Ausſtellung einer Löſchungserklärung bezüglich des auf Einl.⸗Z. 563 
haftenden Pfandrechtes zur Sicherſtellung der Verbindlichkeit, den auf 
Grundparcelle X b erbauten Schoppen auf jedesmaliges Verlangen 
zu demolieren, und beantragt, mit Rückſicht auf die bereits erfolgte 
Demolierung die Ausſtellung der erbetenen Löſchungserklärung auf 
Koſten der Geſuchſtellerin. (Angenommen.) 

(373.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Kinderaſyls 
„Humanitas“ im Kahlenbergerdorfe um Subvention und beantragt, 
es ſei dem Kinderaſyle des Vereines „Humanitas“ im Kahlenberger⸗ 
dorfe für die Jahre 1893, 1894 und 1895 je eine Subvention von 
500 fl. unter dem üblichen Vorbehalte Vorlage des Jahresberichtes, 
Widerruf, falls in der Gebarung oder in den Verhältniſſen des 
Vereines eine hiezu Veranlaſſung bietende Anderung eintritt) zu bes 
willigen und für die budgetmäßige Sicherftellung pro 1894 und 1895 
Sorge zu tragen. Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(479.) Derſelbe referiert über die Koſtenüberſchreitungen für die 
Adaptierungsarbeiten im Hütteldorfer Bade und beantragt: 
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1. die aus Anlaſs der Adaptierungsarbeiten im Hütteldorfer Bade 
entſtandene und als gerechtfertigt nachgewieſene Koſtenüberſchreitung per 
65 fl. 85 kr. zu genehmigen; 

2. die Rückbergütung des Betrages per 157 fl. 91 kr., welche 
für die Inſtandhaltungsarbeiten entſtanden ſind und den früheren 
Pächter Moriz Steinbeck nach dem Vertrage treffen, zu verlangen, 
eventuell den Betrag von 157 fl. 91 kr. bei Ausfolgung der Caution 
von 180 fl. in Abzug zu bringen. ( Angenommen.) 

(292.) St.-N. Ritt. v. Neumann referiert über das Anerbieten 
des Jacques und Franz Neumayr, das Haus Nr. 13 Salzgries, 
J. Bezirk, der Gemeinde Wien um den Betrag von 182.000 fl. zu 
verkaufen und beantragt die Ablehnung. (Angenommen.) 

(65.) Derſelbe referiert in Betreff des Anſuchens des Pinkus 
Frankfurther um Parcellierung der Grundb.-Einl. 1414 in 
Simmering, Braunhubergaſſe und beantragt mit Rückſicht auf die 
bereits erfolgte Erledigung dieſes Gegenſtandes die Kenntnisnahme. 

(Angenommen.) 

(441.) St.-A. Dr. Lederer referiert über Geſuche um Auf— 
nahme in den Gemeindeverband aus dem V. Bezirke und beantragt 
an Nachbenannte 

a) die Verleihung der Zuſtändigkeit: 

Stasny Johann, Tiſchlergehilfe; 

Schuſter Anna, Handarbeiterin; 

Hantſch Joſef, Uhrmacher; 

Lokay Francisca, Wäſcherin; 

Weichberger Marie, Victualienhändlerin; 

Mraz Franz, Bäcker; 

Purkert Joſef, Tiſchlergehilfe; 

Schmid Johann, Schloſſer; 

b) die Zuſicherung der Aufnahme in den Gemeindever— 
band an: 

Holl Ludwig, Bäckergehilfe. ( Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl referiert über die verſuchs— 
weiſe Sicherſtellung der Lieferung der Fourageartikel für den Central— 
Viehmarkt im Wege einer öffentlichen Offertverhandlung und beantragt: 

1. Es ſei verſuchsweiſe die Lieferung der Fourageartikel, welche 
für den Central⸗Viehmarkt St. Marx während eines Jahres, d. i. vom 
1. März 1893 bis Ende Februar 1894 benöthigt werden, auf Grund 
der vorgelegten Vorſchrift im Wege einer öffentlichen Offertverhandlung 
ſicherzuſtellen; | 

2. der Verkauf der Fourageartikel am Viehmarkte habe in der 
bisherigen Weiſe durch das Marktcommiſſariat zu erfolgen, jedoch 
ſeien neue Beſtimmungen über die Feſtſetzung des für den Viehmarkt 
giltigen Futtertarifes aufzuſtellen, worüber ſowie über die Aufſtellung 
einer Schrot⸗ und Häckſelmaſchine am Viehmarkte ſelbſt ſeparat Bericht 
erſtattet wird. 

St.⸗R. Boſchan beantragt, es ſeien die Gemeindevorſteher ꝛe. 
zu erſuchen, Grundbeſitzer namhaft zu machen, welche auf Heu- und 
Strohlieferung in kleineren Loſen, ungefähr ein Zehntel des Bedarfes, 
reflectieren; weiters, es ſei der Termin vom 1. April d. J. feſtzuſtellen. 

StR. Schneiderhan beantragt die Lieferung des Hafers 
in Loſen, beziehungsweiſe, dafs ein Generaloffert entgegengenommen 
werde, dass es jedoch der Gemeinde freiftehe, die Vergebung in kleineren 
Loſen vorzunehmen. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Nefidenzftadt Wien. — Nr. 11, 7. Februar 1893. 


XXX NIX XN NL NIN LL N NN NN LN NN 


Der Referent accommodiert ſich dem Antrage auf Theilofferte, 
ſowie Hinausſchiebung des Termines bis 1. April und die Publication 
in den Productionsgegenden. 

Punkt 1 des Referenten-Antrages wird in folgender Faſſung an⸗ 
genommen: 

1. Es ſei verſuchsweiſe die Lieferung der Fourageartikel, welche 
für den Central-Viehmarkt in St. Marx während eines Jahres, 
d. i. vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 benöthigt werde, auf 
Grund der beiliegenden Vorſchrift im Wege einer öffentlichen Offert— 
verhandlung ſicherzuſtellen. In der Offertausſchreibung iſt zu bemerken, 
daſs auch Offerte auf angemeſſene Theillieferungen angenommen werden. 
Im Intereſſe einer größeren Publicität der Offertausſchreibung, be— 
treffend die Lieferung von Heu und Stroh ſeien die Gemeindevorſteher 
jener Gemeinden zu verſtändigen, in welchen bekanntermaßen eine 
größere Production von Heu und Stroh ſtattfindet. 

Desgleichen wird Punkt 2 des Referenten-Antrages angenommen. 

544.) St.-R. Wurm referiert über das Detailproject für die 
Adaptierung und Einrichtung des magiſtratiſchen Bezirksamtes Mar⸗ 
garethen im V. Bezirke und beantragt: 

1. die Genehmigung des im Sinne der commiſſionellen Berathung 
vom 24. Jänner 1893 abgeänderten in den vorgelegten Plänen und 
Koſtenanſchlägen erſichtlichen techniſchen Projectes mit den adjuſtierten 
Geſammtkoſten per 9570 fl. 13 kr. 

2. die Verweiſung der im Budget pro 1893 (für alle drei neuen 
magiſtratiſchen Bezirksämter (V., VI. und XIV. Bezirk) nicht bedeckten 
Mehrkoſten pro 5664 fl. 48 kr. auf den Reſervefond; 

3. die Sicherſtellung der Möbeltiſchlerarbeit im Wege einer 
öffentlichen Offertverhandlung; der Caſſen, der Pendeluhren und der 
Geldwage im Wege einer beſchränkten Verhandlung; 

4. die Übertragung der baulichen Herſtellungen an die Erſteher 
der betreffenden currenten Arbeiten und Lieferungen; 

5. die Kündigung der Wohnungen Nr. 6, 7, 8 und 9 im 
II. Stocke (worunter auch zwei Naturalwohnungen) im Februar pro 
Mai l. J., der beiden Naturalwohnungen unter Anweiſung des ſyſtem— 
mäßigen Quartiergeldes an die betreffenden Gemeindediener, ſofortige 
Kündigung der Tiſchlerwohnung im Hauſe Nr. 5 Amtshausgaſſe, Nr. 15 
Bräuhausgaſſe, und die jetzigeu als Sanitätsſtation verwendeten Locali— 
täten im Parterre des Gemeindehauſes für die Unterbringung eines 
Hausaufſehers zu verwenden; 

6. die Verlegung des Amtsſitzes dieſes magiſtratiſchen Bezirks- 
amtes in das Margarethener Gemeindehaus vom 1. Juli 1893. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt, eine Verbindungsthür 
zwiſchen dem dritten Zimmer des Conceptsperſonales und dem Vor— 
zimmer herzuſtellen. 

Der Referent accommodiert ſich. Der modificierte Referenten⸗ 
Antrag wird angenommen. 

(545.) Derſelbe referiert über das Detailproject für die Adap- 
tierung und Einrichtung des magiſtratiſchen Bezirksamtes Mariahilf 
im Gemeindehauſe VI., Amerlingſtraße 11 und der Localitäten für 
den Bezirksausſchuſs des VI. Bezirkes im ſtädtiſchen Haufe VI., 
Amerlingſtraße 6 (Eßterhazy-Palais) und beantragt: 

1. Die Genehmigung des im Sinne der commiſſionellen Be— 
rathung am 21. d. M. abgeänderten, in den vorgelegten Plänen und 
Koſtenanſchlägen erſichtlichen techniſchen Projectes mit dem adjuſtierten 
Geſammtbetrage von 9089 fl. 22 kr; 

Punkt 2 und 3 wie im Referate Z. 544, Punkte 3 und 4; 
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4. die Kündigung der im III. Stocke des Gemeindehauſes 
Mariahilf gelegenen Wohnung des Bezirksvorſtehers im Februar 
pro Mai 1893; 

5. die Verlegung des Amtsſitzes des magiſtratiſchen Bezirksamtes 
für den VI. Bezirk in das Mariahilfer Gemeindehaus vom 1. Juli 1893 
an und die des Sitzes des Gemeinde-Bezirksausſchuſſes Mariahilf in 
das Eßterhazy⸗Palais im Mai 1893, um die Adaptierungsarbeiten 
im Gemeindehauſe noch rechtzeitig vornehmen zu können. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt, dass die Verbindung 
zwiſchen der Caſſe und dem Liquidaturslocale durch einen Schalter hergeſtellt 
werde und dafs das Vorzimmer zum Sitzungsſaale durch zwei ſchiefe 
Wände in drei Abtheilungen abgetheilt werde. Die Anträge des St. R. 
Ritt. v. Neumann werden abgelehnt, der Referenten-Antrag au— 
genommen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl übernimmt den 
Vorſitz.) 

(847.) Derſelbe referiert über das Detailproject für die Adap— 
tierung und Einrichtung des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XIV. Bezirk im Fünfhauſer Gemeindehauſe XV., Gasgaſſe 8 und 10, 
und beantragt: 

1. Die Genehmigung des im Sinne der commiſſionellen Be— 
rathung vom 26. Jänner l. J. abgeänderten, in den Plänen und 
Koſtenanſchlägen erſichtlichen techniſchen Projectes mit den adjuſtierten 
Geſammtkoſten pro 9625 fl. 71 kr.; 

Punkt 2 und 3 wie im Referate Z. 544, Punkt 3 und 4; 

4. die Kündigung der Wohnungen Nr. XX bis incluſive XXVI 
im Mezzanin (darunter eine Naturalwohnung Nr. XXV) im Februar 
pro Mai 1893, die Naturalwohnung unter Anweiſung des ſyſtem— 
mäßigen Quartiergeldes an den Magiſtratsconcipiſten Hans Becker; 

5. die Trennung und Errichtung des magiſtratiſchen Bezirks— 
amtes für den XIV. Bezirk, als eines für ſich beſtehenden Amtes vom 
1. Juli 1893 an; 

6. Kündigung der Wohnung Nr. VIII im Parterre im Februar 
pro Mai 1893 für den mit dem Reinigungs- und Heizungsdienſte 
zu betrauenden Amtsdiener. 

St.⸗K. Schneiderhan beantragt, das Bauamt wird auf— 
gefordert, Bericht zu erſtatten, ob die Localitäten im Sechshauſer 
Gemein dehauſe für das magiſtratiſche Bezirksamt für den XIV. Bezirk 
genügend erſcheinen. 

Letzterer Antrag wird zurückgezogen und der Referenten-Antrag 
angenommen. 

An den Gemeinderath, bezüglich der Bewilligung des erforder— 
lichen Zuſchuſscredites. 

(477.) Derſelbe referiert über die Vergebung der Steinmetz- 
arbeiten für den Schulhausbau in der Kröllgaſſe, XIV. Bezirk, und 
beantragt, es ſei bezüglich der Steinmetzarbeiten eine neue Offert⸗ 
verhandlung auszuſchreiben. (Angenommen.) 

(488.) St.-N. Dr. Stenzl referirt über die Vorſtellung, even 
tuell den Recurs des Dr. Albert Brunner als gerichtlich beſtellter 
Sequeſter für das Haus Nr. 35 in der Lobenhauerngaſſe im XVII. Be⸗ 
zirke, puncto Auftrages wegen ſanitärer übelſtände und beantragt die 
Abweiſung. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, dem Recurſe inſoferne Folge 
zu geben, dafs der Sequefter verhalten werde, die aufgetragenen Her= 
ſtellungen zu machen, ſobald es die Witterungsverhältniſſe geſtatten. 

Der Antrag des St.- R. Matzenauer wird ange 


nommen. 
4* 


300 


AAN NN. Sr 


(469.) Ht.-A. Mitt. v. Goldſchmidt referiert über das An- 
ſuchen der Olinduſtrie-Geſellſchaft um Baulinienbeſtimmung für die 
Realität Teichgaſſe und Dorotheergaſſe in Hernals, XVII. Bezirk. 

Referent beantragt, es werden die vom Bauamte vorgeſchlagenen 
Baulinien A B C D und E F 6 H des vorgelegten Planes mit der 
Straßenbreite von 11˙38 m für den Theil der Teichgaſſe von der 
Gerlgaſſe bis zur Dorotheergaſſe beſtimmt. (Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

(218, 133.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübk referiert über 
den Erlaſs des k. k. n.⸗ö. Landesſchulrathes vom 12. December 1892, 
3. 11470, womit der Erlass des k. k. Miniſteriums für Cultus und 


Unterricht in Betreff des Miniſterial-Recurſes der Gemeinde Wien 


wegen Nichtbeſtätigung der Präſentation des Joſef Kaitan zum Ober— 
lehrer an der Mädchen-Volksſchule IV., Alleegaſſe 11, intimiert wurde, 
ſowie über die vom Wiener Bezirksſchulrathe erlaſſene Kundmachung, 
womit der Concurs zur Beſetzung einer Oberlehrerinſtelle an der ge— 
nannten Schule ausgeſchrieben wurde. 

Referent beantragt für den Fall der Annahme der Anträge 
der St.⸗R. Dr. Vogler und Dr. Lederer, daſs zur Ausarbeitung 


der Recurſe an den Landesſchulrath und das Miniſterium um eine 


Friſt bis zur Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes angeſucht 
werde. 

Der Antrag des St.-R. Dr. Vogler, es ſei gegen die Ent— 
ſcheidung des Miniſteriums in Bezug auf die Competenzfrage die Be— 
ſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen, wird mit allen 
gegen drei Stimmen angenommen. 

Der weitere Antrag des St.-R. Dr. Vogler, gegen die Ver— 
fügung des Landesſchulrathes, an dieſer Stelle eine weibliche Lehrkraft 
zu beſtellen, den Recurs an das Miniſterium zu ergreifen, wird mit 
allen gegen zwei Stimmen angenommen. 

Der Antrag des St.-R. Dr. Lederer, gegen die Note des 
Bezirksſchulrathes, betreffend die bereits erfolgte Concursausſchreibung 
den Recurs zu ergreifen, wird angenommen. 

Der Antrag des Referenten, dem Unterrichtsminiſter ſei ein 
Promemoria vorzulegen, in welchem zum Ausdrucke gebracht wird, dass 
die Anſchauung der Schulbehörden in dieſem Falle eine den Intereſſen 
der Schule abträgliche ſei, wird mit zehn gegen vier Stimmen ange: 
nommen. 

Der Referenten-Antrag, betreffend die Friſterwirkung zur Aus— 
führung des Recurſes wird angenommen. 

Schluſs der Sitzung. 


Allgemeine Machrichten. 


Vaſſerangelegenheiten. 
Protokoll 


über die am 31. Jänner 1893 vormittags unter dem Vorſitze des 
Herrn Bürgermeiſters im Bureau desſelben ſtattgehabte Beſprechung 
mit den Vertretern und Beiräthen der Unternehmung der Wiener— 
Neuſtädter Tiefquellenleitung. 
Anweſende: 
Als Vertreter der Unternehmung die Herren: Director de 
Crano und ſpäter Dr. Kuczynski. 
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Als Beiräthe der Unternehmung die Herren: Hof- und 
Gerichtsadvocat Dr. Stöger und Baurath Lindley. 

Als Vertreter der Gemeinde Wien: Herr Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Richter, der Herr Stadtanwalt Dr. Schmidt, die Herren 
Stadträthe: Ritt. v. Goldſchmidt, Joſef Müller und Dr. 
Vogler, die Herren Gem.-Räthe: Karl Müller, Dr. Nechansky 
und Wünſch, Herr Magiſtratsrath Stadler, Herr Stadtbau— 
amts⸗Director Berger und Herr Baurath Schurz. 


Bürgermeifler: Das Gutachten des Herrn Baurathes 
Lindley wurde bei der letzthin ſtattgefundenen Beſprechung zur 
Verleſung gebracht. In der Zwiſchenzeit iſt dasſelbe im Amtsblatte 
der Stadt Wien abgedruckt worden, ebenſo wie das Protokoll über 
die letzte Conferenz, welches ſtenographiſch aufgenommen worden 
iſt. über Erſuchen des Herrn Regierungsrathes Hahn und des 
Herrn Directors de Crauo haben wir nun die Herren Baurath 
Lindley und Dr. Stöger gebeten, zu erſcheinen, und möchte 
ich vorerſt bitten, daſs der Herr Baurath Lindley die Güte 
habe, ſein Gutachten, welches wir ja kennen, wenn er es für noth— 
wendig findet, zu erläutern. 

Vaurath Tindley: Indem ich der Aufforderung des Herrn 
Bürgermeiſters Folge leiſte, möchte ich zunächſt bitten, das, wenn ich 
das Gutachten etwas weiter erläutere, Sie mir geſtatten, vielleicht in 
einigen Geſichtspunkten bei der generellen Erläuterung über den Rahmen 
der gegenwärtigen Verhandlung hinauszugreifen. Die Verhandlungen 
betreffen ja eine ganz concrete Frage, aber die ganze Frage beruht 
auf dem generellen Geſichtspunkte der Waſſerverſorgung der Stadt 
Wien und ſteht und fällt mit der größeren oder geringeren Zweck— 
mäßigkeit der vorgeſchlagenen Ergänzung. 

Mürgermeiſter (unterbrechend);: Als Vertreter für Herrn 
Regierungsrath Hahn, welcher unwohl iſt, erſcheint Herr Dr. 
Kuczyns ki. Es iſt wohl kein Hindernis. 

Vaurath Sindley (fortfahrend): Das Project der Wiener: 
Neuſtädter Tiefquelleuleitung beruht ja darauf, einen großen unter: 
irdiſchen Grundwaſſerſtrom als Ergänzung der Zuflüſſe aus den 
Hochquellen nutzbar zu machen. Dieſe Combination zur Befrie— 
digung des allgemeinen Bedürfniſſes iſt nun eine ſolche, die nicht 
nur in Wien zur Frage kommt, ſondern in anderen Städten bereits 
zur Anwendung gekommen iſt, und mit Erfolg. Da die Quellen— 
maxima in gewiſſen Jahreszeiten eintreten, die leider nicht zuſammen— 
paſſen mit dem Maximum des Bedarfes, iſt es erwünſcht, eine 
Bezugsquelle zu beſitzen, aus welcher der Waſſerbedarf entnommen 
werden kann, eine Quelle, welche nicht ausfließt und nicht benützt 
werden muss nach Maßgabe ihres Erguſſes, ſondern wo man das 
Waſſer zurücklaſſen kaun, wenn man es nicht braucht, wo es ſich 
dann anſammelt, und man es verwenden kann, wenn man es 
braucht. Infolge deſſen iſt der große unterirdiſche Grundwaſſerſtrom, 
der ein Gebiet von vielen Quadratkilometern umfasst, durch Spiegel— 
ſenkung und Spiegelſteigung im Stande, nach Millionen Cubik— 
metern Ausgleich zu ſchaffen. 

Es ſind über dieſe Grundwaſſerſtrömungen Beobachtungen 
gemacht worden. Es iſt Ihnen allen das Project in der urſprüng— 
lichen Faſſung bekannt und in meinem Gutachten ſind die Gründe 
allgemein angedeutet, aus welchen ich es nicht für vortheilhaft 
gehalten habe, zunächſt auf dieſes Project in feinem großen Um- 
fange einzugehen, ſondern das Project anzunehmen als Grundlage 
und nur dasjenige davon auszuführen, was ſicher als erſter Schritt 
behandelt werden kann. 
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Da iſt zuerſt die Frage der Menge. Die Lage des Technikers 
iſt in dieſer Frage eine ſchwierige geweſen, weil es ſich nicht 
darum handelte, neue Unterſuchungen zu machen, ſondern auf 
Grundlage des vorhandenen Materiales mit einzelnen Stichproben 
mit möglichſt geringen Mitteln eine Grundlage zu geben für die 
weitere Entwicklung der Frage und namentlich für die Führung 
der Verhandlungen. Die Angaben, die ich über die Menge gemacht 
habe, beruhen auf den bisherigen Ermittlungen. Ich möchte be— 
tonen, dals ſeitdem, namentlich zur Zeit großer Dürre, weitere 
Ermittlungen angeſtellt wurden, und dass dieſe im allgemeinen die 
angeführten Geſichtspunkte beſtätigen, und daſs ich auf Grund 
deſſen weiter annehme, daſs die Menge von 20: bis 30.000 m? 
als geſichert betrachtet werden könne. Ich glaube, man kann voraus— 
ſetzen, daſs die Ergebniſſe der weiteren Prüfung namentlich während 
des Betriebes der erſten Jahre, welcher eine Meſſung im großen 
bietet, zur Ableitung von weiteren Mengen führen werden. Über 
die Größe der ferneren Ableitung zu entſcheiden, das mußs ich als 
vorſichtiger Techniker der Zukunft überlaſſen. Gerade der Umſtand, 
daſs man es mit ſo viel Quadratkilometern zu thun hat bei der 
Spiegelabſenkung, bringt es mit ſich, daſs man ungeheuer vorſichtig 
ſein muss, und dass man durch das Probepumpen oder ſogar durch 
das erſte Jahr des Betriebes ſchwer entſcheiden kann, welche Waſſer— 
mengen ſich regelmäßig erneuern und welche Waſſermengen ſich 
dadurch ergeben haben, daſs man die Cubatur durch Senkung des 
Spiegels vermindert, das heißt den Vorrath angegriffen hat. Ich 
erwähne diesfalls, daſs 1 km? allein durch Senkung des Spiegels 
um Im 200.000 bis 300.000 m? ergibt, fo daßs alſo, wenn es 
ſich um 100 km? handelt, man eine Stadt ein ganzes Jahr aus 
einem ſolchen unterirdiſchen Becken, ohne jeden Zuflufs, verſorgen 
kann, dass alſo ein einmonatliches oder einjähriges Pumpen zu 
einer ſehr trügeriſchen Schlussfolgerung führen kann. 

Daher habe ich mir erlaubt, dem Bankinſtitute vorzuſchlagen, 
als Größe der Ausführung zunächſt die 30.000 ms als den erſten 
Schritt zu betrachten, und warum? Weil es nicht möglich war, zu 
verſprechen, die große Menge, von welcher bisher die Rede war, 
zu liefern, und weil es nicht möglich war, zu empfehlen, dals 
große Capitalien aufgewendet werden auf eine noch nicht beſtimm— 
bare Menge; deshalb iſt geſucht worden, das Capital thunlichſt 
zu beſchränken. Das Mittel dazu iſt glücklicherweiſe vorhanden, 
vorausgeſetzt, daßs die Stadt in dieſer Richtung zuſtimmt. 

Die Stadt Wien hat unweit der Faſſungsſtelle einen Aquäduct 
mit einer namhaften Leiſtungsfähigkeit, welcher allerdings zur 
Zeit der Quellenmaxima angefüllt iſt, aber während eines großen 
Theiles des Jahres, während der geringeren Hochqguellenzuflüſſe, 
insbeſondere während der Quellenminima eine weitere bedeutende 
Menge Waſſers aufzunehmen im Stande iſt; die Hinzufügung von 
weiteren 30.000 m? Waſſer in den Zeiten der Minima iſt 
eine ſolche, dass fie eine anſehnliche Menge gegenüber dem 
bisherigen Minimum der Wiener Hochqguellenleitung bietet. Die 
Frage der Quantität iſt bei dieſer Sache das ſchwierigſte. Die 
Unterſuchungen, welche angeſtellt worden ſind, ergeben jedenfalls 
Anhaltspunkte für den Techniker, um zu behaupten, daſs die Menge 
eine ſehr große iſt. Erſtens geben die Bohrungen an, dajs die 
undurchläſſige, abſchließende Schichte unter dem Schotter ſehr tief 
liegt. Wir haben einen Grundwaſſerſtrom von 7 bis 10 km. 
Breite, wir haben eine ſehr durchläſſige Schotterſchichte und haben 
ein namhaftes Gefälle. Das ſind drei Momente, drei Factoren, 
welche, wenn ſie miteinander multipliciert werden, als Product 


QQ QQ CU . N QQ NN N QD N. 


301 


D. T. TCL. XN. X NN INCI N— — — TREND AI e U U RN 


das Reſultat geben, dajs eine namhafte Waſſermenge durchfließt 
Wie geſagt, poſitive Zahlen darüber zu bringen, iſt ſehr ſchwierig 
und jede Vachmeſſung it heute trügeriſch. Man muss das Ganze 
betrachten als einen großen Abfluſs von einem großen Gebiete. 
Man darf nicht da die Bäche und den Untergrund getrennt 
anſehen. Das Ganze iſt Eines. Die Bäche ſind nur das ſichtbare 
Grundwaſſer dort, wo die Oberfläche ſich jo ſenkt, daßs der Grund— 
waſſerſpiegel erſcheint. Sie finden daher die eigenthümliche Er— 
ſcheinung ſelbſt in trockener Zeit, dass die Bäche zunehmen und 
wieder abnehmen und dann wieder zunehmen und wieder abneh— 
men. Das Grundwaſſer hat ein Gefälle von etwa 1: 700. Es 
iſt, um ein Bild zu geben, eine Bachrinne im Schotter ausge— 
waſchen; an einer Stelle oben tritt dieſe Bachrinne in den 
Spiegel ein und ſchafft dem Grundwaſſer einen tieferen Abfluss; 
das Grundwaſſer ſtrömt von beiden Seiten zu und fließt in den 
Bach. Der Bach kann das Waſſer mit einem geringeren Gefälle 
abführen, wie der Untergrund, weil die Reibung im Untergrunde 
größer iſt. Nun geht das ſtärkere Grundwaſſergefälle im Boden 
rechts und links vom Bache und das ſchwächere Waſſergefälle im 
Bache parallel nebeneinander weiter und auf einmal iſt der Bach— 
ſpiegel höher als der Grundwaſſerſpiegel und es tritt nun das 
Waſſer aus dem Bache in den Untergrund. Dieſe Erſcheinungen 
können mehrfach eintreten. Ich möchte daher hervorheben, wie 
trügeriſch die Meſſungen der oberflächlichen Waſſerläufe ſind, die 
nur hie und da gemacht werden, und wie man ſich hüten mufs 
vor Schluſsfolgerungen dieſer Art. Eine andere Meſſung iſt zu: 
verläſſiger und gibt wenigſtens für denjenigen, der nach der 
Wahrheit ſucht und ſich zu informieren wünſcht, einen Anhalts— 
punkt, der ihm geſtattet, ſich ein Urtheil zu bilden, die wertvolle 
Stichprobe. Es iſt das, was ich mir erlaubt habe, die Athmung 
des Grundwaſſerſpiegels zu nennen. Das Steinfeld athmet Waſſer 
ein und aus. | 

Wenn eine Lunge ein- und ausathmet, weiß mau, 
der Athmung die Lunge ſich gefüllt und geleert hat, 
niemand behaupten, dass die Lunge ſich Sl habe, um eine 
gewiſſe Menge Luft hinein-, aber nicht mehr herauszubringen. 
Venn ich alſo durch Athmung des e conſtatiere, 
dafs in einem Jahre eine gewiſſe Menge Waſſer hineingegangen 
iſt und der Grundwaſſerſpiegel ſich gehoben hat und wieder heraus— 
gegangen iſt, wie bei einem Blasbalg, dann iſt bewieſen, dafs in 
einem Jahre von 365 Tagen dieſes Waſſerquantum hineinkommt 
und wieder herauskommt, und wenn ich nur einen Bruchtheil dieſer 
Waſſermenge ableiten will, der klein iſt gegenüber der großen 
Menge, kann ich ſicher ſagen, dieſer Bruchtheil iſt zu haben. Wir 
haben derartige Meſſungen gemacht, wir haben die Beobachtungen 
des Grundwaſſers über das ganze Steinfeld zuſammengeſtellt, die 
Beobachtungen ſind durch Jahre aufgenommen worden, wir haben 
die Mittel der Minima an verſchiedenen Punkten aufgetragen, 
ebenſo die Mittel der Maxima, und haben ſo die mittlere Grenze 


dass bei 
und kaun 


bekommen, zwiſchen welcher dieſe Athmung ſtattfindet. Die Cubatur 


iſt jo namhaft, dass die 30.000 mz ſichergeſtellt find, und werden 
vorausſichtlich die weiteren Betriebsergebniſſe den Fingerzeig an 
die Hand geben, dieſe Menge zu vermehren. 

Nun kommt eigentlich die Frage, welche ich vorauszuſchicken 
verſäumt habe, und das iſt die Qualität des Waſſers. Die 
Qualitätsfrage iſt eine ſolche, mit der das Project fällt oder ſteht, 
und wenn die Überzeugung plaßgreifen würde, das eine gute 
Qualität nicht ſicherzuſtellen iſt, eine Qualität des Waſſers, welche 
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ſich nach menſchlichem Ermeſſen eignet zum vollen Hausbedarf, 
nicht bloß zum Kochen und Spülen, ſondern zum menſchlichen 
Genuſſe, ſo würde überhaupt jedes weitere Sprechen in dieſer 
Sache zwecklos ſein. Es ſind zwei Geſichtspunkte: Der eine iſt 
der Urſprung des Waſſers, der zweite die etwaige Verunreinigung 
desſelben im weiteren Laufe. Ich glaube, über beide kann man, 
vorausgeſetzt, daſs die Faſſung zweckmäßig erfolgt, beruhigt ſein. 
Über den Urſprung des Waffers iſt wohl nichts zu ſagen; es iſt 
ein großes Gebirgsgebiet, welches das Waſſer liefert. Über den 
weiteren Lauf iſt auch wenig zu ſagen. Es iſt ein großer unter— 
irdiſcher Schotterraum, in welchem das Waſſer mit Sauerſtoff in 
Berührung kommt und wo infolgedeſſen die Qualität verbeſſert, 
jedenfalls nicht verſchlechtert wird. Nun kommen wir zur Nähe 
menſchlicher Wohnſtätten. Wäre die Faſſung fo projectiert, daig 
fie das Grundwaſſer jo tief abſenken würde, dass Rückflüſſe von 
Wiener⸗Neuſtadt oder Zuflüſſe aus minderwertigen Quellen in 


dieſelbe hineinkommen müſſen, fo würde ich entſchieden den Bank 


inſtituten gerathen haben, der Frage nicht näherzutreten. 

Gerade die Thatſache aber, die ich vorhin erwähnt habe, gibt, 
zweckmäßig ausgenützt, wenn die Faſſungsanlage eine controlier— 
bare und regulierbare iſt, dem denkenden Techniker das Mittel an 
die Hand, um die Qualität ſicherzuſtellen. Sie haben ein großes 
unterirdiſches Fluſsgebiet, Sie haben einen Flußs vor ſich, welcher 
mit einem continuierlichen Gefälle nach Norden fließt. Wollen Sie 
das ganze durch den Flußs abfließende Waſſer nehmen, dann 
bleibt ſelbſtredend nach Norden kein Gefälle übrig; dann bekommen 
Sie an der Faſſungsſtelle im Flufsſpiegel eine Einſattlung, eine 
Einſenkung mit einem Gefälle zu dieſer Einſenkung nicht nur von 
Süden, ſondern auch von Norden; dann erhält man das ganze 
Waſſer und auch rückläufiges Gefälle von Wiener-Neuſtadt. Wie 
ich vorhin erwähnt habe, kann das aber nicht die Abſicht ſein. 
Die Menge iſt zu groß, man ſoll ſie nicht nehmen und man will 
und kann ſie nicht nehmen. Warum kann man ſie nicht nehmen? 
Weil die Entnahme nicht am unteren Ende erfolgt, ſondern un— 
gefähr ein Drittel des Weges. Wenn ich die ganze Menge nehme, 
ſo iſt das Ergebnis im weiteren Verlaufe: Quantität gleich Null. 
Quantität gleich Null aber entſpricht einem Gefälle gleich Null, 
d. h. einem horizontalen Waſſerſpiegel. Mit anderen Worten: um 
die ganze von Süden kommende Menge zu entnehmen, müfste 
ich den Grundwaſſerſpiegel an der Faſſungsſtelle jo ſenken, dass 
er von Bruck an der Leitha aufwärts — ich nehme nur einen un— 
gefähren Anhaltspunkt — beinahe horizontal bis zu dieſer Stelle 
ſtünde. Wir wollen aber nur einen kleinen Bruchtheil nehmen und 
das Ergebnis iſt dann, daſs das Gefälle nach unten nicht aufhört, 
ſondern nur gemindert wird. Es bleibt alſo von der Faſſungsſtelle 
nach abwärts noch ein Grundwaſſer-Gefälle; demgemäß iſt man 
im Stande, bei einer zweckmäßigen Faſſungsanlage, bei richtiger Be— 
meſſung der entnommenen Menge zunächſt das weitere Gefälle nach 
Norden zu erhalten und infolge deſſen den günſtigen Standpunkt 
auszunützen, den man an der Faſſungsſtelle hat, nämlich, dass 
man oberhalb von Wiener-Neuſtadt ſtromauf iſt und ſtromauf bleibt. 

Eine andere Frage iſt die der Ausſchließung minderwertiger 
Adern. Die Minderwertigkeit der Adern iſt nach meinem Dafür— 
halten in dem hieſigen Steinfelde weniger in Betracht zu ziehen, 
als bei Grundwaſſerſtrömen anderwärts. Die Geſteinsart, die ganze 
chemiſche Zuſammenſetzung des Gebirges ſichert vor den Mifs- 
ſtänden, die anderwärts, wo vielfach eine nachträgliche Zerſetzung 
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und zwar weſentlich infolge der Mitführung von Eiſenoxydul ent— 
ſtanden ſind. Dieſe Sicherheit iſt durch die jahrelange Benützung 
des Grundwaſſers vom Steinfelde bewieſen. Es ſind aber Quellen 
auf dem weſtlichen Rande vorhanden, bezüglich welcher es zweck— 
mäßig wäre, ſie auszuſchließen. Deshalb empfiehlt es ſich, die Ein— 
richtung, das Grundwaſſer zu faſſen, möglichſt fo zu geſtalten, 
daſs man jene Quellen ausſchließen kann. 

Nun kommen wir zu der Frage der Art der Faſſung, die 
mit der Qualitätsfrage zuſammenhängt. Dieſe Art der Faſſung 
ſollte nach meiner Anſicht womöglich im Intereſſe aller Betheiligten 
eine Modification erfahren. Nach meinem Dafürhalten iſt dieſe 
Modification techniſch erreichbar. 

Die Entnahme hat waſſerrechtlich zwei ganz beſtimmte 
Geſichtspunkte als Richtſchnur. Wenn dieſe eingehalten werden, 
namentlich wenn günſtigere Verhältniſſe geſchaffen werden, iſt das 
Techniſche der Waſſerrechtsfrage gelöst. Dieſe Geſichtspunkte ſind 
die Quantität der Entnahme einerſeits, die Senkung des Spiegels 
andererſeits. Die Entnahme müfste möglichſt analog dem Stollen 
gemacht werden, fo dass aus den unteren aufgelockerten Kies- 
ſchichten das Waſſer entnommen wird; nur der eine Factor, der 
Druck der Atmoſphäre, wird mit hinzugenommen, beziehungsweiſe 
ausgenützt, indem man ſtatt eines in das Waſſer verſenkten Rohres 
ein höherliegendes Heberrohr verwendet. Dieſes Princip ſchafft 
uns eine Faſſung, welche ſämmtlichen Bedingungen des Waſſer— 
rechtes entſpricht und in ihrer Wirkung ſeitens der Behörden, 
namentlich aber ſeitens der Verwaltung der Waſſerwerke viel beſſer 
controlierbar iſt, welche je nach dem Bedürfniſſe den Grundwaſſer— 
ſpiegel an einem Theile des Steinfeldes auf dieſe Weiſe, an einem 
anderen anders behandeln, ſich alſo vollſtändig den Erfahrungen 
über den Untergrund anſchmiegen kann; denn deſſen Beſchaffenheit 
von vorneherein zu durchſchauen, wird ein beſcheidener Techniker 
ſich nicht anmaßen. 

Die Frage der Ergänzung der Hochqguellenleitung iſt eine 
weitere für die ganze Entwicklung dieſer Angelegenheit grundlegende. 
Ihre ſchönen Hochgebirgsquellen haben ihre Maxima in den frühen 
Sommermonaten; gegen den Spätſommer und die Herbſtmonate 
ſinken dieſelben, fo dass kleine Quellenſtände manchmal auch in 
den Sommer fallen. Es ſind dies daher Quellen, die einer Er— 
gänzung bedürfen, und zwar nicht ſo ſehr — wie in Frankfurt, 
wo die Quellenminima in die heißen Sommermonate fallen — 
für die Straßenbeſpritzung und den ſonſtigen öffentlichen Dienſt, 
ſondern für den reinen Hausbedarf, der zwar im Winter auch ein 
wenig, aber nicht derart abnimmt, wie der ſonſtige geſammte 
Waſſerconſum, den eine Stadt im Sommer durch die Straßen— 
beſpritzung, Schwemmung, Fontainen u. |. f. aufgeladen bekommt. 
Die Ergänzung der Waſſerleitung durch ein qualitativ gleich— 
wertiges Waſſer iſt eine ſolche, welche die ſpätere Ergänzung durch 
Straßenbegießungswaſſer erſt ermöglicht, weil eine Quelle, die ihre 
Minima im October, November, December, Jänner, Februar hat, 
einer derartigen Ergänzung durch qualitativ gleichwertiges Waſſer 
bedarf. Und eben deshalb iſt der Wert dieſes unterirdiſchen Waſſers 
für die Wiener Waſſerverſorgung ein ſo großer. 

Was nun das Project anbelangt, ſo iſt der Gedanke an eine 
künftige Ergänzung bis zur vollen Menge, die in Ausſicht ge— 
nommen wurde, und die der Conceſſion zugrunde liegt, nicht auf— 
zugeben. Es kann fein, daſs das Ergebnis der weiteren Arbeiten, 
namentlich eines mehrjährigen Betriebes, der erſt vollſtändige 


eingetreten iſt, welche das Waſſer zum Genuſſe untauglich machte, Sicherheit ſchafft, es als möglich erſcheinen lässt, eine derartige 
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Menge zu entnehmen. Die Faſſung iſt auf ungefähr 6 km in 
Ausſicht genommen; heute wäre dieſelbe etwa auf zwei Drittel 
dieſer Länge, alſo auf 4 km herzuſtellen und auch die Hälfte der 
etwaigen künftigen kilometriſchen Leiſtung zu beanſpruchen; das 
ergibt rund ein Drittel der Menge, demnach 30.000 m? pro Tag 
mit einer Reſerve von ungefähr 10 Percent. Dieſe Menge wäre 
durch Pumpmaſchinen in den Aquäduct zu befördern. Der weitere 
Geſichtspunkt bezüglich der Einleitung und der Nutzbarmachung 
des Aquäductes zu dieſem Zwecke wird ſich ja bei Beſprechung 
dieſer Frage ergeben. 

Ich möchte jetzt nur den Überfüchtsplan des vorliegenden, 
ausgearbeiteten Projectes unterbreiten, aus welchem erſichtlich iſt, 
wie die Faſſung gedacht iſt. (Redner erklärt den Plan, auf welchem 
die Faſſungsanlage, der Stollen mit den Heberröhren, der Sammel— 
ſchacht und das Reſervoir, die Pumpſtation, die Druckleitung und 
die Meſskammer an der Einleitung in den Aquäduct dargeſtellt 
ſind.) 

Das iſt in generellen Zügen die Idee. Ob und unter welchen 
Bedingungen ſie verwirklichbar iſt, inwieferne Wien davon pro— 
fitieren kann, hängt von den Ergebniſſen der Verhandlungen ab. 
Geſtatten Sie mir aber als einem unabhängigen Manne und 
namentlich als einem Techniker, der es gewohnt iſt, ſtädtiſchen 
Verwaltungen in ihren Waſſerfragen berathend zur Seite zu ſtehen, 
meine unabhängige Meinung dahin auszuſprechen, dass dies eine 
Verſorgung und Ergänzung iſt, welche für Wien ſehr wertvoll 
ſein kann. 

Vürgermeiſter: Ich glaube, meine Herren, dieſe Aus— 
führungen waren jo klar, dajs wohl kaum einer der geehrten 
Herren noch eine weitere Frage zu ſtellen haben dürfte. Sollte es 
aber doch der Fall ſein, ſo bitte ich, ſich gefälligſt zu melden. 

Gem.⸗Rath Dr. Nechansky: Ich möchte mir nur eine 
Frage erlauben. Es ſoll alſo dort, wo auf dem Plane das Viereck 
iſt, eine Pumpſtation errichtet werden? 

Waurath Cindley: Eine Pumpſtation, welche das geſammelte 
Grundwaſſer in den Aquäduct hinauffördert. 

Gem.-Rath Müller: Ich möchte mir an den Herrn Experten 
die Frage erlauben, wie er ſich gegenüber dem Gedanken einer 
ſelbſtändigen Leitung nach Wien ſtellt, welche eventuell ein viel 
größeres Quantum abgeben müjste, als die gedachten 30.000 mz. 

Vaurath Cindley: Ich ſtelle mich dieſer Frage gegenüber 


zuwartend, einfach auf den praktiſchen Standpunkt des geſunden 


Menſchenverſtandes. Wien braucht Waſſer, und hier iſt Waſſer; 
Wien hat einen Aquäduct, der nicht voll iſt. Dieſe Umſtände müſſen 
ausgenützt werden. Würde heute die Sache ſo liegen, daſs man 
mich fragte: Iſt es möglich, hier 103.000 ms pro Tag zu ſchöpfen? 
Iſt es rathſam, eine Leitung von 50 km nach Wien zu 
machen, um dieſe 103.000 m? abzuleiten? — fo würde ich ſagen: 
Die heute vorliegenden Anhaltspunkte laſſen es mir nicht gerecht— 
fertigt erſcheinen, Ihnen zu empfehlen, das hiefür erforderliche 
große Capital ohneweiters aufzuwenden. Die Möglichkeit, auf große 
Entfernungen Waſſer abzuleiten, hängt von der Menge ab. Ver— 
zehnfacht man die Menge, ſo wird der Durchmeſſer des Rohres 
wohl größer, aber die Koſten für das Rohr werden nicht zehnfach, 
ſondern nur etwa dreifach theurer; die abgeleitete Menge koſtet 
alſo ein Drittel. 30.000 m? auf 50 km abzuleiten, wäre alſo 
eine Vertheuerung, die ich nicht empfehlen kann. Eine große 
getrennte Leitung für 100.000 m? heute anzulegen, dazu kann ich 
gleichfalls heute noch nicht rathen. Es kommt daher die Frage der 
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Ausnützung des Aquäductes in Betracht und man kann annehmen, 
dals durch dieſe Ausnützung das weiters hineingeförderte Waſſer 
unentgeltlich nach Wien gelangt. 

Auf den erſten Blick könnte es ſcheinen, als ob dieſes Waſſer 
einen Theil der Transportkoſten durch den Aquäduct tragen müste. 
Das iſt im gewiſſen Sinne richtig und im gewiſſen Sinne nicht 
richtig. Wenn es ſich um eine Pumpmaſchine handeln würde, die 
nach Wien das Waſſer triebe und wobei der Aufwand proportional 
der Menge zunimmt, jo würde es richtig fein; es handelt ſich 
aber um einen Aquäduct; die Stadt hat darauf Capitalien ver— 
wendet, die Verzinſung und Amortiſation hiefür bleiben von ihr 
zu leiſten, einerlei ob der Aquäduct nun 30.000 bis 40.000 m? 
führt oder 60.000 bis 70.000 ms. Alſo es iſt für Wien nur die 


Frage, ob das nen einzuleitende Waſſer unentgeltlich nach Wien 


gebracht werden kann, was der Fall iſt, wenn man die Amortiſation 
und Zinſenlaſt auf das bisher hereingebrachte Waſſerquantum legt. 
Will man das aber nicht und legt die Amortiſation und Zinſenlaſt 
auf das bisher eingeführte und nunmehr neu einzuleitende Quantum, 
ſo wird der Transport für das bisherige Quantum entſprechend 
billiger. 

Wenn man überhaupt der Frage nähertreten und das Waſſer 
haben will, wenn man ſich in Bezug auf die Qualität beruhigen 


kann — das natürlich iſt eine Frage, welche die Herren der Waſſer— 


verſorgung reiflich erwägen und wovon ſie ſich überzeugen müſſen — 
dann — wenn dieſe Frage bejaht iſt — ſcheint mir die einfache 
Löſung die zu ſein, das man zunächſt das Waſſer für Wien mit 


durch den Aquäduct dorthin leitet. Findet man dann ſpäter, dass 


man mehr ſchaffen kann, findet man, dajs man das Zweifache, Drei- 
fache wird ſchaffen können, dann kaun man die Frage der zweiten 
Leitung ins Auge faſſen und weitere Quellen hereinführen, um auf 
dieſe Art die höheren Stadttheile mit Hochquelle zu verſehen, oder 
es wird ſich irgend eine andere Combination ergeben. 

Das find Fragen, die in fo guten Händen ſich befinden, dass 
man ſie getroſt der Zukunft überlaſſen kann. 

Vaudirector Berger: Ich möchte zunächſt mit Befriedigung 
conſtatieren, daſs Herr Collega Lindley in ſeinem Gutachten zu 
denſelben Schlüſſen kommt, welche wir ſeit Jahren vertreten haben, 
— leider ohne Erfolg, indem wir gegen Projecte kämpfen muſsten, 
welche ſich in höhere Sphären geſchwungen und den realen Boden 
verlaſſen hatten. 

Durch das Gutachten des Herrn Collegen Lindley wird die 
Sache wieder auf den richtigen Standpunkt zurückgeführt, er 
kommt zum Schluſſe zum Schöpfwerk und verläjst den Stollen; 
was wir längſt erklärt haben. 

Ich möchte nur auf eine kleine Differenz aufmerkſam machen, 
die hinſichtlich einer Annahme des Herrn Collegen Lind ley be 
ſteht. Er hat nämlich heute bemerkt, daſs die Minima in den 
Sommer fallen. Das ſtimmt nicht vollſtändig. Unſere Minima 
Herbſt!) Nein, nicht in 
den Herbſt, in den Winter zu einer Zeit, welche ſich nahezu deckt 
mit den Minima der Tiefquellen, und zwar. find das (auf eine 
graphiſche Darſtellung weiſend) Darſtellungen bei ruhigem Waſſer⸗ 
ſtande, ohne dass geſchöpft wurde. 

Aus der hier vorliegenden Tabelle find die Minima der Hoch- 
quellenleitung ſeit dem Jahre 1873 zu erſehen, ſie fielen viermal 
in den Monat Jänner, fünfmal in den Monat Februar und neun⸗ 


mal in den Monat März. 
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Ich komme nun auf die weitere Ausführung, dajs unſer 
Aquäduct zur Einleitung von 30.000 m? Waſſer zur Verfügung 
ſtehen ſoll. Da mache ich aufmerkſam, daſs wir in den Sommer: 
monaten, durch geraume Zeit des Jahres, in der Lage ſind, unſeren 
Aquäduct, welcher 138.000 m? fasst, mit Hochquellenwaſſer, eventuell 
durch Pottſchacherwaſſer vollzufüllen, und dajs wir nur zur Zeit 
der Sommerminima per 104.000 m? dieſe 30.000 m? unter⸗ 
bringen könnten. In der Zeit, wo dieſe Sommerminima nicht 
beſtehen, hätten wir jedoch nicht Platz für das Tiefquellenwaſſer 
und wir müſsten, wenn wir dasſelbe für das ganze Jahr auf— 
nehmen wollen, erſt die Hochquellenleitung entleeren, um Platz für 
das Tiefquellenwaſſer zu ſchaffen. 

Ich wiederhole noch einmal, wir haben den Aquäduct ungefähr 
von Mai bis Auguſt, manchmal auch bis September mit Hoch— 
quellen- und Pottſchacherwaſſer voll; dazu kommt noch das Waſſer 
der neuen Quellen, jo dajs wir thatſächlich bei Neuſtadt oder 
Ternitz Platz ſchaffen müſsten, um das Tiefquellenwaſſer aufzu— 
nehmen, oder es müsste ſich die Unternehmung damit begnügen, 
an uns nur dann, wenn wir Platz haben, Waſſer abzugeben. 

Gem.-Nath Ritter v. Goldſchmidt: Ich erſuche den Herrn 
Baurath, uns in kurzen Worten bekanntzugeben, wie er ſich die 
Ausführung der Pumpanlagen denkt. 

Vürgermeiſter: Ich bitte, der Herr Baurath hat jo aus: 
führlich und klar geſprochen, daſs ich erſuchen muſs, nur Fragen 
zu ſtellen, welche Neues zutage zu fördern beſtimmt ſind. 

Baurath CTindley (auf einem Plane demonſtrierend): Statt 
den Stollen tief in das Grundwaſſer zu legen, wird er höher gelegt. 
In das Grundwaſſer wird eine Anzahl Brunnenröhren oder 


Schachtbrunnen verſenkt. Im Stollen liegt ein Hauptrohr, mit 


welchem die Brunnen durch Eintauchen der Saugröhren verbunden 
ſind. Das Hauptrohr taucht im Mittelpunkte der Anlage an der 
Pumpſtation in das Sammelreſervoir oder den Saugbrunnen ein 
und führt das an vielen Punkten aus den Grundwaſſerſchichten 
genommene Waſſer dorthin. Das Waſſer wird demnach, ſtatt direct 
abgeleitet zu werden, gehebert oder gehoben abgeleitet. Auf dieſe 
Art wird auch die uncontrolierbar drainierende Wirkung des Stollens 
vermieden. 

Baudirector Berger: Das iſt ungefähr eine Einrichtung, 
wie ſie von Ihnen in Frankfurt ausgeführt wurde. 

Baurath Lindley: Ja, nicht ganz jo, aber in ähnlicher 
Weiſe. 

Dr. Stöger: Ich möchte den Herrn Baurath Lindley 
bitten, auf die Bemerkungen des Herrn Baudirectors Berger in 
Kürze einige Erwiderungen zu machen, denn ich glaube, die Sache 
bedarf doch noch einer Aufklärung. | 

Waurath Cindley: In der Frage der Minima und Maxima 
wollte ich ja nicht übertreiben, als ich ſagte, dass die niedrige 
Curve in den Herbſt falle. Es war dies eine Außerung in Bezug 
auf die Art der Ergänzung. 

Wenn ich hätte übertreiben wollen, wenn ich die Minima in 
den Winter gelegt hätte, ſo hätte ich ſagen müſſen, eine Ergänzungs⸗ 
waſſerleitung, welche nur Beſpritzungswaſſer, qualitativ niederes 
Waſſer liefert, ſei eine Ergänzung, welche bei den Wiener Ver— 
hältniſſen wenig Wert habe, weil die Minima der Quellen in jene 
Zeit fallen, in welcher eine Ergänzung, wenn ſie von Wert ſein 
ſoll, mit gleichwertigem Waſſer erfolgen müſste. 

Wenn man nun das Zuſammentreffen des Minimums des 
Grundwaſſerſtandes und der Quellenzuflüſſe betrachtet, jo erſieht 
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man aus dem Graphikon des Herrn Collegen Berger, daſs 
allerdings die Minima des Grundwaſſerſtandes in eine Zeit fallen, 
wo die Quellen bereits angeſchwollen ſind, wenigſtens in der Regel. 
(Redner demonſtriert dieſes an der Hand des Graphikons.) 

Eine gewiſſe Compenſation ift da, ein Nacheilen, um fo zu 
ſprechen, und wenn man berückſichtigt, dass dieſes Nacheilen im 
Grundwaſſerſtande noch weiter, durch Senkung des Spiegels aus— 
genützt werden kann, jo kommt man zur Überzeugung, dafs das 
Grundwaſſerminimum ganz in die Zeit fällt, wo die Hochquellen 
ſich bereits erholt haben. 

Was nun die Frage des Aquäductes anbelangt, fo iſt die 
Faſſungsfähigkeit desſelben 138.000 mä. Wie viele Monate im 
Jahre läuft jetzt dieſe Waſſermenge daſelbſt? 

Vandirector Berger: Von Mai bis Auguſt, kann man 
ſagen. Unſer Sommer-Minimum ſinkt gegenwärtig nicht unter 
104.000 m, dabei iſt aber die Zuleitung der neuen vier Quellen 
noch nicht berückſichtigt. Wie ſich das Quantum dann ſtellen wird, 
weiß ich noch nicht, aber jedenfalls dürfte im Sommer wenig Platz 
für die Tiefquellen vorhanden ſein. 

Vaurath Lindley: Alſo 104.000 m? iſt das e 
Minimum von Mai bis Auguſt? (Baudirector Berger: Ja, aber 
ohne die neuen Quellen!) Dann wäre in dieſen Monaten noch für 
30.000 m? Platz und in der übrigen Zeit des Jahres noch für 
eine größere Menge. 

Nach meinem Dafürhalten ſoll eine Ergänzungswaſſerleitung 
das Waſſer geben, wenn man es braucht, und dasſelbe nicht auf— 
drängen, wenn man es nicht braucht; auf dem Standpunkte 1 
ich; aber das iſt Sache der Verhandlung. 

Bei der Mitbenützung des Aquäductes und bei Betrachtung 
des Wertes des angebotenen Ergänzungswaſſers darf ſtädtiſcherſeits 
nicht außer Betracht gelaſſen werden, dafs dieſes Waſſer nicht nur 
an ſich, ſondern auch einen weitergehenden Wert hat. Eine reelle 
Waſſerleitungsverwaltung kann nur Abonnenten annehmen, deren 
Bedarf ſie auch mit der minimalen Ergiebigkeit decken kann, ſonſt 
übernimmt ſie Pflichten, die unerfüllbar ſind. Darum iſt eine der— 
artige Ergänzungsmenge für die Hochquellenleitung nicht nur abſolut 
wertvoll, ſondern fie geſtattet auch, die ſonſt überſchüſſigen Cubik⸗ 
meter, die Sie während der Maxima haben und, wenn Sie reell ſind, 
abfließen laſſen müſſen, zu verkaufen, das kommt auch in Betracht. 
Es ſcheint aber, daſs dieſe Frage ſich durch das „Wann“ erledigt, 
reſpective was in dem Aquäduct Platz hat, alſo durch die Frage, 
wann und auf welcher Grundlage wird das Ergänzungs— 
waſſer geliefert werden? (Baudirector Berger: So iſt es!) Und 
darum ſcheint mir, dafs dieſe Fragen getrennt werden ſollen. 

VBaudirector Berger: Darauf wollte ich eben losſteuern; 
wenn ſich Herr College erinnern, ſo habe ich geſagt, es iſt dies 
weſentlich eine finanzielle und geſchäftliche Frage, ob die Proponenten 
damit zufrieden ſind, wenn wir erklären, eventuell Waſſer in jener 
Zeit abzunehmen, wo wir Platz haben, wo wir Waſſer brauchen 
und verkaufen können. Dem ſtimme ich vollkommen bei. Ich 
möchte aber auf das Graphikon zurückkommen und bemerken, 
dafs ich ausdrücklich betont habe, daſs in dieſem Graphikon die 
ſchwarze Linie die thatſächliche Leiſtung (der Hochquellen ſammt 
Pottſchach) darſtellt, während die rothe Linie den ruhigen, unange- 
ſprochenen, unbenützten Grundwaſſerſtand bei Wr.-Neuftadt vorſtellt. 
In dem Momente, wo wir aus der Tiefquellenebene das Waſſer ent- 
nehmen, wird die rothe Linie eine andere Figur bekommen und ſich weſent⸗ 
lich ſenken. Der Herr College hat die Höhe der Differenz mit 1˙50 m 
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beſtimmt. Es werden ſich dann die Minima nähern. Dieſe Differenz 
wird entſtehen — wenn fie nicht noch größer ſein wird — jobald 
geſchöpft wird. Ich will nicht behaupten, daßs fie jo bedeutend ſein 
wird wie in Pottſchach, wo ich heute genaue 8 m und einige 
Centimeter Senkung ſeit Beginn des Schöpfens conſtatiert habe; 
aber wenn der Spiegel auch nur um einige Meter ſinkt, ſo wird 
die rothe Linie parallel heruntergezogen und dann nähern ſich die 
Minima beider Leitungen, daſs man von einem gegenſeitigen Aus— 
helfen der beiden Waſſerquellen nicht wohl ſprechen könnte. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich möchte an den Herrn 
Baurath Lindley eine Frage richten. Wenn es ſich darum 
handelt, in den Aquäduct 30.000 m? Waſſer einzuleiten, aus den 
Hochquellen oder aus dieſer Anlage bei Wiener-Neuſtadt, was 
würden Sie unter den beſtehenden Verhältniſſen vorziehen? 
Vaurath Tindley: Das hängt zunächſt von der Frage ab, 
find dieſe 30.000 m? garantierte Minima? (Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Richter: Ja; unter dieſer Vorausſetzung.) Und zweitens, 


zu welchem Preiſe laſſen ſich dieſe 30.000 m? beſchaffen? Dieſe 
Frage lässt ſich alſo nicht in abstracto beantworten, fie hängt 


von allerlei techniſchen Verhältniſſen, der Qualität, dem Preiſe ꝛc. 
und davon ab, ob es wirklich garantierte Minima ſind. Sie werden 
ſich erinnern, in Bezug auf die Hochquellenleitung ſind ja auch 
die Anfichten bezüglich der Minima früher etwas zuverſichtlicher 
geweſen; die Ingenieure freuen ſich eben ihres Schaffens und 
hoffen mehr, als ſie manchmal leiſten können. 

Nürgermeiſter: Ich bitte, wenn die 30.000 m? garantiert 
ſind, würden Sie lieber Hochquellenwaſſer als Tiefquellenwaſſer 
nehmen, abgeſehen von den Koſten? Die heutigen Verhältniſſe find 
ſo, daſs wir die Hochquellenleitung durch Einbeziehung neuer 
Quellen ergänzen wollen, und nachdem, was bisher geleiſtet wurde, 
wurde uns gejagt, dafs wir in der Lage fein werden, dieſes Minimum 


als Ergänzung in unſeren Aquäduct einzuleiten. Nun frage ich: | 


würde man unter dieſen Umſtänden ſagen können, man ſolle die 
Ergänzung des Aquäductes nicht durch Hochquellenwaſſer, ſondern 
lieber durch Tiefquellenwaſſer vornehmen, abgeſehen vom Preiſe? 

Vaurath CLindley: Das hängt, wie eben gejagt, von einer 
Anzahl techniſcher Fragen ab und lässt ſich jo in abstracto nicht 
beantworten; ich könnte als Techniker die Frage nur durch eine 
weitläufige Erörterung klarlegen, auf die ich mich hier wohl nicht 
einlaſſen kann. Die genügende Qualität und Quantität aber vor— 
ausgeſetzt, würde ich eine Waſſerleitung lieber auf zwei Grund— 
lagen aufbauen, die nicht unter denſelben klimatiſchen und örtlichen 
Verhältniſſen liegen, als auf einer, gerade fo wie ein guter Finanz 
mann ſein Vermögen lieber in Obligationen verſchiedener Geſell— 
ſchaften anlegen wird, als nur bei einer Geſellſchaft. Wenn ich 
alſo die Möglichkeit habe, qualitativ gleichwertiges Waſſer aus zwei 
Bezugsquellen zu entnehmen, ſo würde ich dies lieber thun, als 
aus einer und namentlich lieber aus einem Gebiete, wo ich durch 
kräftiges Pumpen eventuell den ganzen Ausfall der anderen Quellen 


vorübergehend decken kann. Es iſt ja möglich, und wir haben es 


in Frankfurt während der letzten Jahre mehrmals erlebt, daßs wir 
aus unſerer Grundwaſſerleitung zweimal ſoviel Waſſer fördern 
muſsten, als die Anlage zu leiſten beſtimmt iſt. Es find Rohr— 
brüche vorgekommen und aus unſerer Hochquellenzuleitung hatte 
einen bis zwei Tage jeder Zufluſs aufgehört. Da hat man nun 
einfach die Grundwaſſeranlage angeſtrengt, und vorübergehend ver— 
trägt ſie es auch; mit Zuhilfenahme des unterirdiſchen, natürlichen 
Reſervoirs, der Reſervemaſchinen ꝛc. kann man vorübergehend das 
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vermehrte Waſſerquantum bekommen, ob Sie dergeſtalt vorüber— 
gehend per Woche 200.000 oder 400.000 m? brauchen, merkt man 
kaum, weil ſich die Menge auf mehrere Quadratkilometer Unter— 
grund vertheilt. 

Wenn ich alſo dieſe Frage in abstracto nicht beantworte, 
möchte ich ſagen, die gute Qualität vorausgeſetzt, würde ich die 
Waſſerverſorgung einer Großſtadt, wie Wien lieber auf zwei Grund— 
lagen aufbauen als auf einer. 

Bürgermeiſter: Dann müssten wir alſo die Arbeiten für 
die Ergänzung der Hochquellenleitung ſofort einſtellen? 

Baurath Lindley: Nein, denn man kann für eine große 
zunehmende Stadt wie Wien nie Waſſer genug haben. 

Nürgermeiſter: Wir können doch nur unſeren Aquäduet 
ergänzen, ſoweit er überhaupt Waſſer führen kann. Wenn alſo der 
Herr Baurath ſagen, lieber eine Tiefquellenleitung zur Ergänzung 
der Hochquellenleitung, jo müßste jetzt das Tiefquellenwaſſer zu 
dieſer Ergänzung verwendet werden und wir müjsten die Arbeiten 
für die Ergänzung der Hochquellen einſtellen. 

Gem.-Nath Dr. Nechansky: Der Herr Baurath Lindley 
hat am Schluſſe bemerkt, dass Frankfurt auch eine Hochquellen— 
leitung hat? (Baurath Lindley: Ja!) Alſo eine Quellenleitung, 
die auf demſelben Principe wie unſere Hochquellenleitung beruht, 
nämlich auf dem natürlichen Abfluſſe. Dann beſteht auch eine 
Tiefquellenleitung? (Baudirector Berger: Und eine Nutzwaſſer⸗ 
leitung!) Ich möchte dann auch eine präciſe Antwort haben, ob 
der Herr Baudirector glaubt, daſs zur Zeit der Minima, welche 
nach den Beobachtungen gewöhnlich in die Monate November, 
December, Jänner, Februar und März fallen, dieſe 30.000 m? 
Waſſer der Tiefquellen jedenfalls vorhanden ſein werden? 

Vaurath Lindley: Ja! 

Bürgermeiſter: Es iſt auch geſagt worden — und ich erlaube 
mir, dies aus dem ſtenographiſchen Protokolle vorzuleſen. Regierungs- 
rath Hahn ſagte (liest): „Unſer Programm iſt klar. Wenn die 
Herren wünſchen, ein Quantum Waſſer von 20 bis 30.000 m’ 
täglich in den Aquäduct eingeleitet zu haben, ſo ſind wir in der 
Lage, dies in einer Bauperiode durchzuführen. Die Bedingungen, 
unter welchen dies geſchehen ſoll, wären Sache der Vereinbarungen; 
unſer Hauptoffert iſt, daſs wir in der Lage ſind, der Stadt Wien 
ſoviel Waſſer zu liefern. — Bürgermeiſter: Wenn das die 
Grundlage der ganzen Action iſt, dann käme es auf die vor— 
liegende Conceſſion an. — Regierungsrath Hahn: Was die 
Conceſſion betrifft, ſo werden wir nicht ſo kindiſch ſein, uns ohne 
Rückſicht auf dieſelbe mit dem Projecte zu beſchäftigen. Wir haben 
beim Miniſterium vorgeſprochen und wenn wir mit dem Gemeinde— 
rathe einig werden, ſo kann die Conceſſion entſprechend abgeändert 
werden. — Bürgermeiſter: Es müßste alſo eine neue Conceſſion 
erwirkt werden. Eigentlich wären wir durch dieſes Gutachten über 
alle Punkte bereits aufgeklärt ꝛc.“ 

Dann ſagt Herr Regierungsrath Hahn weiter (liest): „Ich 


bemerke, dais wir, was die Conceſſion betrifft, die Sache nicht 
leicht genommen haben; wir haben uns an maßgebender Stelle 
informiert und ich kann die Erklärung abgeben, dass, wenn wir 
mit dem Gemeinderathe einig werden und der Gemeinderath das 
Waſſer nimmt, die Conceſſion kein Hindernis bilden wird.“ 

Nun ſage ich, die Conceſſion ſchreibt vor die Führung des 
Waſſers in einen ganz genau beſtimmten Stollen; die Grundlage 
aber, welche von Herrn Regierungsrath Hahn und auch heute 
vom Herrn Baurath Lindley entwickelt wurde, iſt das Pumpen. 
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aus dem Steinfelde. Ich möchte nur fragen, ob bei Ausführung 
des letzteren Projectes eine Anderung der der Tiefquellen-Unter- 
nehmung gegebenen Concejfion erwirkt werden müſste, d. h. ob 
eine neue Conceſſion ertheilt werden muss, oder ob das im Rahmen 
der alten Conceſſion möglich iſt; darüber beſtehen juriſtiſche 
Differenzen und es iſt gewünſcht worden, da} von Seite der 
Länderbank, reſpective ihres Vertreters, des Herrn Dr. Stöger, 
diesbezüglich die Meinung abgegeben werde. 


Dr. Stöger: Ich möchte zunächſt meine heutige Stellung 
dahin präciſieren, dass ich als Rechtsconſulent der „Exploration“ 
und daher auch der Länderbank zu erſcheinen die Ehre habe, dass 
ich aber nicht legitimiert bin, als förmlicher Bevollmächtigter rechts— 
verbindliche definitive Erklärungen abzugeben. Es handelt ſich auch 
bei der Frage des Herrn Bürgermeiſters nur um eine juriſtiſche 
Anſicht. Ich erlaube mir nun zunächſt auf den letzten Abſatz des 
8 5 der Coneeſſion hinzuweiſen, in welchem bereits eine Abänderung 
der Conceſſion entweder über Anſuchen der Unternehmung oder aus 


freier Initiative der Regierung vorbehalten iſt. Ich glaube, daſs 


es ſich im vorliegenden Falle auch nicht um eine neue Conceſſion 
handeln würde, ſondern nur um eine Abänderung der beſtehenden 
Conceſſion. Es fragt ſich nun, ob dieſe Abänderung der Conceſſion 
bewilligt werden wird oder nicht. In dieſer Beziehung bin ich nicht 


und ich beziehe mich diesfalls auf die ſchon erwähnte Außerung 
des Herrn Generaldirectors Hahn und darauf, dass auch der an— 


weſende Herr Director de Crano bei der Regierung vorgeſprochen 


hat, ich glaube, zugleich mit dem Herrn Generaldirector, und daßs 


ihm dort die mündliche Zuſicherung ertheilt wurde, daſs an einer 


Abänderung der Conceſſion in der Richtung des gegenwärtig vor— 


liegenden Projectes nicht zu zweifeln jet, daßs das Wohlwollen der 


Regierung für dieſe Abänderung vorhanden ſei, und daſs dies 
insbeſondere dann mit Sicherheit vorauszuſetzen ſei, wenn beab- 
ſichtigt wird, mit der Gemeinde Wien ein Übereinkommen zu treffen, 
um den Wünſchen und Bedürfniſſen der Gemeinde nachzukommen. 

Es könnte vielleicht gefragt werden, warum dieſe Abänderung 
der Conceſſion nicht ſchon bisher angeſucht wurde? Nun, die Ant— 
wort auf dieſe Frage liegt einfach darin, dafs ja die weſentliche 
Vorausſetzung für dieſe Abänderung die Frage iſt, ob mit der 
Gemeinde Wien irgend eine Vereinbarung zuſtande kommt, ob in 
Ausſicht genommen iſt, daßs die Gemeinde Wien im Sinne des 
heute erläuterten Projectes ſich an das Unternehmen wendet oder 
nicht. Denn im bejahenden Falle würde die Abänderung des Pro— 
jectes anders ausfallen als im verneinenden Falle. Es muſste alſo 
naturgemäß, um nicht in einen fehlerhaften Zirkel zu fallen, abge— 
wartet werden, wie die Gemeinde ſich zu dieſem abgeänderten 
Projecte ſtellen wird. 

Vürgermeiſter: Ich bitte, der fragliche Abſatz lautet jo: 
Es wird gejagt, daſs ein Sammelſtollen gemacht wird und wie er 
auszuführen iſt, wird ebenfalls in der Conceſſion genau beſtimmt; 
dann heißt es (liest): „Die Unternehmung bleibt jedoch verpflichtet, 
für den Fall, als ſich auf Grund der beim Beginne oder im Laufe der 
Arbeiten gewonnenen Überzeugung gegen die vorſtehend bezeichnete 
Art und Weiſe der Herſtellung des Stollens in öffentlicher Be— 
ziehung Bedenken ergeben ſollten, über Aufforderung der Behörde 
ein anderes Project, welches indeffen keine andere Wirkungsweiſe 
in waſſerrechtlicher Beziehung als dieſer Stollen haben darf, zur 
Genehmigung vorzulegen.“ 


LLL NN. NN NN TTT Y N * 


der politiſchen Behörde vorbehalten. 


in der Lage, aus eigener Wahrnehmung eine Erklärung abzugeben der Conferenz entwickelt wurden, handelt es ſich aber gar nicht 
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Das iſt der eine Fall. Weil ſeitens der Techniker die Durch— 
führbarkeit dieſes Stollens lebhaft beſtritten wurde, hat ſich die 
Regierung vorbehalten, bei der Ausführung des Stollens ſehr 
ſorgſam zu wachen, ob nicht die öffentlichen Intereſſen dadurch 
gefährdet werden. In dem Falle, als die Behörde das finden ſollte, 
hat ſie ſich das Recht vorbehalten, ſofort die Arbeit einſtellen zu 
laſſen und ein anderes Project zu verlangen, welches aber in 
waſſerrechtlicher Beziehung nicht anders wirken darf als der Stollen, 
alſo bezüglich der Senkung des Waſſerſpiegels, der Entſchädigung 
der Waſſerrechts-Intereſſenten in Betreff der Entnahme des Waſſers 
u. ſ. w. Es heißt hier (liest): „Es behält ſich die Behörde das 
techt vor, bis zur Genehmigung des neuen Projectes die Aus 
führung des Stollens in der oben bezeichneten Art und Weiſe 
einzuſtellen. Andererſeits wird es auch der Unternehmung freiſtehen, 
wenn ſie auf Grund der gemachten Erfahrungen oder aus ſonſt 
einem Grunde eine Anderung der Ausführungsart des Stollens 
beabſichtigen ſollte, vorher die Bewilligung der politiſchen Behörde 
hiezu einzuholen.“ 

Den Stollen muss aber die Unternehmung ausführen. Nur, 
wo die Ausführung des Stollens anders geſchehen ſoll, als dies 
im Projecte, welches conceſſioniert ift, gedacht, iſt die Bewilligung 
Nach den Ideen, welche in 


mehr um den Bau eines Stollens, alſo nicht um eine Anderung 


in der Art der Ausführung des Stollens, ſondern um die Anlage 


eines Pumpwerkes, daher um etwas anderes, als was in der 
Conceſſion enthalten iſt. Es ſteht alſo die Frage jo, ob für die 
Ausführung eines Pumpwerkes, welches nicht conceſſioniert iſt, um 
eine neue Conceſſion angeſucht werden muſs, oder ob das im 
Rahmen der alten Conceſſion bewilligt werden kann. 


Dr. Stöger: Ob das gegenwärtige Project und deſſen Aus— 
führung etwas anders und etwas weſentlich anders iſt, als der 
Stollen, iſt wohl nur eine techniſche Frage, deren Beantwortung 
ich anderen überlaſſen muſs. Nach dem, was heute unſer Herr 
Sachverſtändiger, der Herr Baudirector Lindley bemerkt hat, 
wird der Stollen ausgeführt. Er hat uns das noch demonſtriert, 
nur wird der Stollen (mit einer Handbewegung demonſtrierend) 
nicht ſo gebaut, ſondern ſo, und wird im Stollen zur Hebung 
eine Vorrichtung angebracht. Was das öffentliche Intereſſe und 
die waſſerrechtlichen Rückſichten betrifft, ſo glaube ich, daſs das 
gegenwärtige Project denſelben weit mehr Rechnung trägt, als das 
urſprüngliche alte Project. Es werden, ſoviel ich auch aus den. 
früheren Mittheilungen des Herrn Baudirectors entnommen habe, 
die Intereſſen der Anrainer, der Waſſerwerksbeſitzer u. ſ. w. bei 
der gegenwärtigen Ausführung mehr berückſichtigt, als wenn der 
Stollen in der urſprünglichen Weiſe ausgeführt wird, wo er weit 
mehr Bedenken aus öffentlichen Rückſichten und Rückſichten des 
allgemeinen Wohles gegen ſich gehabt hätte. Alſo ich glaube, 
wenn allſeitig guter Wille vorhanden iſt, ſo wird das Bedenken, 
dafs eine neue Conceſſion ertheilt und neue waſſerrechtliche Ver— 
handlungen geführt werden müßten, zerſtreut. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, eine Bemerkung 
machen zu dürfen Unſer Herr Baudirector wird ſich daran erinnern, 
daſs bei der Verhandlung in erſter Inſtanz der Staatstechniker 
ein Gutachten abgegeben hat, welches dahin ging: das Pumpen 
wäre ganz und gar unzuläſſig, eine Waſſerentnahme durch den 
Stollen in dieſer Weiſe hingegen würde er als ausführungsmöglich 
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erkennen und eine Einſprache dagegen nicht erheben. Iſt das 
richtig? 
Baudirector Berger: Es iſt richtig und durch ein Verlangen 


der Intereſſenten entſtanden, welche erklärt haben, durch Schöpfen 


ſollen Verſuche gemacht werden. Der Staatstechniker hat ſich dagegen 
gewehrt und geſagt, das beweiſe nichts und hat das abgelehnt. Es 
kommt in einem Recurſe vor. 

Vaurath Tindley: Zunächſt erlaube ich mir zu bemerken, 


daſs ich nur wenig zu ergänzen habe zu dem, was der Herr Dr. 


Stöger geſagt hat. In Bezug auf die Schöpfweiſe bemerke ich, 
daſs das Pumpwerk nichts an der Faſſung ändert; es ändert nur 


die Art der Ableitung. Für die Faſſung, für die Entnahme 
quantitativ und in der Art der Einwirkung iſt die Frage, ob das 


Waſſer an der beſtimmten Stelle durch einen Canal mit Gefälle 


abgeleitet oder daſelbſt geſchöpft wird, von wenig Belang und 
Jahren vergehen, bis die Abänderung der Coneeſſion in Betreff 


umſoweniger von einer ungünſtigen Einwirkung, als man gerade 


bei einem Pumpwerke die Möglichkeit hat, ſehr genau zu controlieren, 


daſs nicht mehr als die vorgeſchriebene Waſſermenge entnommen 
wird; die Pumpen machen nur ſo viel Umdrehungen, können 
controliert werden und find eigentlich die beſten Waſſermeſſer. 
Was die andere Frage anbelangt, bin ich in der Lage, einige 
Auskünfte zu ertheilen. Es iſt gefragt worden, ob man ſich nicht 


entſinne, daſs der Staatstechniker ſich geäußert habe, dass das 
Pumpen unzuläſſig ſei. Ich glaube, es iſt das in einer etwas 
anderen Weiſe aufzufaſſen. Es iſt von den Werksbeſitzern verlangt 


worden, man ſolle den Conceſſionären auftragen, durch Schöpf— 


verſuche die Einwirkung der Ableitung klar zu machen. Der Staats- 
techniker hat, ſoweit mir bekannt iſt, hierauf erklärt, daſs das feinen | 
zuverläſſigen Anhaltspunkt geben würde und eigentlich nicht maß⸗ 


gebend ſei. Dagegen ſcheint mir nicht — wenigſtens ich wüſste 
nicht, wie man das begründen würde —, dals ein Schöpfen, wie 
es hier projectiert iſt, ungünſtiger wirken ſolle, als eine andere 
Art der Beſchaffung. Die Frage bezieht ſich auf Abſenkung und 
Quantität. Iſt die Abſenkung und die entnommene Quantität 
gleich, ſo iſt auch die Wirkung gleich. 

Gem.-Nath Dr. Nechansly: Ich glaube, daſs nach den 
heute ſeitens des Herrn Baurathes Lindley und des Herrn Dr. 
Stöger, ſowie nach den bei der letzten Verhandlung ſeitens des 
Herrn Regierungsrathes Hahn gemachten Ausführungen das eine 
klar iſt, daſs von dem Baue des Stollens abgegangen werden ſoll. 
Nun iſt anderſeits nach dem Inhalte unſeres Waſſerrechtsgeſetzes 
ebenſo außer Frage, dass eine ſolche Abänderung der Anlage jeden— 
falls von der politiſchen Behörde erſt bewilligt werden mufs. 

Ich glaube nicht, daſs die Unternehmung ſelbſt dabei Luft 
haben könnte, es auf das abgekürzte Verfahren ankommen zu laſſen, 
ſondern es müsste das Edictalverfahren eingeleitet werden. Allerdings 
iſt richtig, dals es ſich bei dieſem Verfahren nur um wenige Punkte 
handeln wird, da die Mehrzahl der Fragen, welche im waſſerrecht— 
lichen Verfahren zu entſcheiden find, bereits in der Conceſſion 
entſchieden iſt, dafs es ſich alſo nicht um eine neue Conceſſion 
in toto handeln wird, ſondern um Abänderung der Conceſſion in 
dieſem Punkte, dass es ſich nicht darum handeln wird: wie viel 
Waſſer könnt Ihr aus dem Steinfelde entnehmen, zu welchem 
Zwecke braucht die Gemeinde x und y das Waſſer, ſondern daſs 
es ſich nur darum handeln wird: kann die Anlage durchgeführt 
werden, und in welcher Weiſe ſind die Waſſerrechts-Intereſſenten 
bei der Durchführung der Anlage berührt. Meine Überzeugung iſt 
die, dafs infolge dieſer Abänderung ein neues Edictalverfahren über 
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dieſen Punkt eingeleitet werden mufs. Ich glaube wohl, dais das 
Ergebnis dieſes Verfahrens ein für die Unternehmung günſtiges 
fein werde und daſs nach dem Inhalte der Conteſſion uud nach 
dem Inhalte der bisherigen Entſcheidungen dieſe Abänderung be— 
willigt werden wird. Aber meines Erachtens iſt für die Commune 
nicht nur die Frage von Wichtigkeit, ob das bewilligt werden 
wird, ſondern wann das bewilligt werden wird. Bisher hat der 
Antrag der Unternehmung für die Commune den beſonderen Wert 
gehabt, das eine rechtskräftige Conceſſion vorgelegen iſt, welche 
nur hätte ausgeführt zu werden brauchen, in abſehbarer Zeit, viel— 
leicht in einer Bauperiode. Man hätte ſagen können: Nach dieſer 
Zeit wirſt du ſo und ſo viel Waſſer zur Waſſerverſorgung Wiens 
zur Verfügung haben. Dieſer Geſichtspunkt entfällt aber, ſobald 
neue waſſerrechtliche Verhandlungen eingeleitet werden, denn dann 
wird nach meiner Überzeugung ein Zeitraum von zwei bis drei 


dieſes Punktes in Rechtskraft erwachſen ſein wird; vielleicht auch 
nicht; vielleicht gelingt es der Unternehmung, die Waſſerrechts— 
Intereſſenten, welche ſich bisher gewehrt haben, zu beruhigen, dann 
kann die Sache in einem Monate klargeſtellt werden. Ich wieder— 
hole aber, vom Standpunkte der Commune iſt die Frage von 
Wichtigkeit, wann kann das Waſſer aus den Tiefquellen zur Ver— 
ſorgung der Stadt Wien ſeitens der Unternehmung zur Verfügung 
geſtellt werden? Ich glaube daher, dafs es nach dem gegenwärtigen 
Stande der Dinge eigentlich von Seite der Unternehmung beſſer 
wäre, wenn ſie verſuchen würde, dieſe Frage klarzuſtellen, wenn 
ſie ſelbſt verſuchen würde, dieſe Abänderung der Conceſſion zu 
erlangen und dann an die Commune herantreten würde, denn 
dann hätte man den entſcheidenden Zuſtand gegeben, dass die 
Unternehmung in einer von ihr genau bezeichenbaren Zeit eine 
gewiſſe Waſſermenge zum Zwecke der Waſſerverſorgung der Stadt 
Wien zur Verfügung ſtellen kann. 

Ein zweiter Punkt, der meines Erachtens die vollſte Auf— 
klärung braucht, und welcher bisher nicht aufgeklärt wurde, iſt der, 
wie ſich die Unternehmung jetzt gegenüber dem vorliegenden An— 
trage, welcher im Juni 1891 geſtellt wurde, eigentlich verhält. 
Damals iſt der Antrag im weſentlichen darauf hinausgegangen, 
daſs die Unternehmung verlangt hat die Anerkennung der von den 
ehemaligen Vorortegemeinden abgegebenen Erklärungen. 

Dieſe Erklärungen haben, ſoviel ich weiß, darin beſtanden, 
daſs gewiſſe Propoſitionen unter gewiſſen Vorausſetzungen ange— 
nommen worden ſind. Von der Unternehmung ſind den einzelnen 
Gemeinden Propoſitionen vorgelegt worden, und die Gemeinden 
haben ſich bereit erklärt, falls die Conceſſion rechtskräftig geworden 
iſt, mit der Tiefquellenunternehmung Verträge zu ſchließen. Es 
hat damals die Unternehmung von der jetzigen Großcommune Wien 
verlangt, daßs fie in dieſe Erklärungen der ehemaligen Vororte— 
gemeinden eintrete. Steht das noch oder nicht? 

Zweitens hat damals die Unternehmung den Antrag gemacht, 
daſs das Pumpen aus der Schwarza aufgegeben werde, und dafs 
zur Zeit als die Hochquellenleitung nicht ausreicht, zur Waſſer— 
verſorgung Wiens — und da iſt wohl gemeint zur Waſſerverſorgung 
des alten Gemeindegebietes von Wien — ſtatt Schwarzawaſſer 
Tiefquellenwaſſer genommen werde. Es iſt alſo gedacht worden, 
in Bezug auf die Vororte eine beſondere Verſorgung derſelben mit 
Tiefquellenwaſſer auf Grund der Erklärungen wie ſie von den Vor— 
orten ſeinerzeit abgegeben wurden und für das alte Gebiet von 
Wien eine Verſorgung mit Tiefquellenwaſſer dann, wenn Schwarza— 
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waſſer gepumpt werden müßste. Steht das oder nicht? Meines 
Erachtens könnte das jetzt nicht mehr ſtehen, denn bisher iſt nicht 
verlangt worden, daſs die Commune in die Erklärungen der ehe⸗ 
maligen Vorortegemeinden eintrete, und es iſt im allgemeinen der 
Antrag gemacht worden, dass 20.000 bis 30.000 m? in den 
Hochquellen⸗Aquäduct eingeleitet werden ſollen. Nun iſt ſchon von 
Seite des Herrn Baudirectors darauf aufmerkſam gemacht worden, 
dafs dieſe Möglichkeit — ſoferne es ſich um das ganze Jahr 
handelt — daran ſcheitert, daſs während eines großen Theiles des 
Jahres aus den Hochquellen ſelbſt jo viel Waſſer durch den Aquäduct 
fließt, daſs er voll iſt. Es könnte ſich alſo dann die Ergänzung 
des Aquäductes aus dem Tiefquellengebiete nur auf die Zeit 
beziehen, in welcher aus den Hochquellen nicht ſo viel Waſſer fließt, 
dafs der Aquäduct voll iſt. Ich würde daher bitten, daſs erſtens 
auf die Frage eine Antwort gegeben werde, wie die Unternehmung 
ſich jetzt eigentlich gegenüber dem Antrage vom Juni 1891 ver- 
halte; und zweitens auf die Frage, ob das Ergänzungsquantum 
von 20.000 bis 30.000 ms nur dann eventuell von der Commune 
Wien abgenommen werden könnte, wenn der Aquäduct aus dem 
Hochquellengebiete nicht voll iſt. 

Nürgermeiſter: Ich glaube, dafs dieſe Fragen vollſtändig 
erledigt ſind, und zwar durch die Zuſchriften der Länderbank, durch 
das, was wir hier gehört haben, und durch das, was Herr Re⸗ 
gierungsrath Hahn neulich ausdrücklich geſagt hat. 

Gem.-Nath Dr. Nechansliy: Vielleicht im Wege der Con⸗ 


eluſion, das gebe ich zu. Bisher iſt aber nichts darüber gejagt 
worden, dafs die Anträge vom Juni 1891 modificiert oder zurück- 


gezogen werden. 
Bürgermeiſter: Es iſt ausdrücklich gejagt worden. Gewiſſe 
Dinge, die nur wir zu beurtheilen haben, ſind heute nicht Gegen— 


ſtand der Verhandlung. Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter 


ſagte neulich zum Herrn Regierungsrath Hahn (liest): „Sie 
gehen von der Anſicht aus, dajs Sie der Gemeinde 30.000 m’? 


zur Verfügung ſtellen. Wenn die Gemeinde die Hochquellenleitung 


vervollſtändigt und ſich 34.000 m? aus dem Hochquellengebiete 
verſchafft, braucht ſie das in Ausſicht genommene Quantum nicht 
mehr. Denken Sie nun bei Ihrem Offerte daran, dass die Gemeinde 


ſich für immer binden ſoll, 30.000 m? zu nehmen, fo daſs 


sie hiedurch gehindert wäre, die Hochquellenleitung zu ergänzen, 
oder wollen Sie nur ſo lange das Quantum liefern, bis die Ge— 


meinde ſich das Quantum von 34.000 m? ſelbſt beſchafft hat?“ | 
| kommen mit der Gemeinde zuftande, jo wird dieſe Frage ſtill— 


ſchweigend oder ausdrücklich damit erledigt. Was die andere Frage 


Hierauf erwiderte Herr Regierungsrath Hahn: „Nein, wir 
rechnen darauf, dauernd zu liefern.“ 


Baudirector Berger: Herr Gem.⸗Rath Dr. Nechausky 


geht von dem Geſichtspunkte aus, daſs es ſich in dem Offerte 
vom Jahre 1891 um die Verſorgung von Altwien und den Vor⸗ 
orten gehandelt hat, und daßs das hier getrennt aufzufaſſen iſt. 
Ich mache darauf aufmerkſam, dass das Vereinigungsgeſetz vom 
Jahre 1890 datiert, daſs im Momente der Einbringung dieſes 
Offertes Groß⸗Wien alſo bereits beſtand und keine Vororte mehr 
exiſtiert haben. 

Nürgermeiſter: Ich glaube, damit iſt eine ſehr präciſe 
Antwort auf das gegeben, was Herrr Dr. Nechansky zu wiſſen 
wüuſchte. 


Gem.⸗Aath Dr. Nehansky: Das iſt eine jubjective Auf⸗ 
faſſung. Ich finde dieſe Erklärung nicht präeiſe. Ich habe über⸗ 


haupt gefunden, dass letztesmal Herr Regierungsrath Hahn 
auf die entſcheidenden Fragen keine präciſe Antwort gegeben hat, 
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und dafs feine Bemerkungen eigentlich immer darauf hinaus⸗ 
gegangen ſind: „Ich bitte, meinen techniſchen und meinen juriſti⸗ 
ſchen Beirath zu vernehmen. Darüber kann ich eigentlich nichts 
ſagen.“ Ich glaube, die Frage iſt doch von Bedeutung. Die ganze 
Conferenz iſt ja auf Grund der Eingabe vom Juni 1891 ein⸗ 
berufen worden, und in Ergänzung dieſer Eingabe ſind vom 
Gemeinderathe gewiſſe Fragen formuliert worden, über welche 
eine Aufklärung von Seite der Unternehmung zu geben iſt. Ich 
würde es für zweckmäßig halten, dafs dieſe Fragen, die in dem 
Beſchluſſe des Gemeinderathes enthalten find, auch präciſe beaut— 
wortet werden. 

Nürgermeiſter: Es iſt neulich beſchloſſen worden, die ge— 
ehrten Herren techniſchen und juriſtiſchen Sachverſtändigen einzu⸗ 
laden und zu vernehmen. Ich glaube, es geht nicht an, auf etwas 
zurückzugreifen, was abgethan iſt. Die Erklärung des Herrn 
Regierungsrathes Hahn: „Nein, wir rechnen darauf, dauernd zu 
liefern“ iſt, glaube ich, für jedermann ziemlich klar. Wünſcht einer 
der Herren Vertreter der Bankinſtitute darauf zu antworten, ſo 
habe ich nichts dagegen; aber ich denke, die Sache iſt hinreichend 
klar. Das iſt eine finanzielle Frage; ich kann auch vollſtändig 
begreifen, daſs man nicht 30.000 m? nur für die Zeit liefern 
wird, wo die Gemeinde ſie braucht. Die finanzielle Ausführung des 
Werkes erfordert eine Grundlage für eine Amortiſation, und ein 
gewiſſes Erträgnis. Es iſt doch begreiflich, dafs die Bank ſagt: 
„Natürlich müjst Ihr das immer nehmen. Und das hat Herr 
Regierungsrath Hahn neulich beſtimmt geſagt. 

Gem.-Nath Dr. Nehansky: Ich möchte mir nur die Be— 
merkung erlauben, dass die Ausführungen des Herrn Baurathes 
Lindley mit dieſen Erklärungen des Herrn Regierungsrathes 
Hahn in einem gewiſſen Widerſpruche ſtehen. Ich möchte daher 
darüber eine Auftlärung haben und füge hinzu, daßs es vielleicht 
nur für mich ſubjectiv wichtig iſt; die anderen Herren werden 
ſich vielleicht ihre Meinung gebildet haben. Ich möchte mir alſo 
dennoch die Bitte erlauben, dafs auf dieſe Frage eine präciſe Antwort 
gegeben werde, weil es wenigſtens für mich davon abhängen wird, 
welche Meinung ich mir darüber bilden werde. 


Dr. Stöger: Ich werde, um den Intentionen des Herrn 
Bürgermeiſters zu folgen, nur wenige Worte bemerken. Ich glaube, 
daſs die Frage, ob das Conſortium an den Verträgen mit den 
Vororten feſthält, heute gegenſtandslos iſt. Kommt ein Überein⸗ 


betrifft, jo iſt es ſelbſtverſtändlich, daßs die Unternehmung, wie 
Herr Regierungsvertreter Hahn bemerkt hat, dauernd zu liefern 
beabſichtigt. 

Es kommt daher nur die Frage des Herrn Dr. Nechausky 
zur Beantwortung, welches Quantum abgenommen und bezahlt 
werden ſoll, und für welche Zeit. In dieſer Richtung ſind ver— 
schiedene Modalitäten möglich. Man kann ein Pauſchalquantum 
oder ein Quantum für mehrere Monate bedingen, oder man kann 
ſagen: Sobald der Waſſerſpiegel unter einen beſtimmten Punkt ſinkt, 
tritt die Tiefquellenleitung in Action, und für die Zeit, während 
deren ſie in Action iſt, erhält ſie eine Entlohnung. Aber heute iſt 
es unmöglich, dieſe Frage zu präciſieren, die techniſch und finanziell 
im beiderſeitigen Intereſſe der genaueſten Präciſierung bedarf. Ich 
weiß nicht, ob Herr Baurath Lind ley dem noch etwas hinzu⸗ 
zufügen wünſcht. 
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Vaurath Lindley: Ein Vertrag iſt die Einigung zwiſchen 
Angebot und Annahme; es iſt deshalb Gegenſtand der Verhand— 
lung, zu beſtimmen, wann die Ergänzung ſtattfinden würde. Ich 
habe mir erlaubt, ein kleines Diagramm über die in Betracht 
kommenden Zahlen, ſoweit ich dieſelben kenne, aufzustellen. (Redner 
erklärt das Diagramm.) Ich denke mir die Sache ſo, daſs man 
z. B. ſagt: Wir ſind im Auguſt, wo die Hochquellen nachlaſſen; 
in dem Augenblick, wo ein gewiſſer Punkt des Quellenabfluſſes 


erreicht iſt, wird zugeſchoſſen und zwar allmälig zunehmend bis 
zu einem Quantum von 30.000 ms. Dieſer Zuſchuſs wird weiter 


geleiſtet bis zur Schneeſchmelzung. Steigt der Zufluſs aus den 


Hochquellen und erreicht jenen Punkt wieder, jo hört der Zuſchuſs 


auf. Dieſer Punkt kann mit Rückſicht auf die Leiſtungsfähigkeit des 


Aquäductes beſtimmt werden. Für Wien haben die Maxima der 


Quellen keinen Wert, das iſt Überſchuſs. Wenn alſo geſagt wird: 
wir wollen neue Quellen erwerben, die im Maximum 36.000 m 


liefern ſollen — fo jagt man ſich ganz einfach: Unſer Aquäduct 


kann 138.000 m? liefern, wir wollen für 36.000 m? neue Hoch— 
quellen Platz darin behalten, darum können wir 103.000 m? als 
den Punkt annehmen, wo angefangen wird, aus den Tiefquellen 
zu ergänzen. Von dieſem Punkte an nimmt die Ergänzung in 
Form eines Dreieckes im Diagramm fortdauernd bis zu 30.600 m’ 
zu und dann ſinkt die Curve der mit Tiefquelle ergänzten Hoch— 
quelle parallel der Hochquellenergiebigkeit. Für die neu zuzuführen— 
den 36.000 m? Hochquelle bleibt daher immer Platz; was darüber 
geht, iſt Überſchuſswaſſer. Die Curve, welche den Waſſerzufluſs 
der Stadt darſtellt, wird dann, nicht wie jetzt, in der Zeit der 
Minima immer ſpitzer und dünner, ſondern ſie wird nicht nur 
durch die Ergänzung namhaft erhöht, ſondern vermehrt die Mög— 
lichkeit durch weitere Verſtärkung der Ergänzung die Abnahme des 
Zufluſſes zu vermindern, jo daſs der Zuflujs in einer beinahe 
geraden oder nur ſchwach gewellten Linie ſtattfindet. Als Rath— 
geber der Länderbank ſtehe ich auf dem Standpunkte, dafs die 
Geſellſchaft, wenn ſie zu einem Abkommen gelangen will, nicht an— 
bieten darf, was man nicht nehmen kann: ſie darf nicht Waſſer 
anbieten, wenn ein Überſchuſs vorhanden iſt. Nothwendig iſt eine 
wirklich gute Ergänzungswaſſerleitung; hat fie es in 
ihrer Kraft, dieſe der Stadt zu bieten, ſo ſoll ſie einen Vertrag 
auf dieſer Baſis machen. Wenn nicht, fo hat die Verhandlung 
keinen Wert. 

Als techniſcher Rathgeber der Bankinſtitute möchte ich daher 
empfehlen, den Augenblick, von dem an die Ergänzung einzu— 
treten hat, mit Bezug auf die Ergiebigkeit der gegenwärtigen 
Hochquellen zu fixieren. Das iſt, glaube ich, ein Gegenſtand der 
Verhandlung und darum möchte ich, das die Erklärung des Herrn 
Regierungsrathes Hahn aus der letzten Sitzung, wo es ſich nur 
um Pourparlers handelte, nicht als eine unabänderliche feſtgenagelt 
werde, jo dass es hieße: Wir liefern 30.000 m? durch 365 Tage, 
ſondern dass dieſelbe unter Zugrundelegung der Außerungen, die 
ich eben gethan, modificiert werde. Das Diagramm füge ich zur 
Klarlegung dieſes meines Standpunktes den Acten bei. 


Baudireckor Berger: Ich möchte nur zu dem Diagramme 
bemerken, dafs ich die Sache umkehren werde. Ich werde zuerſt 
das erhöhte Quantum der Hochquellen geben und erſt dann kommt 
das Ergänzungsquantum. Doch wird dies ſpäter zur Sprache kommen. 


Bürgermeiſter: Zu dem juriſtiſchen Theile hat der Herr 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Rich ter das Wort. 
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Vice Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich möchte Herrn Dr. 
Stöger bitten, folgenden Umſtand in Erwägung zu ziehen. Es 
iſt von den Amtstechnikern bei den Verhandlungen ein Gutachten 
anläfslich eines Incidenzfalles dahin abgegeben worden, dass eine 


Anlage mit Schöpfwerken eine andere Wirkung in privatrechtlicher 


Beziehung als ein Stollen haben werde. Dieſes Gutachten iſt in 
einer Entſcheidung der Statthalterei citiert, und zwar in folgender 
Weiſe (liest): „Weil durch die künſtliche Waſſerentuahme mittelſt 
Brunnen andere Verhältniſſe im Grundwaſſer geſchaffen werden, 
als diejenigen ſind, welche durch die Wirkung des Sammelſtollens 
entſtehen . . .“ 

Dann möchte ich noch auf eine Entſcheidung des Verwaltungs— 
gerichtshofes vom October 1889 aufmerkſam machen. Dort wird 
geſagt, dafs die Anfechtung des § 5 nicht gerechtfertigt ſei. „Denn,“ 
heißt es dort, „der Vorbehalt für eventuelle Anderungen des Pro— 
jectes“ — welche Anderungen überdies, wie die Entſcheidung aus— 
drücklich feſtſetzt, keine andere Wirkungsweise in privatrechtlicher 
Beziehung als die gewöhnlichen Projecte haben dürfen — „kann 


das Recht der Beſchwerdeführer nicht verletzen, zumal die Ein⸗ 


holung der Bewilligung für die geänderten Projecte im § 5 gleich⸗ 


falls vorbehalten wird.“ Nun möchte ich mir an Herrn Dr. 
Stöger die Frage erlauben, ob ſeine Anſchauung dahin geht, 


daſs das Miniſterium in erſter Linie eine ſolche Bewilligung geben 
fann, oder ob dies im Inſtanzenzüge durchzuführen und daher die 
Bewilligung bei der erſten Inſtanz anzuſuchen wäre. 

Eine andere Frage gründet ſich auf den § 19 der Conceſſion. 
Dortſelbſt wird gewiſſen Gemeinden nach Maßgabe ihres Bedarfes 
das Waſſerbezugsrecht vorbehalten. Wenn nun die Gemeinde Wien 


wirklich zu einem Abkommen mit der Unternehmung gelangen 


| 


würde, und daun eine der Gemeinden, z. B. die Stadt Baden 
ſagen würde: auf Grund des § 19 verlange ich, daſs wir jenes 


Quantum, welches in der Conceſſion für mich in Ausſicht genom— 


men iſt, nämlich 10.000 m? täglich geliefert werde — was würde 
dann geſchehen? 

Dr. Stöger: Was die erſte Frage betrifft, ſo glaube ich, 
daſs Anderungen zum Schlimmeren in waſſerrechtlicher Beziehung 
durch das neue Project nicht eintreten werden. Ob die Anderung 
des Projectes, alſo die Abänderung der Concejjion bei der politi— 
ſchen Behörde erſter Inſtanz zunächſt einzureihen wäre, oder gleich 
direct beim Miniſterium? Dieſe Frage kann ich nicht ſofort be— 
antworten, weil ich mich darüber noch nicht orientiert, ja auch 
keinen Anlaſs dabei gehabt habe. Ich glaube aber, dass in dem 
8 5 für die Regierung eine ſolche Machtvollkommenheit vorgeſehen 
iſt, fo daſs die Regierung im Stande wäre, gleich, ohne den 
Inſtanzengang, das Project zu genehmigen. 

Alſo, ich kann mich, was ich wiederholt erkläre, in dieſer Be— 
ziehung nur reſerviert ausſprechen. 

Was nun die Waſſerabnahme durch die einzelnen Gemeinden 
betrifft, ſo könnte dieſe erſt in Frage kommen, wenn die Leitung 
welche nach Wien in Ausſicht genommen iſt, ausgeführt wird; ich 
kann mich daher auch darüber nur reſerviert ausſprechen. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich möchte demgegenüber nur 
bemerken, daſs meines Erachtens, was die Frage anbelangt, ob 
eine Anderung der Concejfion bei der erſten Inſtanz anzuſuchen 
und von derſelben zu genehmigen iſt, dies nicht von der Meinung 
der Behörde, ſondern wohl nur von dem Geſetze abhängig iſt. 

Da erlaube ich mir, aufmerkſam zu machen, dajs es in 8 78 
des Waſſerrechtsgeſetzes ausdrücklich heißt, dajs in dem Geſuche um 
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die Verleihung der Waſſerrechtsbewilligung die Art und Weiſe der 
Ausführung auf Grundlage des Entwurfsplanes darzuſtellen iſt 

Die Art und Weiſe der Ausführung des Projectes wird hier In finanzieller Richtung wünſcht noch das Wort der Herr 
geändert und ich glaube, das es zweifellos iſt, das auf Grund | Baudirector. 


| ſagen, wenn das Miniſterium das Recht hat, das zu thun, wird 
des Geſetzes neuerlich um Einleitung des waſſerrechtlichen Ver— Baudireckor Berger: Ich ſetze nicht voraus, dafs dieſe 


kein Waſſerintereſſent mehr gefragt. 


fahrens, ſelbſtverſtändlich bei der erſten Inſtanz, anzuſuchen ſein Frage ſofort beantwortet werden kann, aber es mußs uns inter— 
wird. Sind Herr Collega (zu Dr. Stöger gewendet) nicht der- | effieren, wie ſich ungefähr der Preis ſtellen wird bei der in Aus— 
ſelben Anſchauung? ſicht genommenen Lieferung. Früher war bekanntlich ein 25per— 
Dr. Stöger: Ich habe meine Meinung ſchon ausgeſprochen. centiger Abſchlag von dem Preiſe, um welchen in Wien das 
Nürgermeiſter: Ich bin auch der Anſchauung des Herrn Waſſer verkauft wird, zugeſtanden. Ob da die Rohrleitung dabei 
Dr. Vogler; die Coneeſſion iſt in dieſer Richtung mit dem iſt, war nicht aus dem Offerte zu erſehen. Das war auch der 
Waſſerrechtsgeſetze auch vollkommen übereinſtimmend, weil es aus- Gegenſtand der Differenz in der Waſſer „Debatte. 
drücklich heißt, in vorhinein iſt die Bewilligung der politiſchen Heute iſt jedoch die Sache klar. Es findet die Einleitung bei 
Behörde einzuholen. Fiſchau ſtatt — alſo keine Zuleitung und kein Rohrnetz — und 
Unter „politiſcher Behörde“ wird aber niemals das Mini- damit drängt ſich die Frage auf, wie die Preiſe ſich ſtellen werden 
ſterium gemeint, ſondern die Behörde, welche in ſolchen Angelegen- | bei Einlieferung dieſer 30.000 ms loco Fiſchau, und zwar ſowohl 
heiten competent iſt, und das iſt die erſte Inſtanz. Natürlich muſs für den Fall als das Waſſer ganzjährig entnommen wird, als für 
die erſte Juſtanz vorgehen auf Grund des Waſſerrechtsgeſetzes, wie den Fall, wenn dasſelbe nur als Ergänzungswaſſer, nach Maßgabe 
Herr Dr. Nechansky bereits ausgeführt hat; es mufs das des Bedarfes, genommen werden ſollte? 


Edictalverfahren eingeleitet und der ganze Inſtanzenzug durch— Nürgermeiſter: Herr Director Hahn hat neulich diesfalls 
geführt werden, bis zum Schluſſe der Verwaltungsgerichtshof erklärt, er ſtehe auf dem Standpunkte des Anbotes. Herr Vice— 


kommt. | Bürgermeiſter Dr. Richter wünſcht in juriſtiſcher Hinſicht 
Hier iſt nichts mehr zu bemerken. das Wort. 
Gem. Rath Müller: Herr Dr. Stöger hat auch erklärt, Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es kann nicht jeder 


dass er nicht weiß, ob das Waſſerrechtsverfahren eingeleitet werden auſuchen um eine Coneeſſion zu einer Waſſerleitung, ſondern nach 
mufs. Es wundert mich nur — das Gutachten des Herrn Bau- 18 des Reichsgeſetzes können es nur Gemeinden, welche einen 
rathes Lindley datiert vom Februar vorigen Jahres — dafs Waſſerbedarf haben. Es müſste alſo, wenn die Unternehmung jetz. 
die Unternehmung, welche gewusst hat, daßs fie eine neue Con- um eine neue Conceffion anſucht, meiner Anſicht nach, dieſelbe 
eeſſion erwerben mufs, das bis heute nicht gethau hat. unausweichlich als Vollmachtträgerin der Gemeinde Wien auftreten 

Nürgermeiſter: Aus all den Verhandlungen ergibt ſich, das und ſagen, daſs fie für den Waſſerbedarf der Gemeinde Wien 
die Gemeinde Wien einſpringen mufs, ſonſt iſt das Wohlwollen ſorgen will, d. h. es müfste ein Abkommen mit der Gemeinde 
des Ackerbauminiſteriums nicht vorhanden. Das iſt klar. Wien vorher geſchloſſen werden. | 

Gem. Rath Wünſch: Ich will den Fall vorausſetzen, dass Nun erlaube ich mir die Frage, ob Herr Dr. Stöger ſich 
es wirklich gelingt, die Abänderung der Conceſſion beim Mini- über dieſen Punkt äußern möchte. 
ſterium direct zu erreichen — was hier zwiſchen den Herren noch 
als Controverſe obſchwebt — und möchte fragen, ob dann die 
bereits beſtehende unanfechtbare Conceſſion mit den Abänderungen, 
welche vom Miniſterium bewilligt wurden, weiter eine unanfecht— 
bare Conceſſion bleibt und ob dann die Einvernahme der Vaſſer— 
intereſſenten überflüſſig iſt, reſpective ob die Waſſerinkereſſenten 
dann noch das Recht haben, wegen der Abänderungen beim 
Miniſterium ſelbſt Einſprache zu erheben, eventuell weitere Rechte 
geltend zu machen. 

Bürgermeiſter: Das wäre pure Gewalt. Das Geſetz ſchreibt 
vor, daſs das Project die Grundlage der Ertheilung jeder Con— 
ceſſion iſt, und in der Conceſſion ſelbſt iſt auf die politiſche Behörde 
hingewieſen. Wie iſt nur zu denken, dafs in einem Rechtsſtaate 


Dr. Stöger: Ich habe keinen Auftrag, hierüber mich zu 
erklären und bin auch nicht genügend informiert; im allgemeinen 
glaube ich aber, dafs dies keine Schwierigkeit hätte, denn wenn 
die Gemeinde Wien beſchließt, das Offert anzunehmen, ſo braucht 
bei dem neuerlichen Anſuchen dieſelbe das Geſuch nur mitzufertigen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Herr Dr. Stöger 
halten es alſo nothwendig, dass früher mit der Gemeinde Wien 
ein Abkommen getroffen wird? 

Dr. Stöger: Darüber habe ich mich nicht ausgeſprochen, ich 
habe nur gejagt, daſs ich glaube, dass es nicht ſchwierig wäre, 
dieſe Formalität zu erfüllen. Wir haben übrigens die Conceſſion 
für die Vororte. 


das Minifterium mit Umgehung des Geſetzes eine ſolche Ent-“ Vürgermeiſter: Es ergibt ſich aus all dem, daſs die Tief— 
ſcheidung fällt! Das halte ich für ausgeſchloſſen. | quellen⸗ „ nichts machen kann, wenn ſie nicht unſere 

Auch iſt in der Conceſſton das klar und deutlich ausgeſprochen; Zuſtimmung ſowohl in techniſcher als juriſtiſcher Richtung beſitzt. 
es heißt daſelbſt, wenn das Miniſterium darauf dringt, bei dem Gem.-Nath Dr. Nechansky: Ich halte dieſe Frage für 


Baue des Stollens den Bau einzuftellen und ein anderes Project. nebenſächlich und nicht von dieſer Bedeutung, und möchte nur 
vorzulegen, müsste bei der politiſchen Behörde von Anfang ange- conſtatieren, daſs ich dieſer Auſchauung nicht bin. Ich bin der 
fangen werden. Auch da iſt nicht in der Conceſſion geſagt, dajs | Anichanung, dass die Zuſtimmung der Gemeinde hier eigentlich 
die Regierung das gleich macht. nicht nothwendig wäre, nachdem eine Coneeſſion bereits vorliegt, 

Was Collega Wünſch ſich hier zuſammenſtellt, it praktiſch daher die Frage, für wen das Waſſer beſtimmt iſt, bereits rechts— 
und rechtlich unmöglich. Wenn das möglich wäre, müſste man kräftig entſchieden iſt. | 
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Dieſe Frage könnte nicht mehr Gegenſtand einer waſſerrecht— 
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ſondern vertragsmäßige Verpflichtungen der Gemeinden, in welche 


lichen Verhandlung fein, weil es ſich nur um die Abänderung der die Gemeinde Wien eintreten müsste, fo wäre es überhaupt ganz 


Conceſſion handelt. 


Conceſſion nicht daran gebunden, dafs die betreffenden Unternehmer 
als Mandatare der Gemeinde auftreten .. 

Vürgermeiſter: Das ſteht ja darin, ohne das hätten fie 
nie anſuchen können; das wäre für uns ein viel ungünſtigerer 
Standpunkt, dann wären ja wir die Mandanten .. 

Gem.- Bath Dr. Nehansky: Nein, die Vororte und 


ſelben (Widerſpruch), ich bitte, wir treten in die Rechte und Ver— 
bindlichkeiten aus Verträgen, welche zur Zeit der Vereinigung 
beſtanden. 

Vürgermeiſter: Die find ja erloſchen. 

Dr. Stöger: Ich glaube nicht, daſs alle, unter allen Um— 
ſtänden erloſchen ſein müſſen. 

Gem.-Aath Dr. Nechansky: Ich will mich nicht weiter 
darüber äußern — das fällt in das Gebiet der Rechte der Com— 
mune — aber ich bin der Anſchauung, dass mindeſtens dieſe Frage 
zweifelhaft iſt, weil die Anderungen in der Conceſſion ſich nur auf 
die techniſche Ausführung beziehen, während die Conceſſion be— 
züglich der Frage, wie viel Waſſer entnommen wird ꝛc. bereits 
rechtskräftig iſt. (Widerſpruch.) 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich glaube nicht, dafs es unſere 
Aufgabe iſt, bei der heutigen Beſprechung zu polemiſieren und ich 
bedauere, dafs Herr Collega Dr. Nechansky hier dieſe Außerung 
vorgebracht hat, die jetzt nothgedrungen uns zwingt, nachdem die 
Sache ſtenographiert und vielleicht auch publiciert wird, ſofort 
darauf zu erwidern. 

Ich glaube, dafs er vollſtändig im Irrthume ſich befindet 
und dass er insbeſondere die bezügliche Entſcheidung des Ver— 
waltungsgerichtshofes nicht geleſen oder nicht genügend berückſichtigt 
hat. In der Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes wird aus— 
drücklich conſtatiert, daſs die Tiefquellen-Unternehmung die Con— 
ceſſion auf Grund des § 34 des Vaſſerrechtsgeſetzes nur mit 
Rückſicht auf die Vollmachten der Vorortegemeinden bekommen hat 
und bekommen konnte, weil nach dieſem Geſetze nur Ortſchaften 
und Gemeinden als Träger des Waſſerrechtes angeſehen werden 
können und die einſchreitenden Herren nur als Bevollmächtigte 
dieſer Gemeinden angeſehen werden müſsten. Wenn es ſich nun 
um Abänderung der Coneeſſion handelt, oder vielmehr, wie ich 
glaube, um vollſtändige Erneuerung derſelben, fo mußs dasſelbe 
wieder gelten, und es muss alſo die Unternehmung, oder diejenige 
Corporation, welche an Stelle der früheren Unternehmung ein- 
ſchreitet, gleichfalls einen Vertrag mit der Gemeinde oder wenigſtens 
eine Voll 1 der Gemeinde haben, ſonſt wird dieſes neue An— 
ſuchen a limine abgewieſen. Das iſt meine Anſicht. 

Stadtanwalt Dr. Schmidt: Ich kann demjenigen, was 
Herr Dr. Vogler bemerkte, nur vollkommen beiſtimmen. Es iſt 
ganz außer Zweifel für mich, dafs, wenn nicht auf Grund der 
früheren Vollmachten, jetzt nur auf Grund einer neuen Vollmacht 
oder einer Vereinbarung mit der Gemeinde Wien, welche die 
Vollmacht erſetzt, ein Einſchreiten erfolgen kann. Was die Frage 
betrifft, ob die Abmachungen mit den Vorortegemeinden heute 
noch zu Recht beſtehen oder nicht, ſo beſtehen ſie nach meiner 


Meinung nicht zu Recht. Würden fie zu Recht beſtehen und nicht 


bloß Vollmachten enthalten, die natürlich widerrufen werden können, 


| überflüſſig, daſs die Länderbank und Conſorten mit der Gemeinde 
Es iſt auch, meines Erachtens, die Erlangung einer ſolchen 
und dann jagen, ich verlange auf Grund des Vertrages, daßs die 


Wien verhandeln. Die Länderbank würde einfach die Leitung bauen 


Gemeinde Wien nur für die Vororte dieſe Waſſermenge abnehme. 
Es wäre alſo dann, wie ich glaube, ganz überflüſſig, dafs wir 
Verhandlungen einleiten. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Nichter: Ich möchte, um Herrn 


Dr. Nechausky diesbezüglich aufzuklären, folgende Stelle aus 
Sommerfriſchen und wir treten in die Rechte und Pflichten der 


der Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes verleſen (liest): 
„Aus den Adminiſtrativacten iſt weiter erſichtlich, daſs die Unter— 
nehmer der Behörde Erklärungen der in der Entſcheidung ange— 
führten Wiener Vororte und Gemeinden vorgelegt haben, durch 
welche die Conceſſionäre ermächtigt werden, zur Einleitung und 
zur Durchführung alle wie immer Namen habende Schritte behufs 
Erlangung der Conceſſion zu unternehmen und daſs die genannten 
Gemeinden und Ortſchaften den Unternehmern zu dieſem Zwecke 
die im § 34 des Waſſerrechtsgeſetzes begründeten Rechte übertragen 
haben.“ 

Dieſe Erklärungen der Vorortegemeinden, welche mir vor— 
gelegen ſind, ſind ſämmtlich lediglich Vollmachten und dieſe Voll— 
machten ſind mit Ablauf des Jahres 1890 erloſchen und nicht 
mehr erneuert worden. Daher iſt heute die ganze Geſchichte eigent— 
lich in der Luft. 

Vürgermeiſter: Ich glaube, die Sache iſt hiemit erſchöpft 
und ich habe den Herren nunmehr für ihre Bemühungen zu danken.. 

Schluſs der Sitzung um 12 Uhr mittags. 


Schulnachrichten. 


(Bezirksſchulrath der Stadt Wien.) Sitzung vom 18. Jänner 
1893. Der Vorſitzende-Stellvertreter Dr. Schindler widmet 
dem am 1. Jänner 1893 verſtorbenen Mitgliede des Bezirksſchul— 
rathes Michael Troſt einen warmen Nachruf. Ein Antrag, dahin 
gehend, dass die ſyſtemiſierten Lehrſtellen zu den feſtgeſetzten Be— 
ſetzungsterminen vollzählig, d. h. mit Lehrkräften der entsprechenden 
Kategorie zur Beſetzung gelange. ſollen, wird der geſchäftsordnungs— 
mäßigen Behandlung zugeführt. In Betreff der Fortführung der 
Inſpectionsgeſchäfte des VIII. Inſpectionsbezirkes wird beſchloſſen, 
dem k. k. u.⸗ö. Landesſchulrathe ein Gutachten in der Weiſe zu er— 
ſtatten, daſs die Ernennung eines k. k. Bezirksſchulinſpectors vor— 
läufig für die reſtliche Functionsperiode, d. i. bis zum 15. Sep- 
tember 1893, zu erfolgen habe und werden diesfalls drei Perſön— 
lichkeiten namhaft gemacht. 

Dem proviſoriſchen Leiter einer Volks- und Bürgerſchule und 
dem proviſoriſchen Leiter einer Bürgerſchule wird für ihre Dienſt— 
leiſtung die Anerkennung ausgeſprochen. 

Die Erweiterung des Schulhauſes XII., Ober-Meidling, 
Biſchofgaſſe 10 durch Aufſetzung eines zweiten Stockwerkes und 
die Verbauung des zwiſchen dem vorderen und rückwärtigen Tracte 
des Schulhauſes XII., Schönbrunner Hauptſtraße 39/41 gelegenen 
freien Raumes wird als nothwendig erkannt. 

Der Bezirksſchulrath ſpricht ſich für den Bau einer Doppel: 
Bürgerſchule auf der Sechshauſer Spitalsarea, ferner für den Bau 
einer Volksſchule für Knaben und Mädchen auf dem mittleren 
Theile der Gunkel'ſchen Realität in Hütteldorf und endlich für die 
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Erwerbung eines Schulbauplatzes im IV. Gemeindebezirke, Hungel- 
brunngaſſe aus. 

Dem Auſuchen einer penſionierten Lehrerin um nachträgliche 
Zuerkennung der IV. Dienſtalterszulage wird keine Folge gegeben. 

Das Anſuchen eines Bürgerſchullehrers um nachträgliche Zu⸗ 
erkennung einer Remuneration wird dem k. k. u.⸗ö. Landesſchul⸗ 
rathe befürwortend vorgelegt. 

Endlich wird der Veſchlußs gefasst, die gutächtliche Außerung 
des Bezirksſchulrathes in Betreff des Fortbeſtandes der Special⸗Schul⸗ 
abtheilungen im XVI. und XVIII. Wiener Gemeindebezirke dem 
Wiener Stadtrathe mit dem Erſuchen um deſſen Wohlmeinung zu 
übermitteln und die ſich ſohin ergebenden Anträge dem k. k. n.⸗ö. 
Landesſchulrathe zur Entſcheidung vorzulegen. 


Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 


der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 29. Jänner bis 4. Februar 1893.) 


1. Fleiſchſendungen: 


a) Für den täglichen Fleiſch markt. 
230.813 Kg. (Davon aus Nieder-Oſterreich — 124.053 
aus Ober⸗Oſterreich — 1844; aus Mähren 
— 11.494; aus Galizien — 77.214; aus 
Schleſien — —; aus Ungarn — 15.034; 
aus der Bukowina — 937; aus Croatien 
— Z; aus Bosnien 237 Kg.) 


(Davon aus Nieder-Oſterreich — 1983; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Schleſien 
— ; aus Mähren — 31; aus Galizien 
— 12.333; aus Ungarn — 58; aus der 
Bukowina — 40 Kg.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 8; aus 
Mähren — —; aus Galizien — 350; 
aus Ungarn — 28; aus der Bukowina 
— 230 Kg.) 

(Davon aus Nieder- Oſterreich — 28.422; 
aus der Bukowina — —; aus Böhmen 
303; aus Mähren — —; aus Galizien 
9989; aus Ungarn — 2761; aus Croatien 
— 220 Kg.) 

1.234 Stück (Davon aus Nieder-Oſterreich — 28; aus 
Ober⸗Oſterreich — 2; aus Mähren — 29; 
aus Galizien — 1159; aus Ungarn — 4; 
aus der Bukowina — 12; aus Tirol — 
— St.) 


(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 268; aus 
Mähren — —; aus Galizien — 10; aus 
der Bukowina — —; aus Ungarn — 14 t.) 
(Davon aus Nieder-Oſterreich — 168; 
aus Mähren — —; aus Galizien — 1871; 
aus Ungarn — 6; aus der Bukowina 
— 60 St.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 4; aus 
Galizien — 6; aus Ungarn — 59 St.) 


In 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch. .. 14.445, 


Schaffleiſch 625 „ 


Schweinfleiſch 41.695 „ 


Kälber . 


Schafe. . . 292 „ 


Schweine .. 2.105 


n 


Lämmer. . 69 „ 


b) Für den Approviſionierungs verein. 
Rindfleiſch .. . 5.683 Kg. Kälber 41 Stück 
Kalbfleiſchh. . . 138 „ Schafe 10 „ 
Schaffleiſch.. — Schweine.. 33 „ 
Schweinfleiſch 282 „ Lämmer 10 „ 


AXN SNA NN 
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2. Preisbewegung: 


„. (Siedfleiſch. . . . von 32 bis 74 kr. per Kg. 
Rindfleisch Roſtbraten u. Rieden „ 52 , 90 „ „ „ 
Kalbfleiſch hee. „ 34 % | „ „ 
Schaffleiſchkcn ll „ „ 
Schweinfleiſckchchch e „ 44 „ 68 „ „ „ 
Kaälbe aa „ 40 „ 60 „ „„ 
Schaffe „ 
Schweine... 40 
Lämmer „ 3 „ b fl. per Stück. 

4 0 * 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war im allgemeinen gegen die 
Vorwoche etwas ſtärker. Die Nachfrage entſprechend und haben bei 
ſämmtlichen Fleiſchwaren mit Ausnahme von Rindfleiſch galiziſcher 
Provenienz, welches um 2 bis 4 kr. per Kg. billiger gehandelt wurde, 
ſich die vorwöchentlichen Preiſe erhalten. 


7. * 
* 


(Pferdemarkt vom 3. Februar 1893.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 324 Pferde 
Preis: für Gebrauchspferde 80—400 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde AHV. 
Der Markt war lebhaft. 


2% „% „„ 


Detailpreiſe in der Woche vom 29. Jänner bis 4. Februar 


1893: 
(Geſchlachtet wurden 459 Pferde.) 

Vorderes Pferdefleiſcgee. .. 1 Kg. 20—36 kr. 
Hinteres „ 1 „ 24—44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 11 „ 24—44 „ 
Selchfleiſchch enen 1 „ 30—50 „ 
Extrawürſtee 2 1 „ 30-45 „ 
Dürre Würſttee - 2 1 „, 3-56 
Rohes Fett a 1 „ 36-60 „ 
Geſchmolzenes Fett „ 1 % e 
Schweif haare 2 Schweif 25 —80 „ 
Knochen 100 Kg. fl. 2—3˙30 
Miri rn per St. „3650. 

* + 


(Schlachtviehmarkt vom 6. Februar 1893.) 


1. Auftrieb. 
Maſt vieh — 3910, Weidevieh — —, Beinlvieh — 597. 
Summa . 4507. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere ... 
Galiziſche , .. 1150 


Deutſche N 1607 
Büffel 5 20 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſeenenn 3746 
Sierre 342 
Kühe 419 
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2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Percentabzug: 
Ungar. Schlachtthiere von 52 bis 63 fl. 
(extrem „ — „ 


f | Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 


˖ i Fi: „I den beim Handel vereinbarten 
a ee A a . 1 . en (auf dem heuti⸗ 
(extrem „ — „ 61 „) fegen Martte 38 bis 47 9%, 
2 ; welchen der Verkäufer dem 
Deutſche Schlachtthiere „ 52 „ 64 „ Käufer als Entſchädigung: 
pr a) für den Gewichtsverluſt in- 
(extrem „ — „ 65 „) folge der Schlachtung; 
1314 „ | [b) für die minderwertigen 
Weidevieh 8 7 — nn 7 Stoffe, wie: Haut, Horn, 
Stor Blut, Unſchlitt ꝛc.; 
Stiere. 7 — 77 — " c) für die wertloſen Stoffe, 
Kü wie: Magen⸗ und Darm- 
ühe 5 1 — . 7 inhalt ꝛc., zugeſteht. 
Büffel 4 777 — nn 7 
Beinlvieh e 
b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Percentabzug: 
Ochſen .. von 21 bis 32 fl. 
Stiere . . „ 17 „ 34 „ 
Kühe 28 
Büffel . „ 23 „ 25 „ 


Beinlvieh . „ „ — „ 
e) Preis per Stück: 
Beinlvieh . . von 17 bis 80 fl. 

Nach dem Modus anf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht— 
thiere angekauft. 

Un verkauft blieben: 
Ochſen .. . 289 Stück 
Beinlvieh 48 „ 

Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 439 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
den Bedarf überſteigenden Auftriebes ziemlich flau, daher ſehr 
gute Qualitäten einen Rückgang von I fl., die übrigen einen Rück— 
gang von 1 bis 2 fl. per 100 Kilo erfahren haben. 


N 
Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Prodnete in Wien vom 4. Februar 1893. 

a) Getreide. 


Weizen (Onalitätsgewicht 74—80 Kg.) . . von 7 fl. 80 kr. bis 8 fl. 65 | S. 
Roggen i 69—74 „). . „ 6 „ 85, „ 7, 15 „ f 
CͥVl Ä „ 5 % 50 „ „ 8 „50 „8 
F˙'wn a hr A Br 
Menn ee 9 Min , 6 0 „ 
b) Mahlproducte. 
f NE RER von 14 fl. 75 kr. bis 16 fl. — kr. S 
Weizenmehl —ꝛwwꝛw w „ 5er 
Roggenmehlahl e 
Weizen klei... „% 4 % , „ e 
Noggen klei qe „ 4, 55 „ „ 4 „ 65 „8 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 26. Jänner bis 2. Februar 1893. 
Waren eingelagert.. 14.520 Meter⸗Centner 
0 ausgelagert 26.493 5 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
8.203 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 2. Februar 1893: 292.733 Meter⸗Centuer, und zwar: 
51.897 Meter-Centner Weizen, 25.795 Meter-Centner Roggen, 


45.033 1 Gerſte, 36.772 1 Hafer, 
48.635 5 Mais, 11.616 ; Olſaaten, 
14.352 5 Mehl u. Kleie, 4.583 5 Wein, 

1.415 5 Zucker, 5.209 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 2,737.510 fl. öſt. Währ. 


Suubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find. die. Geſchäftsnummern der 
Actenftüde im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 


nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter. 1 


Geſuche um Maubewilligungen wurden überreicht: 


ee 


„Bez erk; 


Bezirk: 


e 
Bezirk: 


Bezirk: 


vom 3. Februar bis 6. Februar. 1893; 
Für Neubauten: | 


Bezirk: Wohnhaus, Kaiſer Joſefſtraße 36, von Johann Hauswirth, 


Bauführer Luckeneder und Miſerowsky (495). 


„Bezirk: Fabrikstract ſammt Maſchinen- und Keſſelhaus und Dampf⸗ 


ſchornſtein, Simmering, Hirſchengaſſe 24, von Friedrich 
Roth, Bauführer Ferdinand Kaindl! (1895). 

Stall und Werkſtatt, Unter-Meidling, Cat.⸗Parc. 223 6 Einl.⸗ 
3. 1087, von Karl Linſenmayer, Bauführer Franz 
Doleiſchka (3081). 

„ Magazinsbau, Altmannsdorf, Einl.⸗Z. 237, von Hermine 
Schneider, Bauführer Wilhelm Sachs (3114). 

Zweiſtöckiges Wohnhaus, Hernals, Lobenhauerngaſſe, von 
Franz und Marie Haslinger, Bauführer Franz Has— 
linger (4004). 

Wohnhaus, Währing, Herrengaſſe Einl.⸗Z. 412, von Joſef 
Daniel, Bauführer ? (2794). 


Für Zubauten: 


Circus, Prater, von Paul Buſch, Bauführer Joh. Anderl, 
Hofzimmermeiſter (518). 

Wohnhaus und Fabrik, Quellenplatz 6, von Heinrich Vetter, 
Bauführer J. Seitl und Al. Klee (287). 


Für Adaptierungen: 


Matthäusgaſſe 11, von Anna Strudl, Bauführer Schobes— 
berger (465). 


IX. Bezirk: Grünethorgaſſe 9, von Rupert Kollwinger (499). 
X. Bezirk: Columbusgaſſe 54, von Wilhelm Schleifer, Bauführer 
Joſef Hable (3320). N 
XVI. Bezirk: Haus, Ottakring, Hauslabgaſſe 14, von Johann Schmitz, 
Bauführer Matthias Millik, Maurermeiſter (4396). 
N 1 Haus, Ottakring, Lerchenfelderſtraße 48, von A. Zagoͤrski, 
Bauführer derſelbe (4397). 
XVIII. Bezirk: Wohnhaus, Währing, Goldſchmidgaſſe 22, von Johann 
Oertel, Bauführer Stadtbaumeiſter Schober (3137). 
5 „ Wohnhaus, Weinhaus, Herrengaſſe 1, von Franz Feigl, 
Maurermeiſter, Bauführer derſelbe (2662). 
5 * Wohnhaus, Währing, Mitterberggaſſe 32, von Johann 
Moß beck, Bauführer Franz Kaindl, Maurermeiſter (2716). 
5 „ Wohnhaus (Lilla), Währing, Anaſtaſius⸗Grüngaſſe 54, von 
Hermine von Sonnenthal, Bauführer Victor Fiala, 
Stadtbaumeiſter (2865). ö 
Für diverſe (geringere) Bauten: 
III. Bezirk: Werkſtätte, Baumgaſſe 35, von E. Neumann noe. E. von 


III. 


Bezirk: 


Bezirk: 


f Bezirk: 


Gyömery, Bauführer Frauenfeld & Berghof (482). 
Caſſierung eines alten und Aufführung eines Cylinder-Rauch⸗ 
fanges, Speiſing, Maierh ofgaſſe 25, von Franz Liſt, Bau- 
meiſter, Bauführer derſelbe (2888). 
Seitentract, Rudolfsheim, Marktgaſſe 11, von Dalmonico 
& David (19). 
„ 2 Stod hohes Haus, Rudolfsheim, Preyſinggaſſe 17, von 
Hemrich und Bertha Sievers (1105). 
„ Abortbau, Rudolfsheim, Neugaſſe 7, von Robert Gratzl, 
Bauführer? (2521). 
„ Abortbau, Rudolfsheim, Braunhirſchengaſſe 41, von Joſefa 
Steiner, Bauführer? (2522). 
Braunhirſchengaſſe 43, von Marie Huber, Bauführer ? (2593), 
Durch Brand beſchädigtes Haus, Hernals, Hauptſtraße 123, 
von Emanuel Winter, Bauführer Karl Haas, Architekt 
und Stadtbaumeiſter (4044). 


Bezirk: Miſtgrube, Pötzleinsderf, Bergſteiggaſſe 16, von Anna Rada, 


Bauführer Franz Haslinger, Maurermeister (3136). 


Geſuch um Varcellierung wurde überreicht: 
Bezirk: Dietrichgaſſe, Grdb.⸗Einl. 245, von Karl und Alfred Voigt. 


Geſuche um Vaulinienbeſtimmung wurden überreicht: 
II. Bezirk: Roſsauerlände 27, und IX., Rögelgaſſe 8, 


von Emil 
v. Schnitzer (490). 
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IV. Bezirk: Alleegaſſe. 48, von Viktor Schmidt & Söhne (506). 
V. Bezirk: Siebenbrünnengaſſe, von Friedrich Wagner (480). 
1 „ Reiuprechtsdorferſtraße 49, von Wendelin Kühnel (501). 
VIII. Bezirk: Joſefſtädterſtraße 19, von Antonia Czech (466). 
X. Bezirk: Himbergerſtraße, Einl.⸗Z. 2290, von Joſef Kalas (3242). 


„ „ Hinmbergerſtraße, Einl. J. 2294, von Joſef Kalas (3243). 
„ „ Hinbergerſtraße, Einl. Z. 2288, von Joſef Kalas (3244). 
1 Himbergerſtraße, Einl. Z. 2292, von Joſef Kalas (3245). 


„ „ Oiuellenplatz 6, von Heinrich Vetter (2870). 
XII. B'zirk: C⸗P. 1/14, Einl. Z 1252 und C.-P. 281 15, Einl.⸗Z. 1253 
für einen Fabriksbau, Unter⸗Meidling, Dammſtraße, von 
Maximilian Großmann (3199). 5 | 
XIII. Bezirk: Haus behufs. Umbgu, Penzing, Poſtſtraße 56, von Joſef 
f Breuer (2936). N | | 
XVI. Bezirk: Haus, Ottakring, Seitenberggaſſe, Parcelle 47 und 54, von | 
Joſeſ Wiesgrill (3970). | 
Haus, Neulerchenfeld, Gaullachergaſſe 6, von Karl und Thereſia 
Ruf (4395). 
XVII. Bezirk: Neuwaldegg, Hauptſtraße 23, Einl.⸗Z. 26 
Heinrich Glaſer, Stadtbaumeiſter (4003). 


n n 


Neuwaldegg von 


* 


5 ö 
Vauconſenſe wurden ertheilt: 
vom 1. Jänner bis 31. Jänner 1893; 


a) Für Neubauten: 


II. Bezirk: Hausbau, Pappenheimgaſſe, Bauſtelle Nr. 5, an Franz und 
Anna Schwetz, Bauführer A. Schleſak. 

III. Bezirk: Hausbau, Meſſenhauſergaſſe 10, an Franz Olbricht, Bau— 
führer F. Dehm und F. Olbricht. 

IV. Bezirk: Hausbau, Kleine Neugaſſe 4, Bauſtelle III, an Auguſt 
Ribak, Stadtbaumeiſter. 

N. Bezirk: Hausbau, Grundb.⸗Einl. 1487, Schwarzſpanierſtraße, an die 

Wiener Baugeſellſchaft. 

Sobieskygaſſe 6, an die Allgemeine öſterreichiſche 
Transport-Geſellſchaft, durch Dr. Paul Tafler, 
Bauführer Ig. Trapala. | 

XII. Bezirk: Wohnhaus und Werkſtätten, Unter⸗Meidling, Bauſtelle 28178, 
Einl.⸗Z. 1200, Rudolfsgaſſe, an Paul Dumont, III., 

eumarkt 19, von Oskar Lasker. 

XIV. Bezirk: Schule, Rudolfsheim, Kröllgaſſe 14, an die Commune 
Wien, Bauführer Joſef Spilka. 

XIX. Bezirk: Wohnhaus, Ober⸗Döbling, Prinz Eugengaſſe Grundb.⸗ 
Einl. 811, an Alexander Sauer-Czaky v. Norden⸗ 
dorf und Conſtanze Sauer-Czaky v. Nordendorf, 
Bauführer Ferdinand Oberwimmer. 


5) Für Umbauten: 


IV. Bezirk: Wohnhaus, Favoritenſtraße 54, an Donat Zifferer und 
Ernſt v. Gotthilf, Stadtbaumeiſter. 
VII. Bezirk: Wohnhaus, Döblergaſſe 10, an Franz und Anna Kaſchel, 
Bauführer G. Berger. 
XIX. Bezirk: Wohnhaus, Nuſsdorferſtraße 32, an Anton Baſchta, Bau- 
führer G. Alber. 


e) Für Zubauten: 


XII. Bezirk: Fabrikszubau, Unter⸗Meidling, Hauptſtraße 51, an Auguſt 
9 8 und Anton Joſef Naber, Bauführer Joſef 
Hartl. 
XIII. Bezirk: Remiſe, Ober⸗St. Veit, Maria⸗Thereſienſtraße 36, an die 
Firma C. J. Rohrbacher, Bauführer Joſef Kopf. 
Verſuchs⸗Laboratorium, Farbküche, Dampfleſſelhaus ꝛc., Unter⸗ 
St. Veit, Auhofſtraße 10, an Emilie Drechsler, Bau— 
führer Joſef Kopf. 
XVII. Bezirk: Photographiſches Atelier, Hernals, Ottakringerſtraße 70, 
an Wilhelm Hofmann, Bauführer Joh. Schobes berger. 
Hauscanalſchacht, Hernals, Kirchengaſſe 4, an Johann und 
Johanna Rotter, Bauführer Joh. Schobesberger. 
Schupfe für Locomobil, Hernals, Währingergaſſe 9, an Matth. 
und Karl Steinlechner, Bauführer Karl Haas. 
XIX. Bezirk: Hofdoppeltract und zwei Nebengebäude, Heiligenſtadt, Hohe 
Warte 46, an Dr. Julius Türk, Bauführer Oskar Laske. 
Keſſelhaus, Oberdöbling, Nuſsdorferſtraße 29, an B. Straß⸗ 
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nicki, Bauführer Franz Mayer. N 
1 3 Gartenhäuschen, Oberdöbling, Alleegaſſe 13, an Heinrich 
Suritſch, Bauführer Eduard Spieß. 
d) für Adaptierungen: 
I. Bezirk: Stadiongaſſe 4, an Julius Herz R. v. Hertenried, Bau- 
führer Joſef Scholz. | 
1 „ Wollzeile 13, an Wachſelſtube Mercur, Bauführer Adolf 
Maier. 
n „ Eßlinggaſſe 15, an Anton Krones, Stadtbaumeiſter. 
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I. Bezirk: 


nm. NM 


Giſelaſtraße 3, an Ferdinaud Schlaf, Baumeiſter. 

Franz Joſefs⸗Quai 5, an Wiener Baugeſellſchaſt. 

Hi „ Salzgries 14, an Victor Kuffler, Bauführer E. Köhl. 

II. Bezirk: Kloſterneuburgerſtraße 10, au Franz Beruert, Baumeiſter. 

nn Augartenſtraße 31, an Eugen Duda, Bauführer L. 
eichelt. | Bu 

II. Bezirk: Löwengaſſe 39, an Wilhelm Schi mitzel, Stadtbaumeiſter. 

Raſumoffskygaſſe 29, an Lucian Brunner, Bauführer ? 


» ” 


1 I Wälliſchgaſſe 14, an Johann Krinsty, Bauführer O. Hör— 
mann. | 
1 „ Sechskrügelgaſſe 2, an Joſef Nos, Stadtbaumeiſter (8530). 


„ „ Vaſergaſſe 34—36, an Johann Großbies, Stadtbaumeiſter. 
IV. Bezirk: Wiedner Gürtel, an Johann Fürſt, Bauführer A. Ribak. 
Schwindgaſſe 4, an Oscar Laske, Stadtbaumeiſter. 
re 14, an Baron Nathaniel Rothſchild, Bau— 

ührer? 
v. Bezirk: Hundsthurmerſtraße 54, an Anna Bartelme, Bauführer 2 
Gartengaſſe 11, an Karl und Franz Reichel, Bauführer? 
Siebenbrunnengafie 69, an Georg Kowasié, Bauführer 
Matthias Brunner. 
VI. Bezirk: Morizgaſſe 7, an Johann Kuba, Bauführer C. Graf. 
N Gumpendorferſtraße 8, an Hermann F. Lederer, Stadtbau⸗ 
meiſter. 
VII. Bezirk: Kaiſerſtraße 43, an Leopold Waller, Bauführer A. Langer. 
Schottenhofgaſſe 3, an Jakob Radl, Bauführer J. © chmalz⸗ 
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hofer. 
„ Seidengaſſe 42, an Karl Hörandner Bauführer? (8913). 
1 „  Studgaffe 16, an Hackl und Jaff, Bauführer A. Langer. 
5 „ Seidengaſſe 44, an Karl Hörandner, Bauführer? (8914). 
0 „ Kirchengaſſe 24, an Karl Hochegger, Bauführer L. Zatzka. 
= „ Mariahilferſtraße 111, an Ludwig Richter, Bauführer Karl 
Michna. 
15 „ Sieidengaſſe 41, an Adolf Schickinger, Bauführer? 
1 „ Kirchengaſſe 24, an Karl Hochegger, Bauführer L. Latzka. 
1 „ Schottenfeldgaſſe 30, an Moriz und Joſef Sturany, Bau⸗ 
meiſter. 
VIII. Bezirk: Daungaſſe 4, an Rudolf Schierer, Bauführer F. Prokeſch. 
5 „ Lerchenfelderſtraße 26, an Joſef Mittler, Bauführer F. 
Prokeſch. 


IX. Bezirk: Schwarzſpaniergaſſe 12, au Dr. Alois Monti, Bauführer 
Karl Rieß, Baumeiſter. 

Scheidemauercaſſierung ꝛc., Penzing, Reinlgaſſe 58, au Mat th. 
Hofmann, Bauführer Ludwig Latzka. 

Aborte ꝛc., Baumgarten, Bahngaſſe 37, an Franz und Adele 


XIII. Bezirk: 


Weidlich, Bauführer Leopold Höfer. 
1 5 Scheidemauern ꝛc., Hütteldorf, Hauptſtraße 43, an die Ge⸗ 
mein de Wien, Bauführer Joſef Kopf (12036). 
XIV. Bezirk: Abort, Rudolfsheim, Schönbrunnerſtraße 95, an Reiſinger, 


Bauführer Schick und Kraus. „ 
Thürausbruch, Rudolfsheim, Märzſtraße 35, an R. Ochler, 


Bauführer ?, 

f „ Abort, Rudolfsheim, Fiſchergaſſe 18, an Thereſia Schwarz, 
Bauführer Johann Töpfl. 

ni „ Caual, Sechshaus, Wienflufsgaffe 1, an Georg Beck, Bau⸗ 
führer Georg Berger. 

1 „ Thlrausbruch, Sechshaus, Kauerhof, Stiege 2, an Joſef 
Kauer, Bauführer Joſ. Kauer. 

XVI. Bezirk: Eisgrube, Untertheilung in eine Eisgrube und einen Kühl⸗ 
raum, Ottakring, Schottengaſſe 49, an Julius Granich— 
ſtätten, Bauführer Karl Haas. 

XVII. Bezirk: Adaptierung, Hernals, Herrngaſſe 17, an Gottlieb Kuffner's 


Erben und Hirſch Kuffner, Bauführer Thomas Hofer. 
0 „ Adaptierung, Hernals, Rötzergaſſe 40, an Rudolf Hörland er, 
Bauführer Georg Kovafik. 
XIX. Bezirk: Wohnhaus, Heiligenſtadt, Hohe Warte 46, an Dr. Julius 
Fürth, Bauführer Oskar Las ke. s 


e) Für diverſe (geringere) Bauten: 


I. Bezirk: Stiegenherſtellung, Salzgries 7, an die Allg. öſterr. Bau— 
geſellſchaft, Bauführer ?. 

Lichthofeindeckung, Graben 21, an die I. öſterr. Spar⸗ 
caſſa, Bauführer A. Zwerina. | 

II. Bezirk: Bedürfnisanſtalt, k. k. Prater, Ausſtellungsſtraße, an Wilhelm 
Beetz, Bauführer A. Tietz. 

Veranda, Praterhütte 163, an Anton und Louiſe Mayerl, 


I 7. 


Bauführer Franz Sch mid. 

„ Veranda, Praterhütte 48, an Thomas und Francisca 
Domansky, Bauführer J. Kapetter. 

. Rohrcanal, Helenengaſſe 22, an Mautner v. Markhof, 
Bauführer F. Sedlaczek. 

N Wächterhütte, Schüttelſtraße 21, an Karl Michna, Maurer 


meiſter. 
III. Bezirk: Rohrcanal, Cuſtozzagaſſe 6, an F. Schmidt, Bauführer 
W. Klingenberg. 
Rohrcanal, Cuſtozzagaſſe 8, an F. Schmidt, Bauführer 
W. Klingenberg. 
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III. Bezirk: Gewächshaus, Grdb.⸗Einl. 269, Erdbergermais, an Ferdinand 
Warter, Bauführer C. Reichſtätter. 8 
Su, an 28c, an Georg Roth, Bauführer 


F. Roth. ai 

Wächterhaus, Grdb.⸗Einl. 2878 und 2880 vor der St. Marxer⸗ 
Linie, an Karl Freih. Mautner R. v. Markhof, Bau⸗ 
führer F. Seif. | 

Schupfenbau, Grdb.⸗Einl. 2706, Erdbergermais, an Joſef 
Dölzl, Bauführer C. Reichſtätter. En 

Piſſoirherſtellung, Faſangaſſe 33, an Holzmann & Comp., 
Bauführer C. Holzmann. 

Schupfenbau, Mitterſteig 12, an 
führer J. Witzmann. 

Matzleinsdorferſtraße 6, an 
Bauführer 2. 

Keſſelaufſtellung, Barnabitengaſſe 7a, an Philipp & Kramer, 
Bauführer 2. 

Abortbau, Kaunitzgaſſe 27, an Georg Nickl, Bauführer 
C. Kautz. 

Schupfenbau, Döblergaſſe 8, an Eduard Victor Hadeck, Bau— 
führer G. Berger. 

Himbergerſtraße 149, an Marie Bruckberger's Erben, Bau— 
führer ?. 

Heinrichsgaſſe 16, an Karl Wenig, Bauführer ?. 

Simmeringerſtraße 138, an E. Rotter, Bauführer 2. 

Düngergrube, Simmering, Hauptſtraße 141, an Joſef Put— 
ſchandl, Bauführer Ferdinand Kaindl. 

Werkſtätte und Schupfen, Unter-Meidling, Bauſtelle 270 /, 
Einl.⸗Nr. 1201, Rudolfsgaſſe, Ecke der Waltergaſſe, an Paul 
Dumont, Bauführer Oskar Lasker. 

Schupfen, Unter⸗St. Veit, Auhofſtraße 16, an Emilie 
Drechsler, Bauführer Ferdinand Nierody. 

Abort und Veranda, Hietzing, Lainzerſtraße 72, an Joſefa 
Staab, Bauführer Martin Leopold. 

Kleine Adaptierung, Hernals, Roſeuſteingaſſe 3, an Paul 
Völkl, Bauführer 2. 

Kleine Adaptierung, Hernals, Annagaſſe 62, an Mendel 
Pordes, Bauführer 2. 

Währing, Luſtkandlgaſſe 45, an Peregrin Zimmermann, 
Bauführer Peregrin Zimmermann. 

Währing, Hauptſtraße 78, an Katharina Ulzer, Bauführer 
Franz Peydl. 

Währing, Annagaſſe 34, an Ferdinand Kittel, Bauführer 
Franz Zuder. EN 

Währing, Goldſchmiedgaſſe 22, an Johann Ort!, Bauführer 
Joſef Schober. 

„Bezirk: Gemauerte Einfriedung, Unter-Sievering, Kasgraben, Conſcr.⸗ 

Nr. 178, an Anton Kothbauer, Bauführer 2. 


Bezirk: Anton Lagſteiner, Bau⸗ 


5 Hermine Schuh und Anna Pezo ld, 
Bezirk: 
Bezirk: 
Bezirk: 
i Bezirk: 
Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 
Bezirk: 


5 
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1) Parcellierungen wurden bewilligt: 


Bezirk: Laimgrubengaſſe 12, an Pauline Lang. 

Bezirk: Laxenburgerſtraße 54, an Karl Glammer. 

Bezirk: Penzing, Grundb.⸗Einl. 34, an Karl Ziegelwanger, Bau— 
meiſter. 

. Bezirk: Dornbach, Promenade, Grundb.⸗Einl. 356, an Frida Jarl. 

Bezirk: Währing, Herrengaſſe 31 und Kirchengaſſe 44, Grundb.⸗ 

Einl. 160, an Karl Edinger. 


&) Banlinien wurden beſtimmt: 
Bezirk: Hauptſtraße und Rennweg, an die k. k. Abtheilung für Trans⸗ 
actions⸗Angelegenheiten, Z. 332. 
Bezirk: u Gerſthoferſtraße, Einl.-3. 781 und 782, an Anton: 
eſſer. i 


XVIII. 


Gewerbeanmeldungen vom 28. Jänner 1893. 


(Fortſetzung.) f 
Stock Marcus — Verſchleiß von Pfaidlerwaren — II., Tandelmarktg. 5. 
Wendlik Genovefa — Victnalien-Verſchleiß — X.. Goethegaſſe 6. ö 
Lax Moſes Salomon — Waſchſoda⸗Erzeugung — II., Rembrandtſtr. 41. 
Sowal Alois — Weber — XV., Fünfhaus, Tellgaſſe 15. 
Schönfeld Emil — Weinhandel — II., Stephanieſtraße 8, 
Klement Walburga — Wichs-Erzeugung — VII., Neuſtiftgaſſe 133. 
Huber Joſef — Wirtsgewerbe — X., Landgutgaſſe 5. 
Jogwich Anna — Wirtin — II., Wallenſteinſtraße 1. 
Lütje Anna — Zuckerwaren⸗Verſchleiß — II., Obere Donauſtraße 75. 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 30. Jänner 1893. 
Pollak Albert — Antiquitätenhandel — I., Kärnthnerſtraße 21. 
Trampler Emil — Bäcker — XVI., Nenlerchenfeld, Grundſteingaſſe 16 
Eichberger Karl — Buchbindergewerbe — V., Reinprechtsdorferſtraße 25. 
Weiger Eduard — Buchhändler — I, Rothenthurmſtraße 29. 


Hauptſtraße 18. 
Höller Karoline — Gemiſchtwarenhandel — J., Schwarzenbergſtraße 4. 
| Berger Michael — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XII., Unter⸗Meidling, 
. Kriechbaumgaſſe 
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i Moor Sally (Salomon), Nadler Alexander — Currentwarenhandel — 
„ Gonzagagaſſe 1. | N | 
Friedl Anna — Damenkleidermacherin — III., Cuſtozzagaſſe 3. 
| Schmitz Wilhelmine — Dienſtvermittlung für Dienftboten gewöhnlicher 
Kategorie — VIII., Langegaſſe 55. . | 
Adam Juliana — Einſpännergewerbe — VII., Mariahilferſtraße zwiſchen 
105 und 109. 8 A 
Frauendorfer Franz — Fleiſchhauerei — X., Phorusplatz 6. 
Scholz Johann — Fleiſchhauer — XV., Kranzgaſſe 4. ö 
0 17 Johann Leonhard — Fleiſchſelchergewerbe — III., Marokkaner⸗ 
gaſſe 13. 
| Lechner Franz — Fleiſch⸗Verſchleiß — I., Markthalle, Stadiongaſſe. 
Salomon. Juliana — Fragnergewerbe — IV., Fleiſchmannsgaſſe 5. 
Schneider Nikolaus — Friſeur — XVII., Hernals, Ottakringerſtraße 34. 
Kepp Anton — Gaſtwirt — X., Trieſterſtraße 47. 
Weiß Joſef — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIV., Karolinengaſſe 13. 
Gilka Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Gfrornergaſſe 13. 
Reichel Pauline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Kreutzgaſſe 83. 
Schreyer Johanna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Währingerſtr. 14 
Buris Wenzel — Holzdrechslerei — XII., Unter-Meidling, Schulgaſſe 41 
Manſchein Marie — Marktvictualienhandel — I., Am Hof. 
Papp Roſa — Melonen⸗Verkauf — XVI., Markt in der Thaliaſtraße. 
ar Siegmund — Milchmeiergewerbe — XVIII., Währing, Kreutz— 


Leitinger Juliane — Milch-Verſchleiß — XII., Unter⸗Meidling, Schön⸗ 
brunner Hauptſtraße 59. 

Skalla Alois — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Schulgaſſe 36. 

Guſchitz Johanna — Modiſtin — VI., Kopernicusgaſſe 9. 

Once Karl — Papier-, Zeichen- und Schreibrequiſiten-Verſchleiß — 
XVII., Hernals, Alsbachſtraße 45. 

Heider Joſefa — Pfaidlerei — XVI., Neulerchenfeld, Gürtelſtraße 33. 

Barcheles David — Pferdehändler — XIV., Schönbrunnerſtraße 72. 

Herrmann Johann — Pferdehandel — XVII., Krongaſſe 35. 

Menk Anna — Riemergewerbe — VII., Kaiſerſtraße 100. 

Darocka Ferdinand — Sammeln von Pränumeranten auf Druckwerke — 
XVII., Hernals, Herrngaſſe 6. 

Eidlpes Johann — Sammeln von Pränumeranten auf Druckwerke — 
XVII., Hernals, Leitermayergaſſe 25. 

Reitter Anton — Sammeln von Pränumeranten auf Druckwerke — 
XVII., Hernals, Hauptſtraße 77. 

Chmelee Wenzel — Schuhmacher — VIII., Schmidgaſſe 11. 

Gaba Johann — Schuhmacher — V., Matzleinsdorferſtraße 31. 

Hutterer Johann — Schuhmacher — X., Humboldtgaſſe 31. 

Student Johann — Selchwaren-Verſchleiß — IX., Mariannengaſſe 30. 

5 Rudolf — Selchwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, März⸗ 
ſtraße 50. 

Stadler Regina — Spirituoſenhandel — X., Himbergerſtraße 89. 

Zima Franz — Tiſchlergewerbe — V., Obere Amtshausgaſſe 42. 

Kaiſer Adolf — Verſchleiß von fünf im Selbſtverlage erſcheinenden Kunſt— 
blättern — IX., Grüne Thorgaſſe 8. 

Ertlbauer Leopoldine — Verſchleiß von Schulheften, Preisliſten, Papier 
und Kurzwaren — XVII., Hernals, Kirchengaſſe 25. 

Hromkovies Helene — Victualienhandel — XVII., Grillparzergaſſe 5. 

Schaden Anna — Victualienhandel im Umherziehen — IX, Thuryg. 3. 


gaſſe 


Neidhart Marie — Wirtin — IX, Nuſsdorferſtraße 33. 
Keilhavy Rudolf — Zuckerbäcker — V., Rampersdorferſtraße 23. 
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Gewerbeanmeldungen vom 31. Jänner 1893. 


Holubovsky Anton, Dr. — Advocatie — IX., Peregringaſſe 1. 

Roth Moriz, Dr. — Commiſſionshandel in Nürnbergerwaren — J., 
Franz Joſefsquai 13. 

Hulee Joſef — Damenkleidermacher — XVIII., Währing, Blumeng. 14. 

Bock Joſef — Drechslergewerbe — XVI., Ottakring, Langegaſſe 71. 

Holeczek Andreas — Drechsler — XVI., Ottakring, Lienfeldergaſſe 12. 

Grill Anna — Einſpännergewerbe — I., Verlängerte Wipplingerſtraße. 

Grill Anna — Einſpännergewerbe — IX., Schwarzſpanierſtraße. 

Kogler Karl — Einſpänner — XV., Fünfhaus, Palmgaſſe 8. 

Biach Moriz, Dr. Emil Baiersdorf von Erdös, Karl Baiersdorf von 
Erdös und Jakob Löwi — Fabrik für Holzbearbeitung und Verarbeitung — 
XI., Kaiſer-Ebersdorf C.⸗Nr. 84. 

Reiter Ignaz Franz — Fassbinder — XVII., Dornbach, Hauptſtr. 75. 

Winter Pauline — Feinputzerei und Wäſcherei — V., Kettenbrückeng. 17. 

Bicker Karl — Flaſchenwein⸗ und Delicateſſenhandel — XVIII., Währing, 


Weber Maria — Fragnergewerbe — XI., Simmering, Hauptſtraße 84. 
Loderer Johann — Gaſtwirt — XVI., Ottakring, Langegaſſe 36. 


11. 
Braumandl Georg — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — V., Franzensg. 26. 
Eckerth Jakob — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Servitengaſſe 24. 
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Eſchgfäller Cäcilia — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Friedmannsgaſſe 7. FR f 

Sagl Johann — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IV., Phorusgaſſe 7. 

Stuſſak Karl Eduard — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Wagnergaſſe 6. ee es sy 

Unterholzer Anna — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VI., Kaſernengaſſe 9. 


Holzer Joſef — Handel mit Reibſand und Waſcheln — XIII., Alt⸗ 


mannsdorf, Hauptſtraße 35. 


Fleiſchner Johann und Kohn Philipp — Handel mit Uhren, Gold⸗ und 


Silberwaren — J., Schönlaterngaſſe 8. f . 

Hentl Otto — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Neue Wiener 
Finanz⸗Revue“ — VII., Lerchenfelderſtraße 25. | 

Bednarz Franz — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Wiener 
Hausmeiſter⸗Zeitung“ — VII., Siebenſterngaſſe 46. RL | 

Großmann Bernhard — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift 
„Wiener Ledergalanterie- und Luxuswaren⸗Jnduſtrie“ — VII., Zieglergaſſe 20. 

Zimbler Joſef — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Zeitſchrift 
für Uniformierung“ — VII., Burggaſſe 33. . 

Leppen Benedict — Herrenkleidermacher — IX., Georg Siglgaſſe I: 

Schnerr Adolf — Holz-, Kohlen- und Coaks⸗Verſchleiß — XIII., Alt⸗ 
mannsdorf, Breitenfurterſtraße 92. n a 

Smazal Jakob — Kleidermacher — VIII., Blindengaſſe 7. | 

Gibitz Mathilde — Kleinfuhrwerksgewerbe — XI., Simmering, Rinn— 
böckſtraße 23. 

Zöllner Marianne — Cravatenmachergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, 
Grundſteingaſſe 60. | | 

Salzmann Iſidor — Kunſtblumen-Erzeugung — VII., Kirchengaſſe 24. 

Köller Katharina — Milchmeiergewerbe — XVIII., Gerſthof, Feldg. 28 a. 

Hamp Cücilie — Milch⸗Verſchleiß — III., Hetzgaſſe 28. 

Oberſteiner Guftan, Pommerhanz Guſtav — Ol- und Fettwaren-Ver⸗ 
ſchleiß — XVI., Ottakring, Roſenhügel 2. 

Goldzieher Eſther, recte Thereſia — Pfaidlergewerbe — VII., Kaiſer— 
ſtraße 70 a. 

Schwarz Alexander — Pfaidlergewerbe — I., Wollzeile 1. 

Wechsler Leopold — Reinigung von Wohnungen und Möbeln von 
Inſecten — VI., Kaſernengaſſe 18. | 

Dinauer Johann — Schloſſermeiſter — VI., Millergaſſe 1. 

Amesberger Franz — Schuhmacher — IX., Rothe Löwengaſſe 7. 

Tiricek Karl — Schuhmacher — XIV., Rudolfsheim, Floragaſſe 3. 

Tuma Friedrich — Schuhmacher — XVII., Hernals, Leopoldigaſſe 25. 

Sorglos Paul — Stadtträger — IV., Käruthnerthormarkt. 

Nowotny Joſef — Tiſchlergewerbe — XVII., Hernals, Leopoldigaſſe 6. 

Wechsler Leopold — Verſchleiß von Inſectenmitteln — VI., Maria⸗ 
hilferſtraße 69. | 

Becherer Karl — Verſchleiß von Lack, Firniſs und Farben — VII., 
Blin dengaſſe 12. 1 

Muſil Alois — Verſchleiß von Leinenſchnittwaren — VI., Agydigaſſe 10. 

Leblang Nathan — Viehhandel — III., Central-Viehmarkt. 

Sandler Joſef — Wagner — XII., Gaudenzdorf, Schönbrunner Haupt- 
ſtraße 1. 

Guſterſchütz Agnes — Wirtsgewerbe — XV., Fünfhaus, Schönbrunner⸗ 
ſtraße 1. 

* * 
1. 


Gewerbeaumeldungen vom 1. Februar 1893. 


Leeb Johann — Buffet und Cantine am Platze des Wiener Eislauf— 
vereines — III., Eislaufplatz. 

Zitter Johann — Cartonnagewaren-Erzeugung — XV., Fünfhaus, 
Hackengaſſe 5. 

Miklovies Joſef — Commiſſionswarenhandel — II., Praterſtraße 23. 

Heintz Anna — Damenkleidermachergewerbe — XIII., Hütteldorf, Haupt⸗ 
ſtraße 33. 

Magerl Marie — Damenkleidermacherin — II., Leyſtraße 128. 

Wertheimer Henriette — Damenkleidermachergewerbe — II., Rueppg.7 

Fuhrmann Rudolf — Drechsler — XIII., Penzing, Poſtſtraße 12. 

Weber Karl — Fiaker Nr. 950 — II., Praterſtraße. 

Speyer Veronika — Flaſchenbierhandel — XIII., Ober⸗St. Veit, Maria⸗ 
Thereſienſtraße 33. Re | 

Delapina Ferdinand — Fleiſchhauer — IX., Roſsauermarkt. 

Huber Marie — Fragnerin — III., Schimmelgaſſe 21. 

Schmid Joſefa — Fragnergewerbe — V., Steinbauergaſſe 13. 

Gerger Franz Joſef — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XV., Fünfhaus, 
Sechshauſer Hauptſtraße 38. 


Gruber Ferdinand — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIV., Rudolfsheim, 


Dreihausgaſſe 17. 

Holzwarth Hermann — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XV., Fünfhaus, 
Schönbrunnerſtraße 28. | 

Ferſtl Marie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VIII., Strozzigaſſe 18. 

Löhr Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Unter» Meidling, 
Lainzerſtraße 72. 
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Riedel Johanna — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, 


Antonigaſſe 42. 


Schmidt Friedrich — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Breitenſee, 
Kirchengaſſe 8. | 
Schnaus Georg — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Schützengaſſe 10. 
Schwarz Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Stolzenthalerg. 7. 
Stingl Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Alſerſtraße 47. 
Swoboda Pauline — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Gſchwandnergaſſe 18. | 
Vogel Friedrich — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XI., Simmering, 
Mühlgaſſe 5. . ee 
Isnenghi Karl — Großfuhrmann — XII., Unter-Meidling, Bahng. 6. 
Fiſchl Julius — Handel mit techniſchen Bedarfsartikeln für induſtrielle 


Zwecke — II., Lichtenauergaſſe 93. 


Langus Marie — Holz- und Kohlen-Verſchleiß — X., Quellengaſſe 139. 
Kamaryt Anton — Hutwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Lerchen— 
felderſtraße 56. 
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